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Lastenver sch iebungen 
in der gemeindlichen Wohlfahrtspflege
Von Dr. Herbert Meyer, Dezernent beim Deutschen Städtetag

Die Ergebnisse der Fürsorgestatistik für 1927, die an dieser Stelle kürz­
lich eingehend behandelt worden sind, haben erstmalig das Gefüge der öffent­
lichen Fürsorgelasten in voller Ausdehnung deutlich werden lassen. Nach 
der reichsgcsetjlichen Neuregelung des Fürsorgewesens erschien ein Einblick 
in die finanziellen Auswirkungen dieser Reform schon seit langem dringlich. 
Trotj der Fülle der Aufschlüsse, die die Fürsorgestatistik schon jetjt gewährt, 
regt sich jedoch das Verlangen, neben dem Zustandsbild, das die vorliegende 
Jahresaufnahme für 1927 bietet, auch eine zeitliche Entwicklungslinie im Für­
sorgewesen zu gewinnen. Für die Zukunft wird die Fürsorgestatistik diesen 
Wunsch ohne weiteres erfüllen, denn bei jährlicher Wiederholung der Er­
hebung ergeben sieb nach und nach immer ausgedehntere zeitliche Ver­
gleichsmöglichkeiten, Sowohl strukturelle Veränderungen im Aufgabenkreis 
der Fürsorge, als auch Schwankungen in der Intensität der Fürsorgebetäti­
gung, ausgelöst durch das Auf und Ab des Wirtschaftsablaufs, werden dann in 
ihren Wirkungen hervortreten. Anders liegen die Verhältnisse bei einem 
Rüdeblick auf die Vergangenheit. Der Mangel an statistisdien Erkenntnissen 
aus früheren Jal ren gestattet es beispielsweise nidit, aus dem Gesamtbild 
der Fürsorgegebarung von 1927 jene besonders diarakteristisdicn Züge her­
auszuheben, die speziell neu eingetretene Verschiebungen im Umfang der 
Fürsorgetätigkeit, widerspiegeln. Das ist um so bedauerlicher, da gerade 1927 
tiefgreifende Einwirkungen die gcmcindlidie Wohlfahrtspflege betroffen 
haben. Immer wieder drängt sidi jedodi das Bedürfnis gcbieterisdi auf, 
über den Umfang dieser Lastenvcrsdiiebungen im Fürsorgewesen, die im 
wesentlidien auf die Schaffung der Arbeitslosenversicherung; zurückgehen, eine 
sdiärfer umrissene Vorstellung zu gewinnen. Hier Klarheit zu sdiaffen, er­
fordert nidit nur die Notwendigkeit einer möglichst weitgehenden Durdi- 
forsdiung der dem Fürsorgeetat innewohnenden Triebkräfte, sondern ebenso 
sehr die starke finanzpoiitisdic Bedeutung, welche diese Vorgänge haben.

Wenn im folgenden der Versuch unternommen wird, mit Hilfe anderer 
Quellen, die Wechselbeziehungen zwisdien der neu gesdiaffenen Arbeits- 
losenversidicrung und der Fürsorge zahlenmäßig zu belegen, so kann wohl 
auf eine eingehende Darlegung des Tatbestandes verzichtet werden, da er 
im wesentlidien bekannt sein dürfte. Wir wissen, daß der Übergang von
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der Erwerbslosenfürsorge zur Arbeitslosenversicherung die öffentliche Für­
sorge insofern besonders berührte, als sich der Kreis der im Genuß der 
Arbeitslosenunterstützung stehenden Personen gegenüber der früheren Rege­
lung wesentlich verengt hat. Infolge der Verschärfung der Anwartschaftszeit 
zur Erlangung des Unterstütjungsansprudis sind ebenso wie durch Verlänge­
rung der Wartezeit und Verkürzung der Unterstü^ungsdauer ganze Gruppen 
Erwerbsloser in die gemeindliche Fürsorge abgedrängt worden, deren Unter­
stützungsaufwand nunmehr den städtischen und ländlichen Bezirksfürsorge­
verbänden allein zur Last fällt. Dem hat die Ausdehnung der Krisenfürsorge 
erst viel zu spät und dann auch bei weitem nicht in vollem Umfange ent­
gegengewirkt.

Die gewünschten Aufschlüsse über die Rüdewirkungen der Arbeitslosen­
versicherung auf das gemeindliche Wohlfahrtsbudget lassen sich hilfsweise 
aus der Reichsfinanzstatistik gewinnen, deren neueste Ergebnisse auf 
1927/28, das Einführungsjahr der Arbeitslosenversicherung, eingehen. Die 
Nachweise erstrecken sich auf die Gemeinden mit mehr als 10 000 Ein­
wohnern und die Gemeindeverbände, sie geben also nahezu ein voll­
ständiges Bild der kommunalen Wohlfahrtsfinanzen. Da der Zuschußbedarf

1. Wirtsdiaftliche Fürsorge,
2. Jugendwohlfahrts- und Gesundheitswesen und
3. unterstützende Erwerbslosenfürsorge

gegliedert ist, besteht — allerdings nur in gewissen Grenzen — die wertvolle 
Möglichkeit, die Lastenverschiebungen sowohl im Fürsorgewesen als audi in 
der Erwerbslosenfürsorge, soweit sie den gemeindlichen Haushalt betreffen, 
zu verfolgen. Eines ist jedoch zu beachten: in dem hier zuerst der Be­
trachtung zu unterziehenden Zeitabsdinitt (1927/28) können sich bei weitem 
noch nicht die vollen Wirkungen der Änderungen in der sozialen Gesetz­
gebung zeigen. Nach dem Inkrafttreten des AVAVG. am 1. Oktober 1927 
sind die Folgeerscheinungen der verschiedenen Neuerungen, insbesondere
soweit die Verkürzung der Unterstützungsdauer in Frage kommt, aus 
stündlichen Gründen erst ganz allmählich, dann aber immer stärker her

ver- 
hervor-

getreten. Es werden daher 1927/28 nur die ersten Anfänge fühlbar, während 
der Höhepunkt des Druckes, verstärkt durch die abschwingende Konjunktur, 
erst wesentlich später liegt.

Wohlfahrtsaufwand der Gemeinden mit mehr als 10 000 Einwohnern 
und der Gemeindeverbände

Zuschußbedarf in Mül. RM.
1925/26 1926/27 1927/28

1. Wirtschaftliche Fürsorge einschließlich
Anstalten.................................................

2. Jugendwohlfahrt und Gesundheitswesen
einschließlich Anstalten........................

3. Unterstützende Erwerbslosenfürsorge.

654,1

236,3
63,4

870,0»)

227.1
121.1

881,5

256,2
53,7i)

Summe 1—3 . . . 953,8 1218,2 1191,4
Außerdem wertschalfende Erwerbslosen­

fürsorge ..................................................... 25,7 45,4 - ■)
Durch die stark krisenhafte Zuspitzung der Wirtschaftsverhältnisse im 

Rechnungsjahr 1926/27 hatten zu einem Zeitpunkt, da die Erwerbslosen-

l) Einschließlich Gemeindeantcil an der Kriscnfürsorge.
*) 1927/28 ist die wcrtschnilcnde Erwerbslosenfürsorge hei den Aufgabengebieten verrechnet, 

in deren Rahmen die Arbeiten zur Ausführung gelangt sind. i



fürsorge alter Regelung noch bestand, die Fürsorgelasten einen Hochstand 
erreicht, der die Grenze des Möglichen und Tragbaren schon zu überschreiten 
schien. Der Zuschußbedarf in der Wirtschaftlichen Fürsorge war, wie die 
Zahlenübersicht zeigt, gegen 1925/26 sprunghaft von 654,1 Mill. RM. auf 
870,0 Mill. RM. angestiegen; damit ist gewiß ein eindrucksvolles Merkmal 
von dem Ausmaß des damaligen Massennotstandes gegeben. So stark hatte 
s. Zt. die Fürsorge auf die Wirtschaftsschwankungen reagiert, obwohl noch 
die frühere Erwerbslosenfürsorge als wirkungsvolles Fangnet} dazwischen 
geschaltet war. Auf Grund des erneuten Ansteigens der Konjunktur, das sich 
1927/28 durch eine ausgedehnte Wiedereingliederung freigesetjter Arbeits­
kräfte in den Wirtschaftsprozeß bemerkbar machte, mußte bei gleichblei­
bender Lastenregelung ein Abebben der krisenhaften Anspannung in der 
Fürsorge erwartet werden. Zwar ist anzunehmen, daß sich die wirtschaft­
liche Notlage nicht gleichlaufend mit der konjunkturellen Belebung milderte, 
sondern mit ihrer Besserung dem günstigen Wirtschaftsablauf nachhinkte. 
Auch soll die vorerst bleibende Belastung in Rechnung gestellt werden, die 
sich für die Fürsorge aus der Rationalisierung der Wirtschaft ergab. Jedoch 
reichen alle diese Einschränkungen nicht hin, um etwa ein Verharren des 
Fürsorgebedarfs auf der Höhe der Krisenzeit zu erklären. Selbst bei Be­
rücksichtigung des gesteigerten Personalaufwandes in der Wohlfahrtspflege, 
veranlaßt durch die am 1. Oktober 1927 in Kraft getretene Besoldungs­
erhöhung, hätte eine Rückbildung des Zuschußbedarfs für die Wirtschaftliche 
Fürsorge eintreten müssen. Statt dessen weist die Statistik eine weitere Auf­
stockung des Fürsorgebedarfs auf 881,5 Mill. RM. aus, also an Stelle eines 
Minderbedarfs sogar ein Mehraufwand, der in Wirklichkeit jedoch noch 
größer ist, da der Gemeindeanteil an der Krisenfürsorge in beiden Ver­
gleichsjahren nicht einheitlich verrechnet worden ist (1926/27 bei der Wirt­
schaftlichen Fürsorge, 1927/28 bei der untcrstütjenden Erwerbslosenfürsorge). 
Hier zeigen sich, zum Teil überdeckt von dem konjunkturellen Abschwung 
der Fürsorgelasten, die offenbaren Rückwirkungen der neu geschaffenen 
Arbeitslosenversicherung auf den Füsorgeetat, dessen normale Zusammen­
ziehung unter ihrem Druck gehemmt und in eine Gegenbewegung verkehrt 
wurde. Die Mehrbelastung der Wirtschaftlichen Fürsorge durch die ge­
änderte soziale Gesetzgebung war demnach 1927/28 bereits stärker als die 
immerhin recht beträchtliche Entspannung, die dem Fürsorgewesen aus der Be­
hebung der allgemeinen wirtschaftlichen Notlage hätte zugute kommen müssen.

Zieht man vorerst für das Jahr 1927/28 im gesamten gemeindlichen 
Wohlfahrtshaushalt die Bilanz der eingetretenen Lastenverschiebungen, so 
sind auf der Belastungsseite die Mehraufwendungen bei der Wirtschaftlichen 
Fürsorge und weiterhin die gesteigerten Ansprüche für Jugendwohlfahrt, 
Gesundheitswesen und Leibesübungen zu buchen. Bei der zweiten Gruppe 
handelt es sich, wie kurz eingefügt sei, um elastischere Ausgabepositionen, 
die 1926/27 unter dem Druck der eigentlichen Fürsorgelasten Einschrän­
kungen erfahren hatten und erst in der Folgezeit teils unter Einholung zu­
rückgestellter Bedürfnisse, teils infolge neuer gesetzlicher Aufgaben (Be­
kämpfung der Geschlechtskrankheiten) wieder ansteigen konnten. Auf der 
anderen Seite brachte der Übergang der allgemeinen Erwerbslosenfüisorge 
auf die Reichsanstalt eine Entlastung von dem Kostenbeitrag zur unter­
stützenden Erwerbslosenfürsorge mit sich. Bekanntlich tragen die Ge­
meinden seit dem 1. 4. 1927 nur noch ihren Anteil an der Krisenfürsorge 
(bis 30. 9. ein Viertel, ab 1. 10. 1927 ein Fünftel), den die Statistik neuer­
dings bei der untcrstütjenden Erwerbslosenfiirsorge verbucht. Per Saldo 
beträgt demnach die effektive Entlastung des gemeindlichen Wohlfahrts-
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haushalts in diesem Jahre, trotj der immer wieder betonten Befreiung von 
der Erwerbslosenfürsorge, nur etwa 30 Mill. RM. und auch dieser geringe 
Minderaufwand erweist sich nur als vorübergehend, da sich in der Folgezeit 
der Drude von der Arbeitslosenversicherung her immer mehr verstärkt,, so 
daß sdion 1928/29 die geringe Entspannung im Gesamtwohlfahrtsbudget aus­
geglichen und von einer zusätzlichen Belastung verdrängt wird.

Grundlage für eine solche Annahme sind keine Vermutungen, sondern 
eindeutige F«“5*;! 'hingen die sidi aus den Statistischen Vierteljahresberiditcn 
des Deutg'iiei. ' Uetages ergeben. Von Vierteljahr zu Vierteljahr steigen 
während de- :-rcs 1928 die Fürsorgeaufwendungen für arbeitsfähige Er­
werbslose in der Wohlfahrtspflege an. In gleidier Weise wächst die Zahl 
der Unterstützten, so daß sich nach und nach ein Heer langfristig Erwerbs­
loser in der gemeindlichen Fürsorge angesammelt hat. Die rückläufige Kon­
junktur hat dabei selbstverständlich das ihrige getan. Während noch im 
Vierteljahr Juli-September 1928 in 77 Städten mit mehr als 50 000 Ein­
wohnern 21,7 Mill. RM. an Fürsorgekosten für Wohlfahrtserwerbslose auf­
zuwenden waren, betrug in dem Zeitraum Oktober-Dezember der Bedarf 
bereits 23,6 Mill. RM., und er erreichte im ersten Vierteljahr 1929, trotz der 
inzwischen sdion wirksam gewordenen Ausdehnung der Krisenfürsorge, 
27,9 Mill. RM. Allein für diesen Teil der städtischen Bezirksfürsorge­
verbände bedeutet das gegenwärtig einen Jahresaufwand von nahezu 120 Mill. 
R.-Mark. Fast 20 v. H. der gesamten Fürsorgeaufwendungen der Städte ent­
fallen heute auf Unterstützungen an arbeitsfähige Erwerbslose in der Wohl­
fahrtspflege.

Durch eine weitere umfassende Erhebung des Deutschen Städtetages sind 
wir auch inzwischen darüber unterrichtet worden, wie sidi der Personen­
kreis der arbeitsfähigen Erwerbslosen zusammensetzt. Von den am 15. Fe­
bruar 1929 in den Städten mit mehr als 50 000 Einwohnern insgesamt er­
mittelten 154 900 Wohlfahrtserwerbslosen gehören fast 4/5 zu den Gruppen, 
die wegen Aussteuerung aus der Arbeitslosenversicherung und Krisenfürsorge 
oder infolge nicht ausreichender Erfüllung der Anwartsdiaftszcit in die ge­
meindliche Fürsorge hineingekommen sind. Diese Feststellung ist wegen 
der Aufhellung der Zusammenhänge zwischen Fürsorge und Arbeitslosenver­
sicherung besonders bemerkenswert. Bedenkt man weiterhin, daß 64,4 v. 11. 
oder nahezu zwei Drittel der arbeitsfähigen Unterstädten zu der wirtschaft­
lich produktivsten Altersklasse von 18—45 Jahren gehören — ein weiteres 
Drittel (34,9 v. H.) gehört der durchaus erwerbsfähigen und noch arbeits­
tüchtigen Aitersschicht von 45—65 Jahren an —, so fällt die immer wieder 
erhobene Behauptung von der ausschließlichen Ansammlung nicht mehr 
leistungsfähiger Erwerbsloser in der gemeindlichen Wohlfahrtspflege völlig
in sidi zusammen.

Im Gegensatz zu den übrigen in der Fürsorge stehenden Unterstützten­
gruppen, die in irgendeiner Hinsidit zu dem nidit mehr unmittelbar produk­
tiven Teil der Bevölkerung gehören, müssen hier durdiaus arbeitsfähige Per­
sonen von den Gemeinden unterstützt werden, deren Betreuung, zumal es 
sidi um einen Massennotstand handelt, ganz aus dem Rahmen der gcincind- 
lidien Fürsorgeaufgaben herausfällt. Der Umfang und das weitere An- 
wadisen der gcmcindlidien Fürsorge für Erwerbslose deuten darauf hin, wie 
groß der Teil des Risikos ist, der von der Arbeitslosenversidierung auf die 
Gemeinden abgewälzt wurde. Es muß zu sdiweren Benachteiligungen führen, 
wenn gerade die Gemeinden, did unter dem Darniederliegen ihrer Wirt- 
sdiaft am stärksten zu leiden haben, neben ihren cigentlidicn Fürsorgclasten 
audi nodi in vollem Umfange den Aufwand zur Behebung der Daucrarbeits-

344



dnV'v

losigkeit zu tragen haben. Audi die Dauerarbeitslosigkeit ist eine Folge des 
Krieges und erfordert deswegen eine Verteilung der durdi sie verursachten 
Lasten auf einen breiten und leistungsfähigen Träger. Es kann von der 
städtischen Fürsorge nicht als gegeben und unabänderlidi angesehen werden, 
daß die in der veränderten sozialen Gesetjgebung begründeten Lastenver­
schiebungen, entgegen den ursprünglichen Absiditen, ganz zum Nachteil der 
gemeindlichen Wohlfahrtsfinanzen und der kommunalen Finanzgebarung 
überhaupt ausschlagen. Deswegen wird die gerade jetjt in Angriff genommene 
Reform der Arbeitslosenversicherung ihr Augenmerk im besonderen Maße auf 
eine sowohl organisatorisch als finanziell geänderte Betreuung der gegenwärtig 
als Fremdkörper in der Fürsorge stehenden Erwerbslosen zu richten haben.

Die neuen Berliner Richtlinien 
der Familienfürsorge
Von Stadtrat Dr. Muthcsius.

Die Entwicklung der Familienfürsorge in Berlin, von den Richtlinien 
vom Mai 1926 bis zu den jetjt veröffentlichten neuen Richtlinien1), ist nur ver­
ständlich, wenn man die besonderen rechtlichen Grundlagen der Berliner 
städtischen Wohlfahrtspflege sich vergegenwärtigt. Von außen gesehen ist 
Berlin ein Bezirksfürsorgeverband wie andere Stadtgemeinden Preußens 
auch. Berlin ist von außen gesehen gleichzeitig auch ein eigener Landesfür­
sorgeverband. Dieser Fürsorgeverband der Stadt Berlin unterscheidet sich 
aber in seiner inneren Organisation wesentlich von allen deutschen Fürsorge­
verbänden. Dies beruht auf seiner besonderen kommunal-rechtlichen Organi­
sation auf Grund des bekannten Gesetjes über die Bildung einer neuen 
Stadtgemeinde Berlin vom 27. April 1920. Danach hat die Stadt Berlin 
nicht bloß die Organe, die sonstige preußische Städte haben, den Magistrat 
und die Stadtverordneten-Versammlung, sondern daneben in den 20 Ver­
waltungsbezirken je eine Bezirksversammlung und je ein kollegiales Be­
zirksamt. Diese Verwaltungsbezirke sind aber keine selbständigen Bezirks­
fürsorgeverbände, wie vielfach fälschlich angenommen wird. Dagegen hat 
ihnen das Preußische Landesfürsorgerecht eine Sonderstellung gegeben. Wie 
die preußischen Landkreise die Durchführung der ihnen als Bezirksverbändc 
obliegenden Fürsergeaufgaben den kreisangehörigen Gemeinden übertragen 
können, und wie kreisangehörige Gemeinden von mehr als 10 000 Ein­
wohnern diese Übertragung für sich beanspruchen können, soweit nicht die 
Durchführung durch den Landkreis selbst für eine wirtschaftlich gesunde Er­
füllung der Fürsorgeaufgaben erforderlich ist, so können auch die Bezirke 
der Stadtgemeinde Berlin den gleichen Antrag stellen. Sie haben das auch 
ohne Ausnahme getan und die fürsorgerechtlich überaus interessante Satjung 
für die Wohlfahrtsflege der Stadt Berlin2) spricht diese Übertragung auch 
aus, so daß die Bezirke der Stadt Berlin t den Bezirksfürsorgeverband der 
Stadt Berlin direkt vertreten. Inwieweit sie auch Organe des Landesfürsorge­
verbandes Berlin sind, ergibt sich gleichfalls aus der genannten Satjung.

Audi auf dem Gebiete der Jugendwohlfahrtspflege nimmt die Stadt 
Berlin eine Sonderstellung ein. Als Gemeinde hätte sie nach dem RJWG. 
ein Jugendamt zu erriditen. Bekanntlidi hat aber das Preußisdie AG. zum 
RJWG. bestimmt, daß jeder Bezirk der Stadt Berlin ein Bezirksjugendamt, 
dem die vollen Befugnisse des reidisreditlidien Jugendamts zustehen, zu er-

*) S. Bin. Wohlfahrtsblatt Nr. 12, 1929.
3) Vgl. Muthcsius, Fürsorgerecht, Springer, 192, Seite 50.



richten habe, so daß die Stadt Berlin 20 Jugendämter besitzt. Von der durdi 
das genannte AG. den preußischen Provinzen und der Stadt Berlin gegebe­
nen Befugnis, Landesjugendämter zu errichten, hat die Stadt Berlin ja auch 
Gebrauch gemacht. Die Errichtung des Landesjugendamtes und der 20 Be­
zirksjugendämter ist gleichfalls aus der genannten Satzung ersichtlich. Bei 
der Betrachtung der städtischen Wohlfahrtspflege in Berlin muß man sich 
aber weiter vor Augen halten, daß die Verwaltungsbezirke keine eigene Finanz­
hoheit besitzen. Sie stellen zwar vor Beginn jedes Etatjahres eine Übersicht 
über ihre voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben auf, die Feststellung 
des Haushalts selbst aber i rfoigt durdi Magistrat und Stadtverordneten-Vcr- 
sammlung, ohne unmittelbare entscheidende Mitwirkung der Bezirkskörper- 
sdiaften selbst, wobei jedoch wiederum zu berücksichtigen ist, daß jedes 
Mitglied der Berliner Stadtverordneten-Versammlung gleichzeitig Mitglied 
einer der 20 Bezirksversammlungen ist. Für die Durchführung der Wohl­
fahrtspflege ist weiter das rechtliche Verhältnis zwischen Magistrat und Be­
zirksamt von grundlegender Bedeutung. Ohne daß auf Einzelheiten ein­
gegangen werden kann, muß in diesem Zusammenhänge wenigstens ge­
sagt werden, daß die Bezirksämter nicht lediglich Verwaltungsorgane des 
Magistrats und von diesem infolgedessen abhängig sind, sondern daß sie 
außerdem noch Gemeindebehörden mit einer gewissen Selbständigkeit sind. 
Die Zuständigkeitsabgrenzung zwischen den Bezirksämtern und dem Ma­
gistrat ist nur zum Teil im Gesetz selbst geregelt. Regelfall ist die Verwal­
tung durch die Bezirke. Den Rahmen für die Verwaltung stellt die Zentral­
verwaltung her. Richtlinien für die Verwaltung werden im allgemeinen 
durch gemeinschaftliche Beratungen von Magistrat und Bezirksämtern, deren 
Formen im einzelnen hier nicht interessieren, aufgestellt.

Im Mai 1926 waren nach langwierigen Verhandlungen zwischen Ma­
gistrat und Bezirksämtern zum erstenmal Richtlinien über Familienfürsorge 
aufgestellt worden. Die Verhandlungen hatten sich vor allem mit der Frage 
befaßt, ob und inwieweit auch die Gesundheitsfürsorge in die Familienfür­
sorge zu übernehmen war. Im wesentlichen war die Frage dahin zu ent­
scheiden, daß für alle wichtigen Gebiete der Gesundheitsfürsorge Spezial- 
Fürsorgekräfte vorhanden sein sollten. Als Zweck jener Richtlinien war die 
Vereinheitlichung des fürsorgerischen Außendienstes im Sinne der Familieu- 
fürsorge genannt. Es war die Unterstellung der Fürsorgekräfte unter eine 
sozial geschulte Kraft vorgesehen. Die Familienfürsorge war als eine ein­
heitliche nach Bezirken gegliederte Tätigkeit auf allen Gebieten der Für­
sorge bezeichnet. Im Rahmen der Richtlinien entwickelte sich im Zusammen­
hang mit der eingangs geschilderten verwaltungsrcchtlichen Sonderstellung 
der Stadt Berlin die Familienfürsorge in den einzelnen Bezirken außerordent­
lich verschieden. Der allgemeine Stand der Verwaltung in den einzelnen 
Bezirken, die besondere Struktur der Bevölkerung und viele andere Vor­
aussetzungen führten dazu, daß der Entwickelungsstand in den einzelnen Be­
zirken sehr verschieden war. Eine Rundfrage des Magistrats über die Or­
ganisation der Familienfürsorge erging im Mai 1928, nachdem die ersten 
Richtlinien 2 Jahre in Kraft waren. Die Rundfrage erstreckte sich auf die 
Eingliederung in die Verwaltung — selbständige Dienststelle neben dem 
Wohlfahrts- und Jugendamt oder Eingliederung —, auf die in der Familien­
fürsorge tätigep Kräfte — fachliche Leitung, Dienststcllenvorsteherbefug- 
ni8sc, Vcrwaltungs- und Kanzlcikräfte —, auf den Aufgabenkreis, d. h. so­
wohl die Sachgebiete, z. B. Kleinrentnerfürsorge, Pflegekinderwesen, Pflege­
amt usw. als auch die Funktionen, z. B. Ermittlungen, Berichte, Schrift­
verkehr, Befugnisse für Bewilligungen u. ä., endlich auch auf die Zusammen-

346



arbeit mit anderen Stellen — mit den Schulen, mit Wohlfahrts- und Jugend­
kommissionen, mit der freien Wohlfahrtspflege. Die Umfrage, die sorgfältig 
vorbereitet und durchgeführt wurde, ergab, daß sich in Berlin drei Grund­
typen der Familienfürsorge entwickelt hatten, die trotj mancherlei Ab­
weichungen doch in allen Bezirken deutlich zu erkennen waren. Zunächst 
wurde als Familienfürsorge schon eine Organisation bezeichnet, bei der ledig­
lich ein Ermittlungs- und Berichtsdienst durch fürsorgerisch geschulte Kräfte 
stattfand, ohne daß diese Kräfte an der Weiterbearbeitung der ermittelten 
und begutachteten Fälle irgendwie beteiligt waren. Eine Mittelstellung nahm 
die Organisation ein, bei der die überwiesenen Fälle in mehr oder weniger 
großem Umfange auch fürsorgerisch weiter behandelt wurden. In einigen 
Bezirken war die Entwicklung weit darüber hinausgegangen. Hier war die 
Familienfürsorge als Zusammenfassung des gesamten fürsorgerischen 
Dienstes unter Hintanstellung der Unterschiede von Außen- und Innendienst 
aufgefaßt und in diesem Sinne organisatorisch in die Verwaltung eingeglie- 
dert worden. Auf Grund des durch die Rundfrage gewonnenen Materials 
wurden in engem Zusammenwirken der Zentralverwaltung und der Bezirks­
verwaltungen die neuen Richtlinien für Familienfürsorge vom 29. Mai 1929 ge­
schaffen, die in folgendem einer kurzen Betrachtung unterzogen werden sollen.

Sie gliedern sich in vier Abschnitte:
1. Begriff,
2. Organisation,
3. Aufgaben,
4. Zusammenarbeit mit anderen Stellen.

Sie sind nur verständlich aus den besonderen Verhältnissen der Stadt Berlin 
sowohl nach der kommunal-verfassungsrechtlichen Seite hin, wie sie eingangs 
kurz dargelegt ist, als auch nach dei Seite der Bevölkerungsverhältnisse; man 
muß bedenken, daß die Stadt Berlin reine Arbeitergegenden, Gegenden mit 
Mittelstands- und wohlhabender Bevölkerung, aber auch Teile rein ländlicher 
Art umfaßt. Sie beanspruchen keine allgemeine Gültigkeit, sondern haben 
nur die Aufgabe, der Familienfürsorge der Stadt Berlin eine Entwicklungs­
linie vorzuzeigen.

1. Begriff. Familienfürsorge im Berliner Sinne ist die Durchführung 
der gesamten für eine Familie und auch für Einzelpersonen erforderlichen 
fürsorgerischen Maßnahmen nach einheitlichen Gesichtspunkten. Den Begriff 
des Außendienstes kennen die Richtlinien nicht mehr. Sie stellen sich damit 
auf den Standpunkt, auf den die Entwicklung der Wohlfahrtspflege in der 
öffentlichen Verwaltung schon seit längerer Zeit hingedrängt hatte. Der 
gesamte fürsorgerische Dienst der Stadt Berlin auf allen Gebieten der öffent­
lichen Wohlfahrtspflege wird in der Famflienfürsorge damit vereinheitlicht. 
Aber darüber hinaus sollen sich alle Zweige der Verwaltung bei sozialen 
Aufgaben der Familienfürsorge bedienen, denn sie ist die Zentralstelle aller 
fürsorgerischen Arbeit im Bezirk. Die Entwicklung der Gesundheitsfürsorge 
in Berlin hat dazu geführt, daß bestimmte wichtige Gebiete als Spezialfür­
sorgegebiete verbleiben müssen. Diese Gebiete sind die gesundheitliche 
Schwangeren-, Säuglings- und Kleinkindcrfürsorgc, die Sdiulgesundheitsfür- 
sorge, die Tuberkulosefürsorge, die gesundheitliche Fürsorge für Geschlechts­
kranke, Alkoholkrankc und sonstige Rauschgiftsüchtige. Der theoretische 
Streit über Einbeziehung der Gesundheitsfürsorge in die Familienfürsorge 
ist für Berlin ohne Bedeutung. Die Richtlinien geben den tatsächlichen Stand 
der Entwicklung in dieser Beziehung wieder. Das Wichtige für Berlin liegt 
in dem unten zu besprechenden Satj, daß die Einheitlichkeit der Arbeit aller, 
also auch der Kräfte der gesundheitsfürsorgerischen Stellen, sichcrzustellcn
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ist. Die Familienfürsorge ist nach den Richtlinien auch nicht ein lediglich 
nach Aufträgen anderer Stellen in Tätigkeit tretendes Organ, vielmehr muß 
sie auch ohne Auftrag bei jedem ihr bekannt werdenden Notstand die er­
forderlichen fürsorgerischen Maßnahmen in die Wege leiten.

2. Organisation. Die Familienfürsorge wird als Abteilung des 
Wohlfahrts- und Jugendamtes gedacht. In dieser Abteilung sind sämtliche im 
Bezirk tätigen Fürsorgekräfte — selbstverständlich mit Ausnahme der auf 
den gesundheitlichen Spezialfürsorgegebieten tätigen — zusammenzufassen. 
Die Familienfürsorge steht unter der Leitung einer Kraft, die sozial ge­
schult, im fürsorgeri&chen Dienst erfahren und organisatorisch besonders be­
fähigt sein muß. Dieser Leitung ist die Mitwirkung bei der Bearbeitung all­
gemeiner sozialer Angelegenheiten des Wohlfahrts- und Jugendamtes aus­
drücklich vorgeschrieben (III 4). Die Familienfürsorgekräfte erhalten einen 
Fürsorgebezirk überwiesen. Die Grenzen dieses Bezirkes sollen sich mit 
denen der Wohlfahrts- und Jugendkommissionen decken. Für die Größe der 
Fürsorgebezirke sind ziffernmäßige Angaben in den Richtlinien mit voller 
Absicht nicht enthalten. Die Richtlinien beschränken sich vielmehr auf die 
allgemeine Bemerkung, daß die Größe des Fürsorgebezirkes sich nach Be­
völkerungsdichte und sozialer Struktur des Bezirks richten soll. Audi zu der 
Frage der männlidien Fürsorger nehmen die Richtlinien Stellung. Bei der 
Fürsorge für männlidie Jugendliche, für Kriegsbeschädigte und bei der Zu­
sammenarbeit mit den höheren Lehranstalten für Knaben und mit den Fadi- 
und Berufsschulen für Jünglinge sind männlidie Fürsorger zu beschäftigen. 
Für besondere Aufgabengebiete innerhalb der Familienfürsorge können wei­
tere Spezialkräfte tätig sein. Alle Spezialfürsorgekräfte müssen aber ihre 
Tätigkeit im Einvernehmen mit der jeweils zuständigen Bezirksfürsorgekraft 
ausüben. Als soldie besonderen Aufgabengebiete sind beispielsweise Psycho­
pathenfürsorge, Strafentlassenenfürsorge, soziale Gerichtshilfe und Pflege­
amtsaufgaben genannt. Den zur fürsorgerischen Bearbeitung gehörigen 
Schriftverkehr führt die Familienfürsorge selbst und es ist sicherlich nidit 
ohne Bedeutung, daß die Riditlinien sogar davon spredien, daß die erforder­
lichen Kanzleikräfte zur Verfügung gestellt werden müssen.

3. Aufgaben. Wie die Richtlinien den Untersdiied von Innen- und 
Außendienst nicht mehr kennen, so räumen sie auch mit der sdiädlidien 
Unterscheidung von reinem Verwaltungs- und reinem Sozialdienst auf. Sic 
gehen davon aus, daß die Familienfürsorge die volle Sachbearbeitung für 
diejenigen Arbeitsgebiete des Wohlfahrts- und Jugendamtes hat, die über­
wiegend fürsorgerischen Charakter tragen. Als solche Arbeitsgebiete sind 
insbesondere folgende bezeichnet:

Schutj der Pflegekinder (gemäß Abschn. III RJWG.), 
Unterbringung in Anstalts- und Familienpflege,
Fürsorge für gewerblich tätige Kinder und Jugendliche, 
Krüppelfürsorge,
Psychopathenfürsorge,
Jugendgerichtshilfe,
Schutjaufsichts- und Fürsorgeerziehungssachen,
Aufgaben gemäß § 43 RJWG., 
soziale Gerichtshilfe,
Strafentlassencnfürsorge,
Pflegeamtaufgaben.

Ausgenommen sind hierbei die Zuständigkeitssachen und die Kostensachen. 
Dabei ist aber zu bemerken, daß die Kosteneinzichungssachen der Familien-
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fürsorge zur gutachtlichen Äußerung hinsichtlich der fürsorgerischen Gesichts­
punkte zuzuleiten sind. Dabei stellen sich die Richtlinien erfreulicherweise 
auf den Standpunkt, daß die gesamte Kosteneinziehung nicht nur eine for­
male und finanzielle, sondern eben auch eine fürsorgerische, d. h. vor allen 
Dingen sozial-pädagogische Seite hat, ein Standpunkt, der auch in den Ber­
liner Richtlinien über die Erstattung von Wohlfahrtsunterstütjungen seinen 
deutlichen Ausdrude gefunden hat. Bei den übrigen Arbeitsgebieten wirkt 
die Familienfürsorge auf Anforderung anderer Dienststellen durch fürsorge­
rische Begutaditung mit und übernimmt erforderlichenfalls auch die für­
sorgerische Weiterbearbeitung und Beratung. Auskunfterteilung ist ihr im 
übrigen allgemein zur Pflicht gemadit.

4. Zusammenarbeit mit anderen Stellen. Die Schwierig­
keit, wie die Familienfürsorge als Teil der Kommunalverwaltung arbeiten 
kann, ohne ihre sozial-pädagogische fürsorgerische Aufgabe zu beeinträdi- 
tigen, zeigt sich besonders deutlich bei der Regelung der Zusammenarbeit mit 
anderen Stellen. Die Richtlinien gehen von dem Grundsa^ aus, daß die Für­
sorgekräfte und die Verwaltungskräfte durch persönliche Fühlungnahme eng Zu­

sammenarbeiten müssen und daß Meinungsverschiedenheiten nidit durdi die 
Verwaltungskräfte, sondern durdi den Dezernenten selbst zu entscheiden 
sind und daß ferner die Fürsorgekräfte mit den Ehrenbeamten des Wohl- 
fahrts- und Jugendamts eng Zusammenarbeiten müssen. In jeder Wohlfahrts­
und Jugendkommission ist eine Fürsorgekraft stimmberechtigtes Mitglied. 
Zwar sind auf dem Gebiete der allgemeinen Wohlfahrt für die Nach­
prüfungen bei Unterstütjungsanträgen im allgemeinen die Wohlfahrts- und 
Jugendkommissionen zuständig; indessen erhält die Familienfürsorge aus allen 
Zweigen der allgemeinen Wohlfahrt zur gutachtlichen Äußerung eilige und 
schwierige Fälle übersandt. Auf die sehr schwierige Frage der Zusammen­
arbeit zwischen den ehrenamtlichen Mitgliedern der Wohlfahrts- und Jugend­
kommissionen und den Füsorgekräften der Familienfürsorge soll hier nicht 
näher eingegangen werden. Für die Jugendwohlfahrt ist die Familienfür­
sorge als ausübendes Organ des Jugendamtes bezeichnet. Auch hier ist sie 
bei Kosteneinziehungssachen zur Berücksichtigung der fürsorgerischen Ge­

sichtspunkte gutachtlich zu hören. Auf dem Gebiete der Kriegsbeschädigtcn- 
und Kriegshinterbliebenenfürsorge ist die Familienfürsorge, ohne daß da­
durch die Mitwirkung von Beiratsmitgliedern berührt wird, für alle die­
jenigen Fälle zuständig, in denen neben Unterstütjungen persönliche Für­
sorge pädagogischer oder sozialer Art erforderlich erscheint. Von besonderer 
Wichtigkeit ist die Zusammenarbeit der Familienfürsorge mit den Gesund­
heitsfürsorgestellen. Als Ziel ist, wie schon oben bemerkt, die Sicher­
stellung der Einheitlichkeit der Arbeit aller fürsorgerischen Kräfte bezeich­
net. Dieses Ziel soll erreicht werden durch gemeinsame Arbeitsbesprechungen 
und durch gegenseitige Meldepflicht. Zur Vermeidung von Doppelbearbei­
tungen, insbesondere bei Hausbesuchen und zur Verwertung vorhandenen 
Materials, setjen sich die Fürsorgekräftc der Gesundheitsfürsorgestellen mit 
der Familienfürsorge in Verbindung. Die vorhandenen Akten werden gegen­
seitig zur Einsichtnahme zur Verfügung gestellt. Es ist gar keine Frage, daß 
der Streit über die Einbeziehung der Gesundheitsfürsorge in die Familien­
fürsorge wesentlich an Bedeutung verliert, wenn diese Wege zur Sicher­
stellung der Einheitlichkeit aller fürsorgerischen Arbeit in einem Bezirk von 
beiden Seiten in gegenseitigem Vertrauen beschritten werden. In bezug auf 
die Schulfürsorge übt jede Familienfürsorgekraft die Fürsorge für Schüler 
aller Schularten auf erzieherischem und wirtschaftlichem Gebiet in den in 
ihrem Bezirk liegenden Schulen aus.
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Aus dieser Übersicht über den Inhalt der Berliner Richtlinien ergibt 
sich, daß von den 3 in den Berliner Bezirken vorhandenen Typen der Fa­
milienfürsorge derjenige als der erstrebenswerte gewählt worden ist, der die 
Familienfürsorge nicht als einen lediglich auf Anfordern anderer Stellen 
tätig werdenden Ermittlungs- und Begutachtungsdienst auffaßt, sondern der­
jenige, der der Familienfürsorge die Verantwortung für die einheitliche 
sozial-pädagogische Arbeit innerhalb aller Aufgaben der kommunalen Wohl­
fahrtspflege übertragen wissen will. Familienfürsorge in diesem Sinne ist 
allerdings das Ergebnis langer mühevoller Arbeit, planmäßiger Erziehungs­
arbeit an Fürsorge- und Verwaltungskräften, nicht aber das Produkt eines 
einmaligen Organisationsbeschlussee. Familienfürsorge in diesem Sinne wächst 
langsam heran. Die Berliner Richtlinien sind nicht von heut auf morgen 
in die Wirklichkeit umzusetjen. Selbst wenn die günstigsten persönlichen 
und sachlichen Vorbedingungen bestehen würden, würde man erst nach langer 
Zeit sagen können, daß die Richtlinien in allen Bezirken restlos verwirk­
licht wären.

Aber der Anfang ist gemacht. Die Grundlage für einen wohlfahrts­
politisch bedeutsamen Fortschritt ist gelegt. Der Unterschied von Außcn- 
und Innendienst, von Verwaltungs- und Sozialdienst ist beseitigt. Die Be­
deutung der Familienfürsorge als Zusammenfassung nicht nur von Sach­
gebieten, sondern auch von Funktionen (nicht nur Ermittlungen und Begut­
achtungen, sondern volle Sachbearbeitung) ist voll erkannt und scharf her­
vorgehoben, die Notwendigkeit enger Zusammenarbeit mit allen anderen 
Stellen ist deutlich bezeichnet. Die Notwendigkeit einer besonderen sach­
gemäßen Leitung ist in den Vordergrund gestellt.

Es ist zu erwarten, daß bei der Durchführung der Richtlinien sich nodi 
viele Schwierigkeiten ergeben, aber es ist ebenso sicher, daß die gesunden 
wohlfahrts-politischen Grundgedanken dieser Richtlinien sich durchsetjen 
werden.

Fürsorge an Lebensmüden
Dr. Ernst J o e 1 f, Fürsorgearzt in Berlin1).

Der Lebensmüde, dem der letjte Ausweg, der Selbstmord, mißglückte, 
durch Ungeschick, durch rechtzeitige Rettung und Wiederbelebung, er steht 
dem Arzt mit zwiespältigem Gefühl gegenüber. Soll er ihm danken oder soll 
er ihn lästig finden, einen Störenfried, einen unwillkommenen Verlängerer 
seiner Qual? — In dieser Zwiespältigkeit ähnelt er dem Giftsüchtigen, mit 
dem ihn auch sonst Wesentliches und Schicksalhaftes verbindet. Der Arzt, 
selbst wenn er sich freiwillig zu ihm begab, raubt ihm sein Idol, nimmt, was 
ihn das Leben erträglich machte.

Die Lebensmüden, in deren Schicksal Selbstbetäubungs- und Selbstver­
nichtungsversuche vielfach wechseln und sich vertreten, gelten zumeist als 
schwierige, undankbare und aussichtslose Objekte fürsorgerischer Betreuung.

Sehr zu Unrecht. Der Dienst an ihnen gehört zu den reizvollsten und 
lohnendsten Aufgaben sozialer Tätigkeit. Diese Aufgaben — sie sind ein Teil-

*) Mit Dr. Ernst Joel ist einer der wertvollsten Mitarbeiter dieser Zeitschrift plötzlich am 12. August 1929 
dahingegangen. Seine Fähigkeit, die Erlebnisse aus der praktischen Arbeit wissenschaftlich einzuordnen und zu 
vertieren, und seine tiefe soziale Veranlagung, die dns Menschliche im einzelnen Fall herausfühlte und jede persönliche 
Wertung als der Fürsorge wesensfremd (üriehiUe, haben ihn besonders in der jüngeren Generation zu einem Führer 
bei dem Suchen nach neuen Methoden der Arbeit gemacht. Wir bringen seine letzte Abhandlung, die er uns 
unmittelbai vor seinem Tode übergab, aus einem Gebiet, für dns er ein ganz besonderes Interesse auf brachte und für 
das er einen großen Teil seiner besten Arbeitskräfte einsetzte. Die Redaktion.;rüfte einsetzte.
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gebiet der sozialen Psychiatrie2) — zu skizzieren, ersdieint um so 
angebrachter, als unsere Versuche, die 1925 begannen, offenbar die ersten 
waren und im Zusammenhang hierüber noch nicht berichtet wurde.

In der Fürsorgestelle für Alkoholkranke und andere Giftsüchtige des Ge­
sundheitsamt Berlin-Tiergarten (und ganz ähnlich in der von F. Frankel 
geleiteten Stelle in Berlin-Kreuzberg) werden durch die soziale Krankenhaus- 
fürsorge alle Patienten vorgestellt, die wegen eines Selbstmordversuchs in dem 
benachbarten Krankenhaus aufgenommen wurden. Die Vorstellung geschieht, 
sobald der körperliche und seelische Zustand des Patienten es erlaubt. Wichtig 
ist, daß sie während des Krankenhausaufenthaltes stattfindet, da nach der 
Entlassung aus dem Krankenhaus die Einladung nur selten befolgt wird. Die 
Aussprache findet unter vier Augen statt. Es wird nichts notiert und die 
Zusammenkunft von Patient und Arzt verläuft auch im äußeren Arrangement 
so zwanglos wie möglich.

Die Patienten sind zunächst meist zaghaft und ängstlich, zuweilen miß­
trauisch und ablehend, wenn sie zur Sprechstunde erscheinen. „Was soll ich 
hier? Sie werden mir auch nicht helfen.“ Diese Haltung ist um so verständ­
licher, als die Tatsache des mißglückten Selbstmordes, die Wiederbegegnung 
mit der Welt, von der man Abschied genommen hat, ein Moment der Pein­
lichkeit enthält, einer gewissen Blamage, sogar die Möglichkeit, für einen 
Poseur gehalten zu werden, der nur Eindruck machen wollte. In Wirklich­
keit beweist schon die Notwendigkeit der Krankenhausaufnahme, daß es ein 
ernster Versuch war.

Und dies bedeutet für manche Fälle eine Anknüpfung, die die Ver­
legenheit und Beunruhigung unserer Schüblinge zerstreut. Die Äußerung 
unserer Anteilnahme erhält einen besonderen Akzent durch die Bezeugung 
von Achtung, von Respekt vor dieser Entschlossenheit zum Lebten. „Sie 
müssen Schweres erlebt haben.“ Für viele ist das eine Ermutigung; die lebte 
Befürchtung, es könne eine Art Verhör werden, schwindet, die Aussprache 
kommt in Gang.

Hier muß angemerkt werden, daß eir? Beratung von Lebensmüden nur 
möglich ist auf der Basis grundsäblicher Anerkennung des freiwilligen Todes 
als einer ultima ratio. Wo dies nicht möglich ist, wird es schwer sein, Ver­
trauen zu wecken.

Das bedarf zweifellos einer etwas eingehenderen Begründung. Sie hier 
zu geben, würde den Rahmen der Arbeit überschreiten. Hier nur einige 
Erfahrungen aus der Praxis.

Zuvörderst: Der Patient muß vom ersten Augenblick an spüren, daß 
wirkliche Hilfe geleistet werden soll. Und diese ist nicht allein um ihrer 
selbst willen notwendig, sondern um der Bekundung einer handfesten Teil­
nahme, eines wirklichen Zurverfügungstehens, und damit um der Erweckung 
von Vertrauen, das diese Menschen meist verloren haben. Es kommt zuweilen 
gar nicht darauf an, was man unternimmt, was man als erstes geschehen läßt, 
usw., sondern daß man handelt. Eine Patientin z. B., die wegen einer ent­
stellenden Narbe im Gesicht im Berufsleben immer zurückstehen mußte, von 
ihrem Freund verlassen wurde und verbittert und vergrämt den Tod suchte, 
soll zu einem kosmetischen Chirurgen geschickt werden. Dies ihr sagen, wäre 
etwas Halbes. In ihrer Gegenwart aber den Arzt anrufen und sie für über­
morgen anmelden, diese sofortige Bemühung — an sich eine simple Kleinig­
keit — erweckt das erste Lächeln auf dem Gesicht dieser enttäuschten Frau, 
die bei ihrem Kommen bemerkt hatte, sie werde schweigen, denn es habe ja

2) F. Frankel u. E. Joel, Soziale Psychiatrie. Diese Zeitschrift.
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doch alles keinen Zweck. — Der Erfolg einer solchen ersten Unterhaltung 
hängt nicht ab von der allgemeinen Freundlichkeit und Teilnahme, die man be­
zeugt, sondern davon, ob es gelingt, ohne viel Wortaufwand, unforciert, einen 
oder mehrere Punkte herauszufinden, von wo aus — vielleicht noch heute — 
etwas ausgerichtet werden kann. Ermutigende Worte bedeuten wenig für 
diese Menschen, die schon sehr viel haben anhören müssen. Eine kleine, aber 
solide Tat wirkt schlagend, überraschend, überzeugend.

Andererseits ist das Schlimmste, was diesen Vereinsamten und Entmutig­
ten widerfahren kann, daß man sie von einer Stelle zur andern schickt. 
Die Ressortpolitik muß hier unbedingt aufhören, muß unter Umständen so 
sehr wie möglich verdeckt werden. Man muß z. B. irgend etwas zunächst selber 
tun, was einen eigentlich nichts angeht, einfach deshalb, um den Patienten das 
Gefühl zu ersparen, daß ihre Geschichte nun wieder an neue Stellen und 
Personen herangetragen wird. Sie wollen nur mit einem zu tun haben und 
man muß, wenn nötig, die Überleitung in andere Hände allmählich und un­
merklich vollziehen. Will man z. B. einen Einsamen in einen geselligen und 
ihm gesinnungsverwandten Kreis einführen, so soll man ihn nicht dorthin 
schicken. Wenn nber ein Angehöriger des Kreises im Hause ist und nun die 
Vorstellung erfolgt, so ist das eine grundlegend andere Situation, eben weil 
vom Standpunkt des Patienten der Arzt in sie einbezogen wird.

Hilfe für Einsame, Schlichtung von Konflikten, eine gewisse Schieds- 
mannstätigkeit, ein Richteramt, das ist es, wofür man bereit sein muß.

Ob man die Einsamkeit durch Anschluß an Menschen oder durch Her­
stellung eines Kontaktes zu geistigen Strebungen, zu sozialer und kultureller 
Arbeit abhelfen wird, darüber gibt es natürlich keine Regeln.

Was mir für die Beratung immer wieder wichtig erschien, ist neben der 
Bereitschaft zuzuhören und in die Tiefe zu dringen, Zeit zu haben, Verbindun­
gen herzustellen, Korrespondenz zu führen, ein äußeres, möglichst extensives 
Bescheidwissen. Je mehr und je besser man über Sport, Technik, Berufsarbeit, 
Theater, Politik, fremde Städte und Länder Bescheid weiß, um so besser, je 
allgemeiner und abstrakter solche Gespräche verlaufen, um so unfruchtbarer.

Hier einige Beispiele, die lediglich Art und Umfang der ä u ß e r e n 
Maßnahmen zeigen sollen:

I. A. D., 44jähriger Mann, Büroangestellter, vier erwachsene Kinder. Im 
Laufe von l1/*, Jahren beging er bei der ihn beschäftigenden Behörde Unter­
schlagungen in Höhe von 1500 Mark. Entlassung und Strafantrag. Suicid- 
versuch mit Luminal.

Maßnahmen der Fürsorgestelle (FSt.): Einleitung eines 
vorübergehenden Milieuwechsels im Anschluß an den Krankenhausaufenthalt. 
— Während dieser Zeit Unterhaltung eines ständigen Verkehrs mit D. — 
Versuch eines Ausgleiches zwischen D. und seiner Familie, der auch gelang. — 
Versuch eines Ausgleichs zwischen D. und seinem geschädigten Arbeitgeber. 
Da erfolglos, kam es zur Eröffnung eines Strafverfahrens. Terminvertretung 
durch die FSt. im Sinne der Erlangung einer Bewährungsfrist unter 
der Bedingung, daß D. in die Einleitung einer Pflegschaft willigt, 
bei der der Pfleger zur Entgegennahme und Verwaltung der Ein­
nahmen berechtigt ist. (D. ist unzuverlässig in Geldangelegenheiten.) — D. 
bleibt in Betreuung der FSt.

II. E. K., 38jähriger Arbeiter, verheiratet, ein Kind von SV2 Jahren. 
Seine Frau ist seit zwei Jahren im Krankenhaus wegen offener Tuberkulose. 
K. wird der Frau nach zwei Jahren das erstemal untreu, infiziert sich bei 
dieser Gelegenheit mit Syphilis. In der Annahme, seine Frau wisse davon
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und wegen der Schwierigkeit der gesamten häuslichen Zustände Suicidversuch 
mit Sublimat.

Maßnahmen der FSt.: Gründliche Aussprache mit dem Fürsorge­
arzt. — Vorsichtige Fühlungnahme der Fürsorgerin mit der Frau des 
Patienten. Ergebnis: Die Frau weiß nichts von der Infektion des Mannes. — 
Dauerunterbringung für das tuberkulosegefährdete Kind des Patienten, die 
dem Manne bisher nicht gelungen war. — Verschickung des Patienten im 
Anschluß an den Krankenhausaufenthalt. — Schlichtung einer Spannung 
zwischen den Eheleuten. — K. wendet sich je§t in allen Schwierigkeiten an die 
FSt. Seine Haltung ist hoffnungsvoll, Suicidgefahr liegt zurzeit nicht mehr 
vor.

III. F. L., 22jähriges Mädchen, Kleinstädterin, seit einem Jahr in Berlin; 
nichts gelernt. Konflikte mit einem Manne führten zu einem Suicidversuch 
mit Sublimat.

Maßnahmen der FSt.: Vorübergehender Milieuwechsel im Anschluß 
an den Krankenhausaufenthalt (12 Wochen). — Unterhaltung eines ständigen 
Kontaktes mit der Patientin und ihren Ärzten im Sanatorium (Brief­
wechsel, Besudle der Fürsorgerin, Beurlaubungen der Patientin in die ärzt­
liche Sprechstunde der FSt. usw.). — Anschluß der Patientin an einen 
Jugendverein. — Anschaffung von Berufskleidung. — Vermittlung einer 
Lehrstelle. — Es hat sich ein freundschaftlicher Kontakt zwisdien Patientin 
und FSt. ergeben.

IV. A. W., 33jährige, eheverlassene Frau. Ein Kind von vier Jahren. 
Das Eheverlassensein hatte auch wirtschaftliche Sdiwierigkeiten zur Folge. 
Suicidversuch mit Gas. — Kleine verwachsene Frau, Hüftgelenkleiden. Neue 
Selbstmordgedanken.

Maßnahmen der FSt.: Sofortige Vermittlung wirtsdiaftlidier Hilfe 
in Form von Lebensmitteln und Bargeld. — Versdiickung nadi Malente- 
Gremsmühlen. — Während der Verschickung Unterbringung des Kindes in 
einem Kinderheim. — Durdiführung eines Wohnungstausches sofort nadi der 
Rückkehr der Frau aus der Heilstätte; wurde durch befreundeten Hilfsverein 
finanziert. Umzug. Durch Rücksprache der FSt. mit dem Manne wurde erreicht, 
daß dieser auf jedes Anrecht an die Wohnung der Frau verziditete. — Ver­
mittlung einer Nähmaschine, um der Patientin einen selbständigen und einträg- 
lidien Erwerb für sich und das Kind zu sidiern. — Jetjt ist Patientin psychisdi 
gleichmäßig, wieder lebensbejahend, unterhält von sich aus engen Kontakt mit 
der FSt.

V. V. G., 33jährige Witwe, Mutter eines 12jährigen Mädchens. Nadi 
sedisjähriger Ehe starb der Mann, der in städtisdien Diensten stand. Die 
Frau hatte nodi keinen Ansprudi auf Witwenrente, war bis zu ihrer Ver­
heiratung im eltcrlidicn Haushalt gewesen, jetjt unselbständig. Fand keine 
Arbeit. Wirtsdiaftlidie Sdiwierigkeiten. Depression, begünstigt durch Kon­
flikte mit einem Mann, der ihr nadistcllt. Suicidversudi mit Gas.

Maßnahmen der FSt.: Absolute Zusage ständiger Hilfsbereitschaft. 
— Allgemeine Ermutigung. — Veranlassung von Milieuwedisel. Patientin 
fährt zu Verwandten. — Fühlungnahme der FSt. mit der Polizei: Der 
Patientin ist vor Nadistellung des Mannes Sdiutj zu gewähren. — Arbeitsver­
mittlung in einem städtisdien Krankenhaus, wodurdi audi die Möglichkeit 
gegeben wurde, sie weiterhin unauffällig betreuen zu können. Das Kind 
konnte bei seiner Mutter belassen werden.

VI. E. B., 38jährige ledige Aufwärterin mit einem Monatseinkommen 
von etwa 20 Mark. Lebt bei der verheirateten Sdiwcstcr, deren Mann Arbeiter 
ist. Patientin hat im Ansdiluß an eine Mittelohreiterung das Gehör zu etwa
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85% verloren, man kann sich nur durch lautes Zurufen mit ihr verständigen. 
Vom Munde abzulesen vermag sie nur sehr schlecht. Patientin war objektiv 
als arbeitsunfähig zu bezeichnen, hatte dazu das Gefühl, den Geschwistern zur 
Last zu fallen. Sie beantragte bei der Landesversicherungsanstalt die Ge­
währung der Invalidenrente. Ihr Antrag wurde abgelehnt. Darauf Suicid- 
versuch mit Lysol.

Maßnahmen der FSt.: Während des Krankenhausaufenthaltes: 
Fühlungnahme mit der Patientin durch den Fürsorgearzt und die Fürsorgerin.
— 12wöchiger Erholungsaufenthalt. Währenddessen erreichte die FSt. beim 
Wohlfahrtsamt Gewährung einer Dauerunterstügling von monatlich 45 Mark.
— Frl. B., die sich sehr erholt hat, wohnt jetjt bei der verheirateten Schwester. 
Macht lebensbejahenden Eindruck. Ist angewiesen, sich bei allen Schwierig­
keiten an die FSt. zu wenden.

Die Frage erhebt sich, ob nicht eine wirksamere Hilfe möglich ist. Muß 
es erst zum Selbstmordversuch kommen, von denen ja etwa die Hälfte glückt, 
die andere mißlingt? In Deutschland scheiden jährlich etwa 16 000 Menschen 
freiwillig aus dem Leben. Der Charakter dieser „Freiwilligkeit“ allerdings 
ist etwas durchaus Fragwürdiges.

Vor Jahren hat die Berliner Stadtmission eine Stelle eröffnet, in der 
Lebensmüden Hilfe versprochen wurde. Sie konnte sich nicht halten. Un­
zählige Leute schrieben: Ich bin im Begriff mir das Leben zu nehmen, schicken 
Sie mir sofort 20 Mark. — Von privater ärztlicher Seite wurde ein Institut 
für Lebenshilfe gegründet, ein anspruchsvoller Titel, noch dazu für eine 
Sache, die selbst sehr bald der Hilfe bedurfte — ist nicht jede ärztliche Sprech­
stunde und gar eine sozialärztliche ein Institut für Lebenshilfe?

Diese Stelle arbeitete sehr bequem damit, daß sie die Hilfsbedürftigen 
wieder an andere Instanzen verwies. Was not tut, ist eine viel eingehendere 
Fürsorge, die sich bemüht, die Folgen sozialer Ungerechtigkeiten, solange 
diese selbst nicht beseitigt werden, zu mildern und tragen zu helfen. Vor 
einiger Zeit wurde im Berliner Wohlfahrtsblatt ein Aufsat; veröffentlicht, der 
auf die Notwendigkeit der Unterhaltung, Aufheiterung, der musikalischen 
Abende besonders für die alten Leute hinwies. Etwas mehr Wärme, Tätigkeit, 
Festlichkeit ins Leben der Einsamen zu bringen ist zur Verhütung voji Ver­
zweiflungsakten wichtiger als die Auszahlung von Unterstützungen, die ja 
meist durch die Art, wie dies geschieht, ein neues depressives Moment im 
Leben dieser Unglücklichen bedeutet. Sie je nach ihrer charakterlichen und 
sozialen Eigenart in Arbeitsgemeinschaften und Gruppen (theoretische Kurse, 
Samaritertätigkeit, Körperkultur) zu bringen, hat sich bewährt. Natürlich er­
wächst hier neue Arbeit, und keine schematisch zu erledigende, aber eine nütz­
liche und erfreuliche, wenn es gelingt, einen Lebensmüden wieder lebenswillig 
und lebensfähig zu machen.

Es gibt eine Tendenz, das Urteil der Selbstvernichtung, das die Lebens­
müden über sich verhängen, als einen Akt zweckmäßiger Ausschaltung zu be­
stätigen, ihn ausdrücklich zu bejahen. Unter Berufung auf eine rationelle Sozial­
politik gelangt man so zu dem gleichen Ergebnis wie das auf die Unantastbar­
keit persönlicher Freiheit sich berufende Urteil: Verhinderung des Selbst­
mords, Rettung eines Lebensmüden seien Handlungen von fragwürdigem 
Wert. Wie verschieden auch in der Begründung: beide Beurteilungen haben 
nichts dagegen, daß in Deutschland jährlich 16 000 Menschen sich töten, und 
sie müßten folgerichtig bedauern, daß es der noch größeren Zahl, die es ver­
sucht, nicht gelingt.



Und auch hier wieder die Parallele zu den Giftsüchtigen. Die Rationell­
sozialen: Laßt sie doch trinken oder Morphium spritjen, so werden wir sie 
auf eine Weise los, die unsere Verantwortung nicht belastet. — Die Indi­
vidualen: Laßt ihnen doch das Vergnügen der Betäubung, ist das nicht ihre 
Sache? — Beiden Richtungen ist gemeinsam, im Akte der Sebstbetäubung 
und Selbstvernichtung das Zeichen des Zerfalls mit der menschlichen Gesell­
schaft zu übersehen; zu überhören, wie Klage und Anklage aus solchen 
Akten spricht.

Die Lebensmüden sind Opfer in dem Sinne, daß sie aus der großen Schar 
still, unauffällig, kompromißhaft Leidender jenes katastrophale Schicksal auf 
sich nahmen, an dem wir sie erkennen. Es sind Gezeichnete durch sich selbst, 
uns erinnernd an Aufgaben, die weit über die Aufgaben, nur ihnen zu helfen, 
hinausgehen, Aufgaben, die die Ordnung unserer allgemeinen Lebensbedin­
gung wesentlich ändern. Hier ist die Grenze fürsorgerischer und seelsorge- 
rischer Arbeit.

Die Stellung des Armen 
zu Deller und Hilfsmaßnahmen

Dr. Hildegard Hetzer.

Jeder, der in der sozialen Arbeit anderen Menschen Hilfe zu bringen 
hat, weiß, daß es ganz verschieden ist, wie der einzelne sich zu den gebotenen 
Hilfsmaßnahmen stellt. Die Stellungnahme hängt einerseits davon ab, wie der 
Arme seine Not erlebtJ). Es gibt, wie wir alle wissen, tatsächlich Fälle, in 
denen der Arme von seiner Not nichts ahnt und darum auch den Hilfsmaß­
nahmen ganz verständnislos begegnet. Der Junge, der sich auf einer staubigen 
Großstadtstraße vergnügt, dem Streit zweier Betrunkener interessiert zu­
sieht und Freude an der Aufregung hat, die ihn packt, wenn er im letjten 
Augenblick auf den Gehweg springt, um von einem vorbeisausenden Auto­
mobil nicht erfaßt zu werden, weiß nichts von den Gefahren, die ihm von allen 
Seiten drohen. Er ist unglücklich, wenn die objektiv nötigen Hilfsmaßnahmen 
eingeleitet werden und er sich anstatt auf der belebten Straße in einem 
stillen umfriedeten Garten, den er nicht verlassen darf, mit einigen Kameraden 
hcrumtreiben soll. Er hat ja subjektiv keine Not gelitten und subjektiv auch 
kein Bedürfnis nach Hilfe gehabt. Ähnlich unwillkommen ist die Hilfe dort, 
wo der Arme sie in ganz anderer Form als die, in der sie ihm zuteil wird, er­
wartet hat. Hier wird das Verhältnis von Helfer und Hilfenehmendem sehr 
oft dadurch gestört, daß der Arme einen Notstand, der objektiv geringfügig 
ist, subjektiv am schwersten empfindet. Der Dreizehnjährige, der im kalten 
Winter ohne Mantel bitter friert, ist empört, daß wir ihm einen Mantel 
schenken und nicht eine Schultasche, wo ihn die ganze Klasse täglich auslacht, 
wenn er seine Bücher sorgfältig in das alte Tuch einwickelt, das ihm als 
Schulmappe dient. Oder der Arme hat sich etwas ganz anderes unter der 
Hilfe vorgestellt! Die alte Frau hatte damit gerechnet, eine Rente zu be­
kommen und bei ihren Kindern zu leben. Sie wird aber nun, weil sie schwer 
krank und ständiger ärztlicher Überwachung bedürftig ist, in einem Siechen- 
heim untergebracht. Diese Beispiele mögen genügen, um zu zeigen, daß das

*) Vgl. die erste Analyse des Armutserlelmisscs bei J. A r 1 t, Die Grundlagen der Für­
sorge, Wien 1921. Ausführlich wurde das Armutserlebnis auf Grund von 321 Kinderaussagen 
analysiert und seine Bedeutung für die Gestaltung der Hilfe besprochen in Hetzer, 
Kindheit und Armut. Psychologische Methoden in Armutsforschung und Armutsbekämpfuug. 
Hirzel, Leipzig 1929.
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Armutserlebnis, die Vorstellungen, die man sich vorher schon über die Hilfe, 
die man erwartet, macht, die Einstellung gegenüber' den Hilfsmaßnahmen 
wesentlich beeinflussen. Hier kommt es uns aber auf andere Faktoren an, die 
diese Einstellung bedingen.

Nicht jeder Mensch ist nämlich in gleicher Weise bereit, sich helfen zu 
lassen. Die Einstellung zu dem „Sichhelfenlassen44 ist zum 
Teil auch von der Entwicklungsstufe des betreffenden Individuums abhängig. 
Das Kleinkind erkennt den Erwachsenen beispielsweise ohne alle Bedenken 
als seinen Helfer an. Es fühlt sich in keiner Weise durch seine Abhängigkeit 
von dem Helfer beschämt. Ganz anders verhält sich hingegen der Heran­
wachsende in der Zeit, in der sich sein Selbstbewußtsein so intensiv entfaltet. 
Der Zwölfjährige lehnt aus dem Gefühl der Selbständigkeit heraus Hilfe viel­
fach ab. Er ist überzeugt, daß er, wo er sich helfen lassen muß, seine 
Selbständigkeit verliert, empfindet es als peinlich, von einem anderen ab­
hängig zu sein. Solange das Kind noch kein Verständnis für die Abhängigkeit 
hat, in die es durch Annahme von Hilfe gerät, ist seine Bitte auch keine 
Bitte im eigentlichen Sinn, sondern eine Forderung. Es fordert naiv 
das, was es gerne haben möchte und macht sich keinerlei Gedanken darüber. 
Beim Kind erkennen wir dieses unreflektierte Fordern in einem 
gewissen Alter noch an. Wenn der Erwachsene ebenso naiv seine Hand nach 
allem, was er bcsitjen möchte, ausstreckt, so sprechen wir von dem unver­
schämten Bettler.

Man kann durch sorgfältige Beobachtung feststellen, wann das Kind diese 
unreflektierte Haltung gegenüber der Hilfe aufgibt. Es bittet und verlangt 
dann meist nicht mehr so direkt wie bisher. Es versucht das, was es haben 
möchte, ohne Bitte zu erreichen, zwingt uns vielfach dazu, es ihm als ein 
Geschenk aufzunötigen. Der Fünfjährige, der in der Hand der 
Kindergärtnerin eine Kappe sieht, die verschenkt werden soll, schreit seelen­
ruhig: „Bitte, mir die Kappe.44 Der Elfjährige sagt etwa: „Ich habe 
keine Kappe, der Wind zerzaust mir jeden Tag meine Haare.44 Er weigert 
sich aber unter Umständen auch, die Kappe anzunehmen, schämt sich, 
wenn wir ihm etwas aufnötigen, worum er nicht gebeten hat, was beim Klein­
kind noch gar nicht vorkommt. Es gibt aber noch eine lejjte Form des 
Forderns, die von der Bitte des Kleinkindes sehr verschieden ist. Der Arme 
fordert Hilfe auf Grund eines Rechtes, das er zu haben meint: 
er hat Gründe, die diese Forderung rechtfertigen, sein Fordern ist ein 
reflektiertes. Es gibt Gründe verschiedenster Art. Man fordert, weil 
man sich für einen wertvollen Menschen hält, so daß es ein Unrecht wäre, 
wenn man Not leiden müßte. Man fordert Hilfe, weil man von dem Ge­
danken durchdrungen ist, daß die Gemeinschaft jedem einzelnen günstige 
Lebensbedingungen zu verschaffen verpflichtet ist.

Diese verschiedenen Typen sind, wie schon gesagt, zum Teil entwicklungs­
bedingt. In Kindheit und Jugend kommt jede Form in einer Altersstufe am 
häufigsten vor, was auch aus der nachfolgenden statistischen Zusammen­
stellung, die sich auf Beobachtungen an 311 Kindern und Jugendlichen stüt}*, 
hervorgeht.

Die Einstellung zur Hilfe2):
Alter in Jahre 4—8 8—12 12—16

naiv fordern..................................................... 82 26
Scham und Ablehnung................................... 18 65
reflektiert fordern ....... — 11

Summe 100 100

17
40
33

100
2) Kindheit und Armut, a. a. 0.



Ebenso wie wir alle vier Formen der Einstellung gegenüber der Hilfe beim 
Jugendlichen zwischen 12 und 16 Jahren finden, finden wir sie auch noch beim 
Erwachsenen. Es ergeben sich aus diesen Tatsachen für die Praxis 
zwei Probleme: Wie kann man den Menschen, die Scham und Ab­
hängigkeit gegenüber der Hilfe erleben, dieses sehr peinliche Erlebnis er­
sparen (wo eine ablehnende Haltung eingenommen wird, ist ja auch der Er­
folg der Hilfsmaßnahmen in höchstem Maße gefährdet), und wie kann man 
verhindern, daß der Arme in seinen Forderungen zu weit geht. Denn wir 
kennen alle Fälle, in denen der Arme ohne Bedenken die Hilfe der Allgemein­
heit in Anspruch nimmt. Einerseits hat eine richtig betriebene Sozialpolitik 
hier einzugreifen, die ja auch heute schon eine ganze Reihe von Erfolgen 
zu verzeichnen hat. Der Arbeitslose muß beispielsweise nicht mehr 
um eine Unterstütjung demütig bitten, sondern er hat ein Recht auf sie. Die 
körperlich Schwerbehinderten müssen nicht um ihr tägliches Brot betteln, 
sondern man geht daran, ihnen durch entsprechende Renten, die ihnen nach 
ihrer Bedürftigkeit zufallen, selbstverständlich zu helfen. Neben sozial­
politischen Maßnahmen muß aber auch die Erziehung darauf bedacht sein, 
dem Heranwachsenden zu einer richtigen Einstellung gegenüber Hilfsmaß­
nahmen zu verhelfen. Es ist falsch, wenn man schon Kleinkinder in einem 
künstlichen Milieu, wie es zum Teil Montessori um sie aufbaut, zu der 
Überzeugung bringt, sie könnten sich alles selbst machen. Sicher macht ein 
Kind das Bewußtsein der Selbständigkeit glücklich. Aber schon das Kleinkind, 
vielleicht gerade das Kleinkind, sollte lernen, daß es Fälle gibt, in denen man 
objektiv der Hilfe bedarf und daß es durchaus nichts beschämendes ist, Hilfe 
in diesen Fällen zu nehmen. Es sollte aber eindringlich darauf hingewiesen 
werden, daß es bedenklich ist, dort Hilfe zu fordern, wo man objektiv fremder 
Hilfe entraten kann. Wo das Kind von klein auf auf diese Tatsachen hinge­
lenkt wird, lauft es nicht Gefahr als Erwachsener zu sehr darunter zu leiden, 
daß es sich helfen lassen muß. Es wird aber auch unterscheiden können, wo es 
ein Recht hat, Hilfe zu fordern und wo ihm das Recht dazu fehlt. Wer diese 
Unterscheidung nicht machen kann, ist eben als Erwachsener noch naiv 
fordernd wie das kleine Kind.

Wie der Arme seine Armut erlebt, wie er sich gegenüber der Hilfe ver­
hält, ist zu wissen für den Praktiker äußerst wichtig; denn fast jede Hilfs­
maßnahme setjt aktive Beteiligung dessen, der sie empfängt, zu ihrem Ge­
lingen, mindestens keinen Widerstand, der von demjenigen, der die Hilfe 
aklehnt geleistet wird, voraus. Berücksichtigung dieser Tatsachen gehört mit 
zu den vielen psychologischen Fragen an denen eine Armutspflege, die Erfolg 
haben will, heute nicht mehr Vorbeigehen kann 3).

Entwarf eines Werbeplanes 
für die freie Wohlfahrtspflege einer mittleren St adt

Von Werbe-Berater Edmund Heilpern, Berlin

Ausführung der Redaktion 
Der Gedanke, die verfeinerte Technik der Werbetätigkeit auch für die 

Wohlfahrtpflege nutjbar zu machen, ist in Kreisen der Wohlfahrtspflege und 
der Werbefachleute freudig begrüßt worden. Die wissenschaftlichen und 
technischen Voraussetjungen, die der Werbearbeit in den letjtcn Jahren auch 
in Deutschland einen so außerordentlich großen Erfolg gebracht haben, sind

3) Heger, Psychologie und Wohlfahrtspflege, Nr. 9, Jahrg. 4, S. 443 d. Ztschr.
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um viele Wirkungsmittel bereichert worden, die bisher in der Hauptsache 
dem Handel und der Industrie zugute kamen. Der Gedanke, auch in der 
Wohlfahrtspflege die neu erworbenen Kenntnisse zu verwerten, kann nur 
allgemein begrüßt werden, wenngleich von vornherein darauf hingewiesen 
werden muß, daß die psychologischen Voraussetjungen, die die Werbekraft 
in der Wohlfahrtspflege bedingen, von ganz anderen Unterlagen getragen 
werden als die rein wirtschaftliche Werbung; besonders in Deutschland, 
wo die Wohlfahrtspflege ihren eigenen Charakter und ihre eigenen, fein durch­
dachten Grundsätje hat, läßt sich die Form der Methode der Werbetätigkeit 
nicht ohne weiteres auf die Wohlfahrtspflege übertragen. Immerhin muß der 
Versuch einer mühseligen Arbeit, die modernen Erkenntnisse auf die Werbe­
tätigkeit der Wohlfahrtspflege auszudehnen, begrüßt werden. Wenngleich 
zahlreiche Bedenken gegen manche in den nachfolgenden Plänen vorgesehene 
Formen und Mittel in der Deutschen Wohlfahrtspflege seit Jahrzehnten be­
kämpft worden sind, eine Tatsache, die von seiten der Wohlfahrtspflege audi 
den Reklamefachleuten zu Beginn der Zusammenarbeit immer wieder zuin 
Ausdruck gebracht wurde, halten wir es für zweckmäßig, den nachfolgenden 
Entwurf eines Werbeplanes für die freie Wohlfahrtspflege einer mittleren Stadt 
zu veröffentlichen, um die Wohlfahrtspflege mit den neuen Ergebnissen der 
Werbetechnik und der Möglichkeit der Anwendung auf die Wohlfahrtspflege 
bekannt zu machen, und um andererseits den Werbefachleuten die Möglichkeit 
zu geben, durch eine sachliche Kritik von seiten der Wohlfahrtspflege die 
psychologischen und soziologischen Vorausse^ungen ihrer Arbeit stärker zu 
beleuchten und durch die Erkenntnisse Anregung für die Fortbildung ihrer 
Gedanken zu finden.

Vorbemerkung

r

Eine in der Zeitschrift „Freie Wohlfahrtspflege*1 von Richard Paul Frank 
veröffentlichte Aufsatjreihe über „Sozialpropaganda und Wohlfahrtswerbung“1) 
führte zur Bildung einer losen Arbeitsgemeinschaft zwischen Fachleuten der 
Werbekunde und der Wohlfahrtspflege. Aus dem Kreise der Wohlfahrts­
pflege wurde der Wissenschaftlichen Arbeitsstelle des Verbandes Deutscher 
Reklamefachleute die Aufgabe gestellt, einen Werbeplan zur Beschaffung der 
Geldmittel für den gesamten Jahresetat der Wohlfahrtsorganisationen einer 
mittleren Stadt aufzustellen, als deren Beispiel Magdeburg angenommen wurde.

Die nachfolgende Ausarbeitung erfolgte nach werbekundlichen Gesichts­
punkten, unter Verwendung des Zahlenmaterials, das Wohlfahrtsfachleute zur 
Verfügung stellten, sowie eines kurzen literarischen Studiums und einige! 
mündlicher Informationen. Es ist selbstverständlich, daß dieser Plan nodi 
eine Reihe von Ergänzungen erfahren muß, unter besonderer Berücksichtigung 
der lokalen Verhältnisse jener Stadt oder jenes Bezirkes, in dem er dann 
tatsächlich verwirklicht werden soll.

Die im nachfolgenden ganz roh skizzierte Aktion kann nur unter der 
Voraussetjung erfolgen, daß sich fast die gesamte freie Wohlfahrtspflege mit 
den Plänen einverstanden erklärt und daß von den sich nicht anschließenden 
Organisationen zum mindesten keine bewußte Störung oder Durchkreuzung 
des Planes zu befürchten ist. Eine weitere Voraussetjung wäre die Einmütig­
keit aller Beteiligten für einen Verteilungsschlüssel, nach dem die einlaufenden 
Spenden verteilt werden sollen. Ferner müßten die beteiligten Verbände der 
Werbezentrale .die Namen ihrer großen Spender bekanntgeben und sich schließ­
lich auch verpflichten, etwa vier Monate vorher keine größeren Werbungen 
vorzunehmen.

l) S. Nr. 6/7, 8, 1928, 10, 1929 d. Fr. Wolilfahrtspfl.



Ich bin mir bewußt, daß gegen einzelne meiner Vorschläge ethische Be­
denken erhoben werden können. So besteht z. B. gegen die Straßen- und 
Haussammlungen eine gewisse Abneigung in den Kreisen der Wohlfahrts­
pflege. Es herrscht aber keine einmütige Beurteilung dieser Maßnahmen, wes­
halb ich mich für berechtigt halte, sie vorzuschlagen.

Die Aufgabe
Es handelt sich darum, durch einen Werbefeldzug die notwendigen 

Geldmittel für alle freien Wohlfahrtsorganisationen einer mittleren Stadt zu 
sammeln, und zwar für ein ganzes Jahr.

Die Summe, die aufgebracht werden soll, wird wie folgt errechnet:
150 freie Wohlfahrtsorganisationen' kommen in Frage. 

Das sind sämtliche Organisationen, abzüglich derjenigen, die grundsätzlich aus 
politischen Gründen jede Art der freien Wohlfahrtspflege ablehnen.

Jede dieser 150 Organisationen benötigt im Jahre, ganz 
grob gerechnet, 40 000 M. Es ist somit die Summe von
150 X 40 000 aufzubringen, also........................................................... 6 000 000 M.
Davon werden erfahrungsgemäß durch Subventionen etwa

10 % aufgebracht................................................................................... 600 000 ,,
Somit verbleiben......................................................................................... 5 400 000 ,,
Durch Pflegegelder werden aufgebracht 30 %................................ 1 800 000 ,,
Somit verbleiben......................................................................................... 3 600 000 „
Durch regelmäßige Zuwendungen, Mitgliedsbeiträge usw.

werden aufgebracht 30 % ................................................. 1 800 000 „
Somit verbleiben......................................................................................... 1800 000 ,,
Hinzuzurechnen wären die Kosten für die Werbung mit etwa 200 000 „ 
Daraus ergibt sich die Summe, die durch die Werbung auf­

zubringen wäre, endgültig mit..................................................... 2 000 000 „
Stellen wir noch die Frage, wieviel von jedem einzelnen Bewohner 

Magdeburgs gesammelt werden müßte, so kommen wir zu folgender Auf­
stellung:
Durch Reklame, Anzeigen in den herauszugebenden 

Schriften, durch Pachtgelder bei der Ausstellung, durch 
größere Spenden der an der Wohlfahrtspflege geschäftlich 
interessierten Industrie, durch Groß-Unternehmungen, Ban­
ken usw. dürfte etwa ein Viertel der Summe aufzubringen
sein, also............................................................................................... 500 000 M.

Somit verbleiben für die direkte Sammlung.............................. 1 500 000 „
Das ergibt bei einer Einwohnerzahl von 300 000 pro Kopf

etwa.......................................................................................................... 5 „
oder auf das durchschnittliche Jahreseinkommen 
berechnet V500 oder auf die durchschnittliche Arbeits­
zeit umgerechnet Vo Tag.
Dieser Berechnung liegen Zahlen zugrunde, die Fachleute der Wohl­

fahrtspflege geschäht haben. Es sind angenommene Zahlen, deren Rich­
tigkeit für den. tatsächlichen Fall erst nachgeprüft werden müssen.

Bei der Annahme von Anzeigen und bei der Vergebung der Aus­
stellungsplätze kommen natürlich nur solche Industriegruppen in Betracht, 
deren Tätigkeit in keiner Hinsicht sozial-kulturell beanstandet werden 
könnten. . Ebenso wird sich ein eigener Ausschuß bilden müssen, der eine 
sdiarfe Zensur in bezug auf Anzeigentexte, Ausstellungspläkatc und Aus­
stellungsstände durchführt.
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Die Kosten

Es sind insgesamt 2 000 000 M. aufzubringen, wovon für die Werbung 
10% oder 200 000 M. verwendet werden dürfen.

Es wäre darüber zu diskutieren, ob dieser Prozentsatj angemessen 
sei. Es wurde eingewendet, daß man in der Wohlfahrt im allgemeinen mit 
6—7% Werbekosten rechnet und einen höheren Betrag als ungerechtfertigt 
ansieht. Nach dem soeben neu erschienenen „Handwörterbuch der Wohlfahrts­
pflege“2), Stichwort „Sammlungen“, Seite 547, wird aber der zulässige Hödist- 
satj der Unkosten für Sammlungen großen Stils sogar mit 15—20 % an­
gegeben.

Auch aus den anderen mir zur Verfügung stehenden Unterlagen kann 
ich für die Berechnung der Unkosten nur wenig entnehmen. Die verschiedenen 
Berichte der Wohlfahrtsorganisationen enthalten selten zahlenmäßige An­
gaben und keinerlei Berechnung der Werbungskosten.

Nur in einigen Berichten über Wohlfahrtslotterien sind genaue Kosten­
berechnungen enthalten. Sie zeigen, daß in diesen Fällen mit 33% (Barmer 
Nothilfe) oder sogar mit 50% (Nürnberger Nothilfe) Unkosten gerechnet 
wurde.

Außerdem habe ich aus einem Bericht der „A r b e i t e r h i 1 f e“ ersehen, 
daß konfessionelle Organisationen für ihre Unkosten angeblich 20—25% auf- 
wenden, während die Arbeiterorganisation mit nur 10% ausgekommen sein 
will. Daraus dürfte hervorgehen, daß man im allgemeinen in der Praxis 
bei Verwendung von 10% Werbekosten schon recht zufrieden ist.

Überdies dürfte es wohl zu bezweifeln sein, daß bei den früheren Un­
kostenberechnungen auch wirklich alle Kosten berücksichtigt wurden, so z. B. 
die Mitarbeit der schon ohnehin besoldeten oder auch freiwilligen Kräfte der 
Wohlfahrtspflege, die doch auch hinzugerechnet werden müssen, da sie ihrer 
eigentlichen Tätigkeit entzogen werden. Hierzu kämen auch noch die Aus­
gaben für Material, Porto, Telephon usw. Außerdem muß noch eingerechnet 
werden, daß unserem Werbeplan zufolge die Organisationen für ein ganzes 
Jahr von jeder Sammeltätigkeit befreit sein werden, und alle damit ver­
bundenen Aufwendungen . an Geld und Arbeitskraft fortfallen.

Zu berücksichtigen wäre ferner, daß die Werbung, auch wenn der mate­
rielle Erfolg nicht sofort ganz befriedigen sollte, als ein erster Versuch zu 
werten ist, der für die späteren gewissermaßen Schule macht. Die hierbei 
ohne Zweifel reichlich zu sammelnden Erfahrungen müssen gleichfalls in Rech­
nung gestellt werden.

Überhaupt nicht feststellbar ist der sozialpädagogische, religiöse, huma­
nitäre, sozialethische Nutjen, den eine derartige Genossenschaftswerbung zeit­
lich und inhaltlich, ideell und materiell über die eigentlichen Werbetage hinaus 
bringen wird.

Die bisherigen Einnahmequellen

In dem Vorbericht zur 32. Jahresversammlung des Deutschen Vereins für 
Armenpflege und Wohltätigkeit 19123) ist eine sehr vollständige Zusammen­
fassung aller Möglichkeiten, für Wohlfahrtsorganisationen Geld zu beschaffen, 
enthalten, die im Nachfolgenden nur in den Stichworten aufgezählt werden

3) Heymanns Verlag, Berlin 1929.
3) Verlag Duncker & Humblot, Leipzig 1912.
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sollen. Die Prozentzahlen daneben besagen, wieviel Prozent der Gesamt-
einnahmen auf die einzelnen Mittel entfallen.
1. Einmalige Spenden: 18,7%, 14. Theateraufführungen,
2. Mitgliedsbeiträge: 13,7%, 15. Rückzahlungen,
3. Zinsen: 11,3%, 16. Vorlesungen,
4. Subventionen: 10%, 17. Blumentage,
5. Erwerbsunternehmen: 4%, 18. Testamente,
6. Pflegegelder bzw. Kostenrück­ 19. Stiftungen,

erstattung: 30%, 20. Zweckdiners, Skatabende,
7. Kollekten und Büchsen, 21. Kinderhilfsbünde,
8. Arbeitslöhne, 22. Ablösungen,
9. Feste, 23. Besteuerung von Mahlzeiten in

10. Lotterien, Gasthäusern,
11. Basare und Tombolen, 24. Stammtische,
12. Betriebsüberschüsse, 25. Sühnegelder,
13. Konzerte, 26. Brockensammlungen.

Infolge der Neuordnung der Wohlfahrtspflege und durch die Wirtschafts­
lage dürfte inzwischen wohl eine starke Veränderung eingetreten sein. Die 
Zinsenerträgnisse dürften außerordentlich gesunken sein. Audi die ein­
maligen Spenden werden erheblich niedriger ausfallen. Andererseits werden 
die Posten Subventionen, Pflegegelder bzw. Kostenrückerstattung sowohl 
prozentual wie auch tatsächlich bedeutend höher ausfallen.

In dem erwähnten Buch bespricht Dr. Levy diese versdiiedenen Möglidi- 
keiten sehr kritisch, läßt eine Reihe Autoritäten zu Wort kommen und findet 
bei fast allen Punkten Gründe dafür und dagegen. Er madit auch Vor­
schläge zur neuartigen Beschaffung von Mitteln, und zwar will er eine gewisse 
Rationalisierung durchführen.

Es sollen sich alle Vereine zu einer einzigen Zentralstelle zu- 
sammensdiließen, die nur einen einzigen Beitrag erhebt und nadi einem 
gewissen Sdilüssel verteilt. Er hofft, daß durch diese Konzentration mehr 
Beiträge mit geringeren Unkosten gesammelt werden können und begründet 
dies ausführlich. Er denkt dabei hauptsächlich an organisatorische Vorteile. 
Es wird ja nur einmal gesammelt, nicht zu versdiiedenen Zeiten, also wird 
Arbeit gespart. Die Belästigung der Geber ist geringer, weshalb sie lieber 
gehen, die Geber wissen genau, wohin sie ihr Geld geben, während sie so 
bei vielen Teilspenden die Übersicht verlieren usw.

Gemeinsame Werbemöglidikeiten werden n i di t erwogen. Hingegen 
betont Dr. Levy, daß viele Menschen mehr geben würden, wenn sie mehr 
vom Wohlfahrtswesen wüßten. Er hält planmäßige Aufklärung der Bevöl­
kerung, etwa durch Ausstellungen, Führungen, Vorträge, für liödist wün- 
sdienswert.

Audi Frank tritt in seiner Aufsatjreilie „Sozialpropaganda und Wolil- 
fahrtswerbung“ für Gemcinsdiaftsaufklärung und audi für. Gemeinschafts- 
werbung ein.

Aus der Literatur, die mir zur Verfügung stand, konnte idi audi sonst 
nidits Wesentlidies entnehmen. Wenigstens nicht, soweit es sich um Wer­
bung handelt. Die Einführung von Wohlfahrtsarbeitsstunden bei der Ar­
beiterschaft sdieiterte aus politisdien Gründen. Die Erhebung von Wohl- 
fahrtszusdilägen in den Gesdiäften, Hotels, Theatern usw. war ebenfalls nur 
vorübergehend möglich. Die Gesdiäftsleute sdieuten ein Bekanntwerden ihrer 
Umsätje.
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Zu bemerken wäre noch, daß die einzelnen Werbemittel in den ver­
schiedenen Städten die denkbar unterschiedlichsten Resultate ergaben. Was 
in einer Stadt an erster Stelle steht, kann in der anderen Stadt an 17. Stelle 
kommen.

Der Werbeplan

Mein Vorschlag geht dahin, die Werbung außerordentlich zu rationa­
lisieren. Alle freien Wohlfahrtsorganisationen einer Stadt4) sind zu diesem 
Zweck zu einer einzigen Arbeitsgemeinschaft zusammengefaßt. Die Haupt­
arbeit wird auf drei Tage im Herbst konzentriert, und zwar zu einer Zeit, 
an der sich viele Besucher aus der Umgebung Magdeburgs, die nach der Ernte 
alle Geld in der Tasche haben, in der Stadt befinden.

An diesen drei Tagen soll so viel gesammelt werden, daß die Magdeburger 
freie Wohlfahrtspflege für ein Jahr versorgt ist. Umgekehrt sollen die Magde­
burger Bürget nun das ganze weitere Jahr von jeder Sammlung befreit sein.

Der Ablauf der Werbung soll etwa der folgende sein.
(Der Einfachheit halber stelle ich mich auf den Standpunkt eines Bericht­

erstatters, der alles als Außenstehender beobachtet und den Gesamteindrude 
wiedergibt.)

Zu Beginn der Werbewoche, am Montag, erscheinen, von der Presse be­
reits wochenlang vorher angekündigt, allenthalben Aufrufe, Flugblätter, Auf­
sätze, Anzeigen und Plakate. Die Schlagworte und der Inhalt sind ver­
schieden, je nach dem Kreis, an den sie sich wenden. Alle aber behandeln 
das gleiche Thema: „G egen die Not in Magdebur g!“

Um ein geeignetes, allgemein gültiges Schlagwort zu finden, wurden drei 
bekannte Fachleute für Textgestaltung vom Werbeausschuß herangezogen und 
unter diesen Arbeiten das beste Schlagwort ausgesucht. Es mußte ganz neutral 
gehalten sein, durfte weder zu sehr die religiöse, ethische Seite, noch die 
liberale, nüchtern-volkswirtschaftliche betonen. Hingegen wurde Wert gelegt 
auf einen gewissen Lokalpatriotismus. Als Anregung und Muster diente das 
Schlagwort:

„M agdeburghilft den Magdeburgern!“

In den Zeitungsnotizen, Anzeigen usw. werden selbstverständlich die ver­
schiedensten Gedankengänge behandelt. Als Thema mögen u. a. genannt sein:

„Die einmalige Jahressammlung befreit die Bürger Magdeburgs von allen 
weiteren Abgaben“ oder

„Einmalige Sammlung gibt Gewähr für die bestmögliche Wolilfahrts- 
arbeit“,

„Vereine, Anstalten usw. können nunmehr ihre ganze Kraft der eigent­
lichen Aufgabe zuwenden, sie können disponieren und planmäßig wirken“.

„Es ist Gewähr gegeben für gerechte Verteilung, Schut$ vor unlauteren 
Wettbewerb durch angebliche Wohlfahrtsorganisationen usw.“ oder

„Wohlfahrtspflege ist nicht nur ein Gebot des Herzens, sondern auch des 
kühlen Verstandes. Wohlfahrtspflege ist produktiv. Sie erhält das Volks­
vermögen. Du hilfst dir selbst, indem du anderen hilfst.“

Die religiös eingestellten Verbände können ein Schlagwort in Anlehnung 
an ein Zitat der Bibel verwenden.

4) In unserem Falle wurde angenommen (um die Vorschläge möglichst konkret 
zu gestalten), daß es 6ich um Magdeburg handle.
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Überall aber muß das offizielle Sdilagwort immer 
wieder verwendet werden.

Von den großen bevorstehenden Aktionen wird nun überall gesprochen 
und diskutiert. Fast jeder Magdeburger ist in irgendeiner Form unmittelbar 
an den Maßnahmen der Arbeitsgemeinschaft beteiligt. Fast jeder Verein 
hat Delegierte in der erweiterten Arbeitsgemeinschaft, die alles vorbereitete, 
und schon monatelang vorher haben diese Delegierte an ihren Vereinsabenden 
Bericht erstattet. Tausende von freiwilligen Helfern haben sich zur Ver­
fügung gestellt und wurden schon seit Wodien geschult. Alle Schulen und 
höheren Lehranstalten beteiligen sich an einem großen Preisausschreiben, das 
folgendes Thema behandelt:

Wie hilft Magdeburg den Magdeburgern?
Vergangenheit, Gegenwart, Zukunft.

Die eigentlichen Werbehandlungen werden Freitag, Sonnabend und Sonn­
tag abgewickelt. Sie greifen ineinander wie das Räderwerk einer Maschine, 
sie ergänzen einander, verstärken immer mehr die Wirkung. Gleichwie viele 
Hammerschläge den Nagel tief in die Wand hineintreiben, ebenso hämmern 
die vielen Werbemittel das gleiche Erleben in die Seelen der Magdeburger: 
„D u mußt m i t h e 1 f e n !“

Wie der ganze Werbefeldzug verläuft, zeigt anschaulich die hier als 
Tabelle dargestellte Übersicht. Ich vermeide es absichtlich, irgendwie 
auf Einzelheiten einzugehen! Es handelt sich bei dieser Arbeit lediglich 
darum, zu zeigen, daß

1. vom werbetechnischen Standpunkt aus eine planmäßige Werbung für 
Wohlfahrtsorganisationen durchaus möglich und vorteilhaft ist,

2. wie ein solcher Werbefeldzug grundsätjlich aufzubauen ist.
Dabei ist es mir besonders wichtig zu sagen, welche mannigfachen

Arbeiten zu leisten sind, um eine solche Werbung mit möglichster Rentabilität 
durchzuführen. Daß die gesamte Werbung ein durchaus ernstes, würdiges 
Gepräge haben muß, ist selbstverständlich. Ebenso klar ist es, daß sich dafür 
die richtigen Formen finden lassen. Wer daran zweifelt, den da»*f ich an 
die Propaganda im Weltkrieg erinnern. Hier wurde für Verwundete, Flücht­
linge, Hinterbliebene usw. in großzügiger Weise geworben und dabei stets die 
Haltung, die von dem hohen Ernst der Zeit diktiert war, gewahrt. Diese 
Bemerkung diene jenen zur Beruhigung, die Werbung so leicht mit markt­
schreierischer Reklame verwechseln.

Die verschiedenen Tafeln, die ich noch, abgesehen vom Gesamtplan, 
ausarbeitete, dienen lediglich dazu, den Gesamtplan zu ergänzen. Zu jeder 
Tafel findet der Leser eine besondere Erläuterung.

Mein Thema ist in dieser Breite und Ausführlichkeit bisher in den Fach­
zeitschriften der Wohlfahrtspflege noch nicht behandelt worden. Mißverständ­
nisse dürften deshalb unvermeidbar sein. Der Verfasser bittet darum alle 
Leser, denen irgend etwas in seinen Ausführungen unklar sein sollte, ihm 
dies mitzuteilen. Er wird gern eingehend alle Anfragen beantworten.

Und er wünscht, daß diese Arbeit Veranlassung geben möge, innerhalb 
der Wohlfahrtsorganisationen die Aussichten einer planmäßigen Propaganda 
zu diskutieren. Dann werden sich neue Wege zeigen, um den Gedanken 
der Wohlfahrtspflege immer weiter auszubauen und auszubreiten. Und 
dann ist der Zweck dieses Aufsafces, in dem nicht nur Arbeit, sondern auch 
uiebe zur Sache „investiert“ wurden, erfüllt!
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Erklärung zu Tafel I: „Gesamtplan
Diese Tabelle gibt eine Übersicht über sämtliche geplanten Werbehandlungen, aus 

welchen der Werbefeldzug zusammengesetjt ist. Sie gestattet, folgende Einzelheiten zu 
entnehmen:

a) das zeitliche Ineinandergreifen der einzelnen Werbehandlungen,
b) die Menge der ausgestreuten Werbemittel,
c) die Menge der von den Empfern aufgenommenen Werbemittel,
d) die Kosten der Werbehandlungen,
e) der Ertrag der Werbehandlungen,
f) der zeitliche Anfangs punkt, an dem eine bestimmte Werbcsachc ausgestreut wird,
g) auf der Ertragseite ist noch besonders zu beachten, daß zwischen zwei Gruppen von 

Empfern ein Unterschied gemacht wurde, links stehen die Empfer, die in der Stadt 
erfaßt, rechts jene, die auf dem Lande bearbeitet werden.

Betrachten wir zunächst die Tabelle als Gesamtbild und verfolgen die Spalten von 
oben nach unten, so müssen wir vor allem beachten, daß sich der Zeitmnßstab ändert. 
Als Einheit ist die Strecke A (die Quadratseite) angenommen. Sie bedeutet in den Monaten 
Juni, Juli, August immer einen Monat, in der I., 2. und 4. Woche des September immer 
eine Woche und in der 3. Woche des September sogar nur immer einen Tag. In den Monaten 
Oktober bis Mai wird sie wieder zum Maßstab für einen ganzen Monat. Daraus ersieht inan 
schon auf den ersten Blick, wie der ganze Plan sich auf einen sehr kurzen Zeitraum zu- 
spigt: in der dritten Septemberwoche rollen fast alle wesentlichen Werbehandlungen ab. 
Die übrige Zeit dient der Vorbereitung bzw. der Nacharbeit.

Besonders hervorzuheben sind in der dritten Septemberwoche die Tage Freitag, Sonn­
abend, Sonntag. Hier ballen sich alle Werbchandlungen außerordentlich zusammen, sic 
nehmen den Empfer förmlich unter ein Kreuzfeuer, so daß die Steigerung des Ertrages, 
die auf der rechten Seite der Tafel ersichtlich ist, wohlbegründet erscheint.

An diesen drei Tagen sind wiederum einige Höhepunkte der gesamten Werbung be­
sonders hervorzuheben:

1. am Freitag, unter Sendestreuen, mit Eigenboten. Wir bemerken hier drei Angaben 
in dem Kästchen. Zunächst die Zahl 38, d. h. es sind 3800 Eigenboten cingesetjt. 
Dann ein —, d. h. es entstehen dadurch keine Kosten, es handelt sich also um frei­
willige, ehrenamtliche Helfer. Und zuleßt das *, d. h. es tritt hier Werbemittel 3 auf, 
das Werbegespräch, die Haussammlung. Es sind also hier eine große Menge von 
Menschen unterwegs, die eine Haussammlung nach Grundsätzen, auf die hier nicht 
näher cingegangen werden soll, durchführen;

2. am Sonnabend, unter Außenstreuen, Notmal. Die Zahl 1 besagt, daß es sich um ein 
einzelnes Stück handelt. Die Zahl 15 000 zeigt an, daß dieses Werbemittel 15 000 Mk. 
kostet. Das Sternchen bedeutet, wie wir aus der Erklärung unter 12 sehen, daß hier
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ein Werbmal, Notmal, errichtet wird. Es soll hier also irgendein Mal, ein Zeichen, 
aufgebaut werden, ein würdiges Symbol für den Gemeinschaftsgeist dieser vielen 
Verbände, die eine solche große Werbung durchführten;

3. am Freitag, unter Außenstreuen, Fahrzeug. Die Zahlen. und Zeichen erzählen uns 
folgendes: 180 Fahrzeuge, deren werbliche Ausschmückung 1800 Mk. kostet, sind 
unterwegs. Sie wirken als wandelnde Plakatträger, verteilen Flugblätter, sollen aber 
auch aktiv eingreifen, indem sie eine wohlvorbereitete Brockensammlung durchführen;

4. am Sonnabend, unter Innenstreuen, Vorführen. Hier ist an ein großes Konzert im 
Freien gedacht, in Verbindung mit vorhergehenden Vorträgen, Begrüßungsreden usw. 
Das Ganze soll vier Stunden, und zwar den Abend ausfüllend, in Anspruch nehmen. 
Kosten erwachsen keine, da es sich um einheimische Sänger, Künstler usw. handelt, 
die sich freiwillig in den Dienst der guten Sache stellen;

5. am Sonntag, unter Innenstreuen, Ausstellung. Eine große Ausstellung, die den Zweck 
hat, weiteste Kreise für den Gedanken der heimatlichen Wohlfahrt zu gewinnen und 
aufklärend zu wirken, wird eröffnet. Die Feier dauert, wie die Zahl 1 angibt, eine 
Stunde. Die ganze Ausstellung kostet, wie die zweite Zahl besagt, 17 000 Mk. Das 
Werbemittel 28 ist, wie wir das aus der Wcrbsachenliste sehen, eben die Ausstellung. 
Stellung.

Was diese einzelnen Werbehandlungcn an Ertrag einbringen, geht aus den ent­
sprechenden Spalten der rechten Seite hervor. Wir sehen daraus, daß die Haussamm­
lung (Samstag, Sendestreuen, mit Eigenboten) in der Stadt 260 000 Mk. und am Land 
140 000 Mk. einbringen soll, wobei 53 000 bzw. 27 000 Haushaltungen erfaßt wurden.

Die Brockensammlung (Freitag, Außenstreuen, Fahrzeug) soll 400 000 Mk. 
einbringen, und zwar nur in der Stadt. Auf dem Land wird sie nicht veranstaltet, oder 
genauer ausgedrückt, es wird nur die allernächste Umgebung der Stadt von den Fahrzeugen 
besucht, so daß sich hier eine Unterscheidung zwischen Stadt und Land nicht als durchführ­
bar erweist. Es wurden hierbei 150 000 Einwohner (Familien und Geschäfte) erfaßt.

Ebenso sind die verschiedenen snderen Werbchandlungen im Spiegel des Ertrages be­
handelt, wobei die Zusammenfassung manchmal aus Gründen der Zweckmäßigkeit etwas 
anders erfolgte als auf der Geberseite.

Alles übrige dürfte aus den in der Tabelle enthaltenen Zeichenerklärungen klar genug 
hervorgehen. Zu bemerken wäre nur noch, daß die Maßeinheiten immer von Spalte zu 
Spalte angegeben sind. Es bedeutet also z. B. in Spalte 8, Rundfunkstreuen, 10 Min., daß 
als Einheit 10 Minuten angenommen wurden. Wenn dann in der Spalte „Montag“ zu lesen 
ist, 10 :1000 : so besagt das: man spricht im Rundfunk lOXlO Minuten, also fast zwei 
Stunden; cs werden hierfür insgesamt 1000 Mk. ausgegeben; es werden Vorträge gehalten, 
in den Tagesnachrichten wird etwas vom Verlauf der Werbung gesagt, irgendwelche 
künstlerische Veranstaltungen stehen im Dienst der Wohlfahrt usw., laut Werbsachenlistc 
Nr. 8, die alles unter dem Begriff „gesprochene Werbenachricht“ zusammenfaßt, durch den 
ZusaQ „a. b. c.“ jedoch andeutet, daß es sich um ganz verschiedenartige Werbungen handelt.

Es muß nochmals besonders betont werden, daß es sich in der vorliegenden Dar­
stellung lediglich darum handelt, die Methodik zu zeigen. Man kann daraus entnehmen, 
wie man verwickelte Werbehandlungen, Werbefeldzügc, aufbaut und vorausdenkend ge­
staltet. Ferner, wie man sic übersichtlich darstellt.

Die zahlenmäßigen Angaben stehen nicht zur Diskussion, weshalb cs vermieden wurde, 
im einzelnen anzugeben, welche Werbemittel zur Anwendung kommen. Es wird voraus­
gesetzt, daß es möglich 6ei, sowohl von der Kosten- als auch von der Ertragsseite her 
einen solchen Werbefeldzug durchzuführen.

Erklärung der technischen Ausdrücke.
Anschlagblatt: Ein Plakat, ein Aufruf, irgendein Druckblatt, das außen, also an 

Häusern, Zäunen, Litfaßsäulen usw., angeschlagen wird.
Aushangblatt: Gegenständlich dasselbe, doch an einem anderen Ort untergehracht, 

nämlich im Innern von Geschäften, Büros, Banken usw.
Außenstreuen : Verteilen von Flugblättern auf der Straße, Anschlag von Plakaten 

usw. Also das Ausstreuen von Werbemitteln, und zwar außerhalb von geschlossenen 
Räumen.

Bewaltarbcit: Alles, was mit „Verwaltung“ zu tun hat, also Leitung des Büros, Be­
aufsichtigung des Personals, Abrechnung der Löhne, Matcrialverwaltung usw.

367



Fensterstreuen : Ausstreuen von Werbemitteln, wobei das Schaufenster oder ein 
anderes Fenster als Medium benützt wird. Wenn ich also ein Schaufenster dekoriere, 
so wirke ich durch Fensterstreuen.

Genossenschaftswerbe: Werbung, die für eine ganze Genossenschaft durdi- 
geführt wird, also für eine Mehrzahl von Firmen, Organisationen usw.

Helfer: Freiwillige Helfer bei der Werbearbeit, ohne selbst Fachleute des Werbewesens 
zu sein.

Leitarbeit: Leitende Arbeit, z. B. Ausarbeitung des Werbeplanes, Festseßung der ein­
zelnen Werbeaktionen usw.

Innenauslagen : Schaukästen, Ladentische usw. im Innern von Büros, Läden, 
Banken usw.

Innenstreuen: Gegenstück zu „Außenstreuen“, also Verbreitung von Werbemitteln 
innerhalb von geschlossenen Räumen.

PostbotenBtreuen : Verbreitung von Werbemitteln durch den Postboten, also Werbe­
briefe, Telegramme, Postkarten usw.

Sendestreuen: Alles, was durch „Versand“ verbreitet wird, also Briefe, Zeitungen, 
Prospekte, sofern sie nicht ausgelegt werden.

Werbegeschenk: Bilder, kleine Broschüren, die kostenlos abgegeben werden.
Werbeheft A: Ein etwas umfangreicherer Prospekt, der die Form einer Zeitschrift 

nachahmt.
Werbsache: Irgendein Artikel, der der Werbung dient.
Werbegespräch mit Führern: Gemeint sind führende Persönlichkeiten, die per­

sönlich durch das Gespräch für die Sache gewonnen werden sollen.

Genossenschaftswerbe  Tafel II

Schematische Darstellung der gesamten Organisation
Protektor

I
I

Ehrenpräsidium
I
I

Gcschfiftslührcndcr Ausschuß - Werbeabteilung - Ilclferorganisation 
I I
I I
I Prüfausschuß
I 
I

Engere Arbeitsgemeinschaft 
I 
1Weitere Arbeitsgemeinschaft (bestehend aus 150 Delegierten der Organisationen, Vertreter der 

I Stadt, der amtlichen Wohlfahrtspflege, der Künstlerschaft, der
I befreundeten Organisationen usw.)
I
I

Sonderausschuß A für Pressehearbeitung 
I

Sonderausschuß B für Heimatkunde 
I

Sonderausschuß C für Kinderfürsorge 
I

Sonderausschuß D für Krüppclfürsorgc 
I

Sonderausschuß E für Spendenaufteilung 
I

Sonderausschuß F für Altcrefürsorgc

(Weitere Sonderausschüsse werden aus der Arbeitsgemeinschaft heraus je nach 
Bedarf gebildet.)
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Erklärung zu Tafel II: „Schematische Darstellung
tiie Organisation der Arbeitsgemeinschaft ist elastisch. Da fast alle Arbeiten ehren­

amtlich geleistet werden, muß man damit rechnen, daß für jede Funktion reichlich Ersaß 
vorhanden sein soll. Besonders viele Sonderausschüsse wird man einsegen, um hier allen 
Anforderungen zu entsprechen. So wird z. B., sobald die Ausstellung aufgebaut ist, ein 
Sonderausschuß notwendig werden, der sich nur damit beschäftigt, die Reklame der Firmen 
zu zensurieren, damit sie in ihren Formen dem Gesamtrahmen entsprechen. Sehr wichtig 
ist auch der Prüfausschuß, an den sofort alle Beschwerden geleitet werden können, der die 
Geldverwendung ständig scharf überwacht und darüber in kurzen Abschnitten öffentlich 
Rechenschaft ablegt usw.

Genossenschaftswerbe Tafel

Summe der Anstöße, bezogen auf die gesamte Empferschaft
Juni........................................................... XXXXX 5
Juli........................................................... XXXXXXXX 8
August....................................................XXXXXXXXX 9
September 1. Woche............................XXXXXXXXXX 10
September 2. Woche............................XXXXXXXXXX 10
September 3. Woche

Montag................................................XXXXXXXXXXXXXXX 15
Dienstag................................................XXXXXXXXXXXXXXX 15
Mittwoch........................................XXXXXXX XXXXXXXXX 16
Donnerstag....................................XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 21
Freitag............................................ XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 26
Sonnabend........................................XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 27
Sonntag............................................XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 29

September 4. Woche............................ XXXXXXXXXXX 11
Oktober....................................................XXXXXX 6
November................................................XXXX 4
Dezember................................................XXXX 4
Januar........................................................XXXX 4
Februar....................................................XXXX 4
Mörz........................................................XXXX 4
April........................................................XXXX 4
Mai............................................................XXXX 4

Erklärung zu Tafel III: „Anstöße
Wir müssen uns die Werbung als Feldzug vorstellen. Nicht umsonst bezeichnet der 

Sprachgebrauch eine Folge von Werbemaßnabmen in seiner Gesamtheit als „Werbefeldzug“. 
Das, was wir erobern wollen, ist die Seele des Empfers. Empfer heißt Empfänger von 
Werbenuchrichten, also Leser von Anzeigen, Zuschauer einer Wcrbeveranstaltung, Betrachten 
eines Plakates, Empfänger eines Werbebriefes usw.

Die Anstöße können wir mit Kampfeinheiten vergleichen, sagen wir mit einigen 
Batterien, die gegen die feindliche Linie ihr Geschüßfeuer richten. Und wir sehen dann, 
wie sich dieses Feuer immer mehr sammelt und steigert. Während im Monat Juni nur fünf 
Batterien tätig waren, sind es im Juli schon acht. Im September wird in einer Woche 
mehr Munition verschossen als vorher im ganzen Monat, und nun gar in der dritten 
Woche, der Hauptwcrbewoche, da wird die Empferseele unter einem solch ständigen 
Trommelfeuer genommen, wie wir sehen, daß sie unseren Wünschen geneigt werden m u ß. 
An einem Tag wird da fast sechsmal so viel Munition verschossen, wie vorher in einem 
ganzen Monat.

Die Summe dieser Anstöße zu kennen, ist natürlich sehr wichtig. Sie ist hier bildlich 
und zahlenmäßig dargestellt.
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Genossenschaftswerbe Tafel IV

Vergleich von Kosten (XXX K) und Ertrag (000 E)
in Einheiten zu 10 000 Mk.

Juni

Juli

August

September 1. Woche

September 2. Woche

September 3. Woche 
Montag

Dienstag

Mittwoch

Donnerstag

Freitag

Sonnabend

Sonntag

September 4. Woche

Oktober

November

Dezember

Januar

Februar

Mfirz

April

Mai

. K
• E 
. K
• E 
. K
• E 
XX K 
0 E
. K 
0 E

Das Zeichen • bedeutet Minimum 
Das Zeichen - bedeutet Ausfall

. K 
00 E 
. K 
000 E 
. K 
0 E 
. K 
00 E 
X K
COOOOOOCOOOOOCOOOOOOOOCCOOOOOOOCOOOCOOOOOOOO E 44 
XXX K
OOOOOOCOCOOOOOOOOOCCCOCOOOOOOOOCOOOOOOOCOOOOCOOOOOOOOOOOO v 71XXXX K ccooccocoooooo M
CCCC00CO E 
XX
C00CC0 E
. K
- E 
. K
- E 
. K
- E 
. K
- E 
• K
- E 
. K
- E 
. K
- E 
. K
- E

Erklärung zu Tafel IV: „Kosten".
Die Tabelle zeigt, wie sich der Ertrag auf die Hauptwerbetage konzentriert und wie 

groß der Ertrag im Verhältnis zu den Kosten sein muß.
Selbstverständlich müssen über Kosten und Ertrag ganz genaue Aufstellungen geführt 

werden. Es gehört mit zu den wichtigsten Aufgaben der planmäßigen Werbung, die Buch­
führung 60 durchzubildcn, daß man, möglichst von jeder Werbehandlung getrennt, diese 
beiden Zahlen bekommt, denn nur auf diese Weise kann man für neue Werbefeldzüge Er­
fahrungen ansammeln.
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Genossenschaftswerbe Tafel V

Verzeichnis der Werbemittel 
Leitarbeit

Konferenzen, interne, mit Behörden, mit Führern (d. h. mit leitenden Persönlich­
keiten) —• Aufbau des Büros — Büroleitung — Kostenfeststellung — Einkauf — 
Buchführung — Nachbearbeitung der Werbe-Ergebnisse — In dieser Spalte werden auch alle 

näher nicht festzustellenden Kosten eingetragen.

Heller — Bearbeitung
(Helfer sind ehrenamtliche Mitarbeiter).

Schulungsarbeit — Konferenz mit den Gruppenleitern — Dasselbe mit den Bezirksleitern —1 
Einzelbesprechungen — Preisausschreiben — Preisgericht — Verwertung der zum Preisaus­

schreiben eingegangenen Arbeiten — Preisverteilung.

Sendestreuen
Postbotenstreuen.

Werbebriefe —• Flugblätter — Werbung auswärtiger Magdeburger — Versand von Kor­
respondenzen und Rededispositionen.

Mietbotenstreuen 
(bezahlte Aussträger).

Flugblätter — Plakate — Aufrufe 
Eigenbotenstreuen 

(unbezahlte Austräger).
Flugblätter — Plakate — Ankündigungen — Aufrufe — Aufstellung von Sammelbüchsen.

Haussammlung

Pressestreuen
(in Tages-, Fach- und Familien-Zeitungen).

Redaktionelle Notizen — Bilder — Aufsäge, belehrend, unterhaltend, poetisch — Anzeigen 
— Beilagen — Pressetee — Presseführung — Pressekommission.

Rund/unkstreuen.
Kleine Mitteilungen unter Tagesnachricbter. — Sendespiele — Programmverkündung — 
Vortragsreihe über freie Wohlfahrt — Ansage der Resultate der Sammlung — Übertragung 

des Festaktes bei Errichtung des Notmales und Eröffnung der Ausstellung.
Reisestreuen.

Reisen der Werbeleitung und einzelnen Ausschußmitglieder.

Außenstreuen
Fensterstreuen.

Fenster des Werbebüros, der Organisationen, der Behörden, der Geschäfte, mit Plakaten,
Aufrufen usw. versehen5).

Wechselanschlag 
(Aufrufe und dgl.).

An Säulen — An Zäunen — An privaten und öffentlichen Gebäuden — Am Zaun der
Brockensammlung.

Notmal.

Lcuchtflächen
(Leuchtreklame).

Am Festplag — Beleuchtung des Festplages— Stehbilder am Festplag — Tageslichtfilme
am Festplag.

Fahrzeugaußenstreuen
Fahrzeuge, sowohl private als auch öffentliche, mit Fahnen und kleinen Plakaten geschmückt 

— Fuhrpark der Brockcnsammlung ebenso geschmückt.

Brockensammlung

Verteilaußenstreuen.
Flugblätter — Programme — Abzeichen — Sammelbüchsen — Sammelständer — Hefte in 

Kupfertiefdruck mit vielen Bildern.

5) Die Preise des Preisausschreibens werden in einem Schaufenster ausgestellt.
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Lautsprecher.
Am Marktplatz aufgestellt —- Gibt Platzkonzert — Verkündet Sammelergebnisse.

Innenstreuen
Innenauslagen und Innenaushang.

Im Werbebüro — Bei Behörden — Organisationen — In Geschäften, und zwar werden Pla­
kate, Broschüren, Flugblätter ausgestellt bzw. ausgelegt zum mitnehmen.

Stehbilder.
In Kinos — Vereinen —• Schulen — Bei Versammlungen.

Werbefilme.
Verteilung, wie oben.

« Fahrrauminnenstreuen.
Straßenbahnen und Omnibusse sind entsprechend geschmückt.

Verteilstreuen.
Broschüren innerhalb der Ausstellung — Flugblätter in den Geschäften — Flugblätter in

Häusern.

Vorführstreuen.
Es werden Vorträge gehalten, Konzerte gegeben: Am Marktplatz bei der Enthüllung des 

Notmals — In der Ausstellung bei der Eröffnung.

Konzert am Notmal
Ausstellungseröffnung, verbunden mit einer Feier.

Erklärung zu Tafel V: „Verzeichnis
Diese Tafel ist der „Stückliste“ des Technikers zu vergleichen. Im Plan können nur 

Gruppen der hauptsächlichsten Werbemittel angegeben werden, sonst leidet die Obersicht. 
In der Aufstellung aber sollen alle Einzelheiten enthalten sein.

Unsere Liste ist als Erklärung vieler Fachausdrücke gedacht. Wie schon wiederholt be­
merkt, steht die Brauchbarkeit der einzelnen Werbemittel diesmal nicht zur Diskussion. 
Nur der Grundsatz soll veranschaulicht werden: „Planmäßigkeit und Übersichtlichkeit in 
der Werbung sind 'die Voraussetzungen zum Erfolg.“ Eine solche Liste ist die unbedingt 
wichtige Ergänzung des Werbeplanes.

Genossenschaftswerbe Tafel VI

Die Empfer
(jene Menschen, die durch die Werbung für den Wohlfahrtsgedanken gewonnen werden

sollen).
Alle Empfergruppen spalten sich wie folgt: Religiös, humanitär, Selbsthilfebünde, feindlich 

gesinnte. Ferner in: Stadt, Land, Ausland. Schließlich in: Frau, Mann, Kind. 
Gruppeneinteilung: Arbeiter, Angestellte, Beamte, Geschäftsleute (klein,' mittel,. groß), 

Fachleute, Künstler, freie Berufe, Organisationen, Schulen, Behörden, Firmen.

Genossenschaftswerbe Tafel VII

Die Helfer
(freiwillige Mitarbeiter).

Gewerkschaften — Gewerkschaftssekretäre — Religiöse Vereine — Freimaurer — Politische 
Organisationen vom Stahlhelm bis zum Reichsbanner — Jugendverbände — Lehrer — 
Pfarrer — Hausfrauen — Arbeitslose — Künstler — Wohlfahrtspfleger — Pflegerinnen 

— Schwestern — Pfleglinge der verschiedenen Anstalten.

Genossenschaftswerbe Tafel VIII

Motive
(was könnte man in den einzelnen Werbemitteln besonders betonen, um den Empfer zu

rühren?).
Nächstenliebe — Frömmigkeit — Heimatliebe — Nationalstolz — Lokalpatriotismus -— 
Sorge für das Volksganzc — Mitleid — Volkswirtschaftliches Denken — Weltanschauung — 
Tradition — Eitelkeit — Massensuggestion — Nachahmung — Mode — Langeweile •—

Geltungstrieb.
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Kostenaufstellung.
3 Monate Vorarbeit, Büro, Gehälter.........................................................................
Reisen..............................................................................................................................
Sitzungen, Mieten, Hilfskräfte.....................................................................................
Pressebearbeitung, Anzeigen, Bilder, Plakate .........................................................
Bürounkosten ixn Festmonat............................................................. •.......................
200 COO Abzeichen zu 5 Pfg........................................................................................
Werbung der auswärtigen Magdeburger.................................................................
Beilagen für die Presse.................................................................................................
Preisausschreiben für Schulen und Künstler.............................................................
Honorar für das Motto des Werbefeldzuges........................................................
Brockensammlung, Unkosten.....................................................................................
Sammelbüchsen..............................................................................................................
Notmal.............................................................................................................................
Werbefilm......................................................................................................................
Lautsprecher, Aufstellung, Stromverbrauch.............................................................
200 000 Kupfertiefdruckhefte zu 5 Pfg..................... •..............................................
Konzert..........................................................................................................................
Beleuchtung des Festplatzes.........................................................................................
Ausstellung......................................................................................................................
50 000 Broschüren zu 20 Pfg......................................................................................

Nacharbeit
1 Assistent, 1 Stenotypistin und 1 Berater, je Mk. 2000,— für 9 Monate

Reserve

Sa.

Tafel IX.

Mk. 6 000,-
„ 2 000,-
„ 1 000, -
„ 10 000,-
., 6 000,-
, 10 000,-
* 6 000,-
* 10 000,-
„ 20000,- 
„ 5 000,-
., 4 000,-
„ 1000,- 
- 15 000,-
„ 6 000,-
„ 4 000,-
„ 10 000,-
„ 2 000,-
» 5 000,-
» 20 000,-

10 000,-
Mk. 149 000,- 

18 000,-
Mk. 167 000,- 
z 33 000,-

Mk. 200 000,-
Erklärung zu Tafel IX: „Kostenaufstellung“.

Es handelt sich um eine allgemeine Übersicht. Eine solche Kostenaufstellung wird 
natürlich immer wieder ergänzt und riditiggestellt, auf Grund der eingeholten Angebote. 
Zunächst aber ist es wichtig, schätzungsweise die Kosten festzustellen. Besonders zu be­
merken wäre, daß man etwa ein Drittel der ganzen Summe als Reserve vorsehen muß. 
Ferner darf man nicht vergessen, die Kosten eines kleinen Büros der Werbeabteilung für 
ein ganzes Jahr einzurechnen.

Rundschau
Allgemeines

Ein Welthilfsverband ist auf Grund 
eines Abkommens des Völkerbundes am 
12. Juni 1927 begründet worden 
(RGBl. II, 1929 Nr. 38). Der Welthilfs­
verband bezweckt bei außergewöhnlich 
schweren Katastrophen, die die Kräfte 
und Mittel des betreffenden Volkes 
überschreiten, eine erste Hilfe ange­
deihen zu lassen urd zu diesem Zweck 
Gaben, Geldmittel und sonstiges zu 

die Zentralisation aller 
und die Heranziehung 

aller Völker zu dem Hilfswerk.
Die Tätigkeit des Welthilfsverbandes 

soll unter freier Mitwirkung der Laodes­
gesellschaften des Roten Kreuzes und 
anderer öffentlicher oder privater Orga­
nisationen geschehen. Der Sitj des neuen 
Verbandes ist in der gleichen Stadt wie

sammeln, ferner 
Hilfsmaßnahmen

der Völkerbund. Die Mitgliedsstaaten 
des Völkerbundes zahlen einen schlüssel­
mäßigen Kostenanteil entsprechend ihrer 
Völkerbundbeiträge, die Mittel werden 
im übrigen durch Beträge der be­
troffenen Länder und Spenden aufge­
bracht.

Die Sozialistische Vereinigung für 
Wirtschafts- und Gesellschaftsforschung 
ist im Mai d. J. auf einer Zusammen­
kunft in Eisenach gegründet worden. 
Die Vereinigung bezweckt die Förderung 
der Forschung auf dem Gebiete der 
Sozialökonomie und der Soziologie, der 
Wirtschaftspolitik und der Sozialpolitik, 
des Wirtschafts- und des Sozialrechts. Die 
Verbreitung der Ergebnisse soll durch 
gedruckte Veröffentlichungen, Vorträge 
und öffentliche Tagungen erfolgen. Be-
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sonders sollen Probleme der Gegen­
wart, die mit dem Kampf der Arbeiter­
klasse und der Entwicklung zum Sozia­
lismus im Zusammenhang stehen, ge­
klärt werden.

Die Vereinigung steht unter dem 
Vorsitj des Reichstagsabgeordneten Fritj 
Tarnow, die Geschäftsführung liegt bei 
Fritj Narhtali, Berlin NW, Schiffbauer­
damm IS, II. Hof II.

Ausbiidungs- und Berutstragen
Der „Nachwuchs für die soziale 

Arbeit“ war das Hauptthema der Ar­
beitstagung der sozialen Beamtinnen 
auf der Augustusburg im Mai 1929.

Die Ausführungen von Mag.-Rat 
Klara Israel wiesen auf die Tatsache hin, 
daß der soziale Beruf sich zwar außer­
ordentlich schnell entwickelt habe, der 
Nachwuchs aber nicht in vollem Maße 
den Erwartungen entspricht. Die Tat­
sache, daß der soziale Beruf sich zu 
einem wirtschaftlich günstigen Beruf ge­
staltet hat, läßt an die Ausbildung des 
Nachwuchses besonders strenge Anforde­
rungen stellen. Diese Forderungen 
müssen vor allem in der praktischen Aus­
bildung der Schülerinnen beachtet wer­
den, tiie nur in den besten Ämtern und 
durch die geeignetsten Fürsorger zu er­
folgen hat. Eine strengere Auslese 
während der Ausbildungszeit erscheint 
notwendig. Für die ländlichen Verhält­
nisse verlangte Grete Achenbach die be­
sondere Befähigung zur organisatori­
schen Arbeit in der Praxis, so daß für 
den Nachwuchs neben der festen Ge­
sundheit Wert auf Erziehung zur Sach­
lichkeit und zur Organisationsfähigkeit 
gelegt werden muß.

Über die Vorbildung der Fürsorge­
rinnen werden zurzeit in ärztlichen und 
kommunalen Kreisen vielfach Erörte­
rungen gepflogen. Der Vorstand der 
Kommunalen Vereinigung 
*iir Gesundheitsfürsorge im 
Rheinisch-Westfälischen Industriegebiet 
hat mit den westdeutschen Wohlfahrts­
schulen im April des Jahres in Düssel­
dorf eine Aussprache gehabt, die zu 
folgendem Ergebnis gekommen ist: 
1. Die Aufnahme in die Wohlfahrtsschule 
soll auch begabten Volksschülertnhen 
nicht verschlossen sein, nur von einer 
schulwissenschaftlichen Vorprüfung ab­

hängig gemacht werden. Es besteht der 
Wunsch, daß für letjtere neue Richtlinien 
geschaffen werden, wonach weniger Wert 
gelegt wird auf eine Fülle von Wissens­
stoff, als vielmehr auf: a) mündliche 
und schriftliche Ausdrucksfähigkeit; 
b) Einführungsfähigkeit in das zu­
künftige LeistungBgebiet und Lebens­
kunde. — 2. Ohne ein bestimmtes Maß 
von hauswirtschaftlichen Kenntnissen ist 
die Aufnahme in eine Wohlfahrtsschule 
unmöglich. Der Schule ist es anheim­
gestellt, in welcher Form sie den Beweis 
erbringen läßt. — 3. Die Einführung 
der Einheits - Familienfürsorgerin als 
vierte Gruppe neben den drei bestehen­
den der Gesundheits-, Wirtschafts- und 
Jugendfürsorgerin wird abgelehnt, da­
gegen wird die Einheitsfürsorgerin (Fa- 
milien-Gesundheitsfürsorgerin) als solche 
allgemein gefordert. — 4. Welche
n_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ ••_ _ _ _ _ i_____ *_1_ _ _ _ i -l_ _ _ _ _ _ _ _ o rv-Gri in müssen bestehen bleiben? Dieuppei
Spezial-Erziehungsfürsorgerin muß bei­
behalten werden. Auf Kräfte mit 
stärkerer wirtschaftlicher Vorbildung für 
die Bedürfnisse, z. B. der Reichsanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeits­
losenversicherung, muß Wert gelegt wer­

den. Aus der Gesundheitsfürsorgerin 
allein kann die Einheitsfürsorgerin her­
vorgehen; neben ihr muß die Spezial-, 
Jugend- und Wirtschaftsfürsorgerin be­
stehen bleiben. In der Praxis übt in 
Westdeutschland die Gesundheitsfür­
sorgerin etwa zu 80 % bereits die Funk­
tion der Familienfürsorgerin aue, was 
auf dem Lande von noch größerer prak­
tischer Bedeutung ist als in der Stadt. 
Eine einheitliche, umfassende fürsorge­
rische Gesamtausbildung für alle drei 
Gruppen: Einheitsfürsorgerin (Gesund­
heitsfürsorgerin), Erziehungsfürsorgerin, 
Wirtschaftsfürsorgerin und daneben 
Spezialisierung in den einzelnen Zweigen 
der Gesundheits-, Wirtschafts- und 
Jugendfürsorge in Form von seminaristi­
schen Kursen, ist innerhalb der zwei 
Ausbildungsjahre zu fordern. Der Ver­
sammlung wurden Lehrpläne für die 
Vorbildung der Gesundheitsfürsorge­
rinnen vorgelegt, die den Hygieneunter­
richt dadurch erleichtern sollen, daß ein 
großer Teil des jegigen in den Wohl­
fahrtsschulen zu bewältigenden Stoffes 
in die zweijährige Vorausbildung verlegt 
wird. Die Familienfürsorgerin muß 
mindestens einen Teil ihres Praktikums 
in der geschlossenen Anstaitsarbeit zu-
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bringen, wobei auf die besonderen er­
zieherischen Bedürfnisse der einzelnen 
Schülerinnen größter Wert zu legen ist. 
— 5. Die zweijährige gesundheitsfür­
sorgerische Vorbildung der Familienfür- 
sorgerin mit staatlicher Abschlußprüfung 
wurde einheitlich gefordert. Nach all­
gemeiner Ansicht ist die Zeit in der 
Pflege von hohem, erzieherischen Wert 
und vermittelt nicht nur hygienische, 
sondern auch praktische Kenntnisse in 
Psychologie und Lebenskunde. Er­
wünscht ist eine gemischte Ausbildung:
% Jahre Krankenpflege, 1^ Jahre Säug­
lingspflege oder umgekehrt mit staat­
lichem Abschlußexamen nach einer zwei­
jährigen kranken- oder säuglingspflege­
rischen Ausbildung in der bisherigen 
Form weiterhin als Vorbildung für die 
Aufnahme in die Wohlfahrtsschule zu­
lässig. In den Schulen Münster und 
Bielefeld sind neben dieser Art der Vor­
bildung sogar noch Spezialzweige, wie 
Krüppelfürsorge und Wochenpflege, 
uachzuweisen.

Wohlfahrtsschule des Hessischen# 
Diakonievereins E. V. Darmstadt. Die 
vorgenannte Schule hat nach zwei­
jährigem Bestehen die staatliche Aner­
kennung als Wohlfahrtsschule erhalten. 
Gleichzeitig wird vom Hessischen 
Diakonieverein eine Pfarrgehilfinnen- 
schule für kirchliche Gemeinde- und 
Jugendarbeit unterhalten, die auf Grund 
ihres ersten Examens jefct die Aner­
kennung der kirchlichen Behörde er­
halten hat.

Grundsteinlegung des Neubau9 der 
sozialen Frauenschule in Aachen. Am 
14. Juli 1929 wurde unter großer Be­
teiligung der katholischen und kommu­
nalen Kreise die Grundsteinlegung zum 
Neubau der unter Frau Dr. Offenbergs 
Leitung stehenden Aachener sozialen 
Schule durchgeführt. Der neu ent­
stehenden Schule wurden Sprüche mit­
gegeben, die auf den Sinn und das 
Wesen des sozialen Berufs eingehen.
In dieser neuen Form sozialer Dichtung 
sprach Frau Ministerialrat Helene
Weber:

Stein in Sonne
Wachse dich aus
Zu einem Haus
In einem Volke und einem Staate
Mit menschlichem Antlig

und Frau Stadtverordnete T i m m er­
mann:
Reinheit, Treue und Deutschtum 
möge ausgehen von all* den Frauen, 
die einst aus diesem Gebäude 
hinaus ins Leben zur Behebung der 

menschlichen Not 
zu dem Volke hinwandern.

Eine einheitliche Eingruppierung für 
evangelische W ohl fahr tspflegerinnen 
innerhalb der Evangelischen Wohlfahrts­
pflege ist durch die Berliner Stadtsynode 
durchgeführt worden, die sich im ganzen 
an die preußische Besoldungsordnung 
anlehnt.
Gruppe 1 (4b 2785—4884) Bezirkswohl­

fahrtspflegerinnen mit staatlicher An­
erkennung als Wohlfahrtspflege­
rinnen.

Gruppe 2 (V 2519—4270) Gemeinde- 
helferinnen mit staatlicher Anerken­
nung als Wohlfahrtspflegerinnen. 

Gruppe 3 (VI 2003—3441) in Kirchen­
gemeinden voll beschäftigte weibliche 
Kräfte mit Sondervorbildung (nicht 
bei Bezirkswohlfahrtsämtern tätig). 

Gruppe 4 (VIII 2003—2680) in Kirchen­
gemeinden vollbeschäftigte weibliche 
Kräfte mit ähnlicher Vorbildung wie 
Pfarrgehilfinnen.
Damit ist die erste offizielle Rege­

lung einer kirchlichen Behörde auf dem 
Gebiete der Wohlfahrtspflege getroffen 
worden.

Neue belgische Bestimmungen für 
die Ausbildung von Fürsorgerinnen 
sind vom Justizministerium am 15. April 
1929 veröffentlicht woiden. Danach ist 
Voraussetzung für die Aufnahme id eine 
Wohlfahrtsschule ein Gesundheitsattest, 
ein Mindestalter von 18 Jahren und 
eine erfolgreiche Prüfung, die die Wohl­
fahrtsschule über geistige und allge­
meine Reife anstellt. Der Lehrgang des 
ersten Jahres in der Wohlfahrtsschule 
muß mindestens 300 Unterrichtsstunden 
innerhalb von acht Monaten umfassen, 
außerdem müssen 50 Besichtigungen 
sozialer Einrichtungen ausgeführt wer­
den und 150 Übungsstunden abgehalten 
werden. Fünf Vorträge über das Kongo­
gebiet werden als Pflichtstoff verlangt. 
Leibesübungen müssen mindestens in 
fünf Stunden wöchentlich durchgeführt 
werden. Das zweite Jahr umfaßt 150 
Unterrichtsstunden aus den Spezialge-



bieten und eine praktische Arbeitszeit 
von mindestens sechs Monaten in einer 
Wohlfahrtsorganisation. Im dritten Jahr 
müssen zwei weitere Monate praktischer 
Arbeit und acht Monate Berufsarbeit 
unter Aufsicht der Schule durchgeführt 
werden. Nach dem ersten Schuljahr 
findet ein Examen statt, dessen erfolg­
reiches Bestehen die Voraussetjung für 
den weiteren Besuch der Schule ist. Die 
Lehrstoffe erstrecken sich auf Sozial­
gesetzgebung, Sozialhygiene, Sozial­
psychologie, Volkswirtschaft, Organisa­
tion der Wohlfahrtspflege, Statistik, 
Bürokunde. Die Wohlfahrtsprüfung am 
Schluß der Ausbildung wird als erfolg­
reich angesehen, wenn 60 von 100 
Fragen richtig beantwortet sind. Die 
Prüfung findet in sieben verschiedenen 
Gruppen statt: Jugendwohlfahrt — 
Fürsorgewesen — Familienfürsorge — 
Industrie — Sozialversicherung — Bil­
dungswesen — Handwerk und Handel. 
Da Belgien das einzige Land ist, in dem 
neben den deutschen Ländern eine staat­
liche Anerkennung für die Berufsaus­
bildung der Wohlfahrtspflege besteht, 
sind die neuen belgischen Bestimmungen 
von allgemeinem Interesse.

Eine Akademie für Sozialwissen­
schaften ist kürzlich in Kuba errichtet 
worden. Der Präsident der Republik, 
General Machado, hatte bei der Eröff­
nung seine Bereitwilligkeit erklärt, die 
neue Organisation bei allen großen 
sozialen Problemen zu befragen.

Bevölkerungspolitik
Eheberatung. Die Landesversiche­

rungsanstalt Hannover hat aus der Be­
obachtung heraus, daß der Besuch der in 
der Provinz eingerichteten Eheberatungs­
stellen zu wünschen übrig läßt, zwei be­
merkenswerte Anordnungen getroffen. 
Den Ratsuchenden aus ländlichen 
Kreisen werden im Bedürftigkeitsfalle 
die Reisekosten 4. Klasse erseht, um den 
Besuch dieser Eheberatungsstelle zu 
erleichtern. Ferner wird darauf hinge­
wiesen, daß die Aufgaben dieser Stelle 
sich nicht mit einer Beratung von Ehe­
bewerbern . und Eheleuten allein be­
gnügen dürfen, sondern auch die Sexual­
beratung ganz allgemein mit einbeziehen 
müssen. Für die Einrichtung und den 
Betrieb solcher Eheberatungsstellen sind 
Richtlinien ausgearbeitet worden.
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Entwurf eines Gesetzes zum Schutze 
für Mutter und Kind. Dem bevölkerungs­
politischen Ausschuß des Reichstages ist 
ein Entwurf zur Beratung überwiesen 
worden, dessen erster Artikel von den 
Gemeinden eine Reihe Fürsorgemaß­
nahmen für Mutter und Kind als Pflicht­
leistung verlangt, dessen zweiter Artikel 
soziale Maßnahmen zum Schutte kinder­
reicher Haushaltungen durch Kinderbei­
hilfen, Begünstigungen bei der Ein­
kommensteuer, Begünstigung bei der 
Hauszinssteuer, bei der Wohnungsfür­
sorge und Fahrpreisermäßigungen vor­
sieht. Der dritte Artikel bezieht sidi 
auf die Straffreiheit bei Unterbrechung 
der Schwangerschaft (vgl. „Kassenarzt" 
1929 Nr. 6).

Eine Ehrung kinderreicher Familien 
ist durch den Preußischen Minister für 
Volkswohlfahrt neuerdings in ver­
besserter Form vorgesehen. Den Fa­
milien, in denen bei der Geburt des 
jüngsten Kindes nicht weniger als zwölf 
Kinder am Leben sind, soll ein Ehren­
geschenk verliehen werden und im Falle 
der Bedürftigkeit eine Erziehungsbei­
hilfe von 200 RM. gewährt werden. Der 
Begriff der Bedürftigkeit ist hierbei weit 
auszulegen und nicht als gleichbedeutend 
mit Hilfsbedürftigkeit im Sinne der Für­
sorgepflichtverordnung anzusehen. Die 
Erziehungsbeihilfe wird auch gewährt, 
wenn die 12 Kinder aus mehreren Eben 
stammen. Das zuständige Wohlfahrts­
und Jugendamt hat bei der sachgemäßen 
Verwendung der Beihilfe mitzuwirken. 
Die Erziehungsbeihilfe ist zur Erleichte­
rung der Erziehung des jüngsten Kindes 
bestimmt, soll jedoch den Fürsorgever­
band nicht von seinen pflichtmäßigen 
Leistungen, insbesondere der Wochen­
hilfe, entlasten oder zur Rückerstattung 
früher gemachter Aufwendungen in An­
spruch genommen werden.

Der rheinische Provinziallandtag hat
bei dem Etatposten Landesjugendaint 
eine Erhöhung der für kinderreiche 
Familien bestimmten Mittel beschlossen 
und will damit besonders die Berufsaus­
bildung von Kindern aus kinderreichen 
Familien und die Durchführung von Er- 
holungszciten für kinderreiche Mütter 
sichern. Eine zweite Mittelbewilligung 
soll der Mietverbilligung von Woh-
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innigen minderbemittelter kinderreicher 
Familien dienen.

Für die unter der ersten Gruppe ge­
nannten Zwecke hat das Landesjugend­
amt am 29. Mai 1929 Richtlinien er­
lassen. Danach werden zur Berufsaus­
bildung, wenn vier oder mehr minder­
jährige Kinder ohne eigenes Einkommen 
vorhanden sind, Lehrvergütungen bis 
zu 30 RM. monatlich gezahlt. Neben­
verdienst von Schülern, z. B. durch Nach­
hilfestunden, wird nicht als Einkommen 
gerechnet. Die Höchsteinkommensgrenze 
der Familie ist mit monatlich 400 RM. 
festgesetzt bei vier Kindern, für jedes 
wehere Kind werden 50 RM. monatlich 
frei gelassen. Grundsätzliche Voraus­
setzung ist, daß auch andere Stellen der 
öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege 
sich an der Berufsausbildung beteiligen. 
Anträge sind durch Vermittlung des zu­
ständigen Jugendamts einzureichen. Ein­
kommensbescheinigungen müssen beige­
fügt werden, einschl. aller etwa vor­
handener Rentenbezüge. Die Höhe der 
Beihilfe wird individuell bemessen. Sie 
wird zunächst für ein Rechnungsjahr be­
willigt. Zulässig ist eine dreimalige 
Wiederholung der Beteiligung.

Für die Erholungsfürsorge erhalten 
Mütter Zuschüsse, die mindestens vier 
Kinder unter 18 Jahren zu betreuen 
haben bei Nachweis der Erholungsbe­
dürftigkeit durch ärztliches Attest. Bei 
sechs und mehr Kindern bedarf es des 
Nachweises der Erholungsbedürftigkeit 
nicht. Die Einkommensgrenzen ent­
sprechen den bereits oben mitgeteilten. 
Die Beihilfe selbst wird in der Regel 
für vier Wochen gegeben und schwankt 
zwischen 1,50 und 2 RM., gegebenenfalls 
werden auch die Kosten der Hin- und 
Rückreise übernommen. Die Anträge 
laufen durch die zuständigen Jugend­
ämter.

Freie Wohlfahrtspflege
Soziale Wohlfahrtsrenten. Für milde 

Stiftungen und andere Einrichtungen 
»nd Anstalten der Wohlfahrtspflege und 
für wissenschaftliche Ausbildungs- und 
Forschungsinstitute ist im Anlcihcab- 
lösungsgesetz von 1925 eine Wohlfahrts­
rente ausgesetzt, die sie auf Grund ihres 
Anleihealtbesitzes fünfzehn Jahre lang 
beziehen sollen. Es stehen jährlich 

Mill. RM. hierfür zur Verfügung.

Im August 1929 ist nunmehr den 
Stiftungen usw. die Rentenbewilligung 
nebst der ersten Auszahlung zugegangen. 
Bis dahin stand der Hundertsatz nicht 
fest, der ja von der beteiligten Altbe­
sitzmenge abhängt. Die Wohlfahrtsrente 
beträgt jährlich 1350 RM. für 100 000 
Reichsmark Altbesitz.

Amtsgerichtsrat Schubart.

Fürsorgewesen
Reichsmittel für Kleinrentner. Der 

Reichstag hat im Haushalt des Reichs­
arbeitsministeriums für 1929 einen Be­
trag von 35 000 000 RM. (gegen 
25 000 000 RM. im Vorjahre) der Klein­
rentnerfürsorge zur Verfügung gestellt, 
aus dem die erste Ausschüttung in Höhe 
von 10 000 000 RM. am 17. Juli 1929 er­
folgte. Die Mittel sollen der Verbesse­
rung der Kleinrentnerfürsorge dienen, 
jedoch nicht für allgemeine Einrich­
tungen der Kleinrentnerfürsorge und für 
einzelne Beihilfen an Kleinrentner ver­
wandt werden.

Die Leistungen der öffentlichen Für­
sorge werden in einem Erlaß des 
Preußischen Ministers für Volkswohl­
fahrt vom 1. August 1929 (III E 
Nr. 2619) erneuter Beachtung empfohlen. 
Es wird besonders darauf hingewiesen, 
daß zwar eine wirksame und aus­
reichende Fürsorge dort einse^en soll, 
wenn ein Bedürfnis nach Hilfe vorliegt. 
Andererseits sollen die Mittel erst nach 
eingehender Prüfung gegeben werden, 
die festzustellen hat, ob der Hilfe­
suchende sich aus eigenen Mitteln oder 
Kräften helfen kann oder andere Ver­
pflichtete herangezogen werden können. 
Die Bezirksfürsorgeverbände, vor allem 
auch die Landkreise, sollen von den 
kreisangehörigen Gemeinden vor der 
Erstattung der 7/m der Unkosten eine 
genaue Rechnungslegung verlangen, die 
eine Aufstellung der Unterstützungen 
für die einzelnen Hilfsbedürftigen ent­
halten soll.

Kriegsbeschädigten- und Kriegs­
hinterbliebenenfürsorge
Die Zahl der versorgungsberechtigten 

Kriegsbeschädigten und Kriegshinter­
bliebenen Deutschlands ist auf Grund 
einer neuen Zählung im Mai 1929 er-
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neut festgestellt worden. Die Zahl der 
versorgungsberechtigten Beschädigten be­
trägt nach der lebten Zählung 807 596 

. und hat sich gegen das Vorjahr um 
46 302 vermehrt. Die Minderung der 
Erwerbsfähigkeit ist bei allen Gruppen 
gestiegen. Im ganzen wurden 344 396 
Schwerbeschädigte gezählt. Bezüglich 
der Ausgleichszulage erhalten 12,3 % 
keine Zulage, 86,5 % die einfache Zu­
lage, 1,2 % die „erhöhte Zulage. Eine 
Frauenzulage an Schwerbeschädigte wird 
in 294 266 Fällen gewährt, eine Kinder­
zulage in 1205163 Fällen. Das ist 
1,5 Kinder auf einen Beschädigten. Eine 
Pflegezulage wird in 23 669 Fällen ge­
währt. Die Zahl der Hinterbliebenen 
betrug: Witwen 361000, Halbwaisen 
652 014, Vollwaisen 51 917, Elternteile 
152 504, Elternpaare 76 732. Beacht­
licherweise ist die Zahl der Witwen 
wider Erwarten gegen das Vorjahr um 
etwa 2000 gestiegen.

Der heutige Stand der Zivilversor­
gung wurde auf dem Bundestage des 
Reichsbundes der Zivildien6tberechtigten 
in Dortmund auf Grund eines Referates 
beraten (vgl. „Reichsbund der Zivil­
dienstberechtigten“ Nr. 12 vom 20. Juni 
1929. S. 198), das vom Präsidenten des 
Bundesamtes für das Heimatwesen, Mi­
nisterialdirektor Dr. C. Falck, gehalten 
wurde. In Preußen gab es schon im 
Jahre 1907 rund 8700 Militäranwärter, 
die nicht in den für sie vorgesehenen 
Stellen untergebracht werden konnten, 
im Jahre 1914 waren es in Preußen 
rund 13 000 und im ganzen Reiche 
rund 16 000. Das durch den Krieg 
und seine Folgen bedingte An­
schwellen der Zahl der Versorgungs­
anwärter machte eine Neubearbeitung 
der Anstellungsgrundsätje erforderlich, 
die im Jahre 1922 erfolgte und erheb­
liche Verbesserungen brachte, die durch 
eine Neufassung vom Jahre 1926 er­
weitert wurden. Wie wenig aber diese 
Anstellungsgrundsätje genügen, geht aus 
einer Denkschrift hervor, die niner Ent­
schließung des Reichstages entsprechend 
am 25. April 1929 vom Reichsminister 
des Innern dem Parlament vorgelegt 
wurde. Nach dieser Denkschrift sind 
gegenwärtig rund 35 500 Versorgungs­
anwärter vorhanden, die noch nicht 
untergebracht sind, von denen etwa 
14 000 mit Sicherheit überhaupt nicht in

Beamtenstellen untergebracht werden 
können, während die übrigen auf diese 
Unterbringung voraussichtlich sehr lange 
warten müssen. Die Zahl der Versor­
gungsanwärter wird sich in den kom­
menden Jahren sehr erheblich steigern, 
weil sehr viele Soldaten der Reichswehr
(von 1929 bis 1931 rund 32 000) und 
Angehörige der Schutjpolizei zur Ent­
lassung kommen werden, von denen vor­
aussichtlich viele den Versorgungsschein 
nehmen werden.

Den Anstellungsgrundsätjen haftet 
der Mangel an, daß sie keinen Rechts­
anspruch auf Einstellung geben. Diesem 
Mangel müßte durch Verbesserung de« 
Beschwerderechtes in den verschieden­
artigen Fällen abgeholfen werden, in 
denen die Anstellungsbehörde sich der 
Pflicht der Einstellung eines Versor­
gungsanwärters entzieht. Dem durch 
Nichteinstellung Geschädigten müßte ein 
Rechtsanspruch auf Schadensersag ge­
geben werden. Durch einen Rechtsan­
spruch auf Einsicht in die Bewerberliste 
müßte die Beschwerdeführung ermög­
licht werden. Nur mit Zustimmung des 
Reichsministers des Innern dürfte von 
der Besetzung einer ausgeschriebenen 
Stelle Abstand genommen werden

Daneben müßten andere Maßnahmen 
ergriffen werden: Kapitalabfindung für 
die älteren Versorgungsanwärter, Ab­
findung der Inhaber eines Beamten- 
scheins durch Erhöhung ihrer Rente, Er­
höhung des Hundertsatjes der vorbe­
haltenen Stellen, Ausdehnung der Ver­
pflichtung zur Einstellung auf die bis­
her entbundenen Stellen, insbesondere 
auf die Verwaltungen der Sozialver­
sicherung. Entbindung von der Einstel­
lungsverpflichtung nur bei Genehmigung 
des Reichsministers der Finanzen.

Der jetjt vielfach bestehenden Ab­
neigung gegen die Einstellung von Ver­
sorgungsanwärtern müßte durch Auf­
klärung entgegengetreten werden, viel­
leicht auch durch anderweite Regelung 
des Ersatzes der Reichswehr. Der 
Polizeiversorgungsschein müßte abge­
schafft werden; da der Polizist Beamter 
ist, wäre es richtig, daß er beim Aus­
scheiden aus der Polizei in eine andere 
Beamtenstelle versetjt würde.

Für die Anstellung von Versorgungs­
anwärtern könnten noch Verwaltungen 
erfaßt werden, die jetjt frei sind. Bei 
den jetjt schon erfaßten kommunalen
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Einrichtungen, zum Beispiel den 
Straßenbahnen, sollten die Aufsichts- 
stellen zugänglich gemacht werden.

Die Bezeichnung „Versorgungsan­
wärter“ sollte ersetjt werden durch das 
Wort „Zivildienstberechtigter“, weil 
jene Bezeichnung falsche Vorstellungen 
erweckt. Dagegen ist das Wort „Zivil­
dienstberechtigt“ treffend, weshalb auch 
die Organisation der Versorgungsan­
wärter den Namen: Reichsbund der 
Zivildienstberechtigten trägt. CI.

Die Ciamac, Internationale Arbeits­
gemeinschaft der Verbände der Kriegs­
opfer und Kriegsteilnehmer hielt ihre 
fünfte Jahresversammlung vom 3. bis 
6. August 1929 in Warschau ab. 
Neben den Kundgebungen für den 
Frieden, die auch an die Haager Kon­
ferenz gerichtet wurden, nahm die Ver­
sammlung eine Resolution bez. der 
an Lungenkrankheiten leidenden Kriegs­
beschädigten an, in der die Frage der 
Tuberkulose ehemaliger Kriegsteil­
nehmer (Entschädigung, Pflege Vor­
beugung u. a.) erneut beraten und be­
sprochen werden soll. Die nächste Ver­
sammlung wird in Paris tagen.

Gefährdetenffirsorge
Die weibliche Kriminalpolizei, die in 

Hamburg seit dem 15. August 1927 ein­
geführt ist, hat in dem ersten Arbeits­
jahr eine Geschäftsstelle mit fachlich ge­
schulten Kräften eingerichtet. Eine Ober­
inspektorin ist als Dienststellenvor­
steherin tätig, daneben arbeiten acht be­
amtete Wohlfahrtspflegerinnen, drei 
Kriminaloberwachtmeisterinnen und zwei 
Büroangestellte. Das Aufgabengebiet 
für die weibliche Kriminalpolizei ist 
entsprechend der Wesensart und Vor­
bildung der Frau zuerteilt. Sie wurde 
beschäftigt mit der Aufklärung von 
Straftaten, die eine besondere Berück­
sichtigung sozialer und psychologischer 
Gesichtspunkte bei Jugendlichen und 
volljährigen weiblichen Personen er­
forderte. Ferner wurden ihr die 
Arbeiten durch zur Aufklärung von 
Sexualverbrechen verlebte Jugendliche 
(§§ 173/4, 1, 176, 3 StGB.) zugewiesen. 
Ferner wurde die Bearbeitung von zu 
verfolgenden Straftaten auf Grund des 
StGB, übernommen, so:

§ 172 (Ehebruch),
§ 182 (Verführung),

§ 223 a Abs. 2 (Körperverletjung zum 
Nachteil Jugendlicher und Wehr­
loser),

§ 173 (Blutschande),
§ 174, 1 (Unzucht mit abhängigen 

Personen),
§ 176, 3 (Unzucht mit Personen unter 

14 Jahren),
§ 176, 1 (gewalttätige Vornahme un­

züchtiger Handlungen an Frauen), 
§ 176, 2 (Mißbrauch willenloser oder 

geisteskranker Frauen),
§ 177 (Notzucht),
§ 185 (Beleidigung),
§ 183 (öffentliche Erregung eines 

Ärgernisses),
§ 217 (Kindesmord),
§ 218 (Abtreibung).
Dabei wurde eine einheitliche Leitung 

des polizeilichen Ermittlungsverfahrens 
auch auf diese Gebiete übertragen. Für 
männliche Beschuldigte wurden der Ab­
teilung einige männliche Beamte zuge­
teilt. Neben der kriminalpolizeilichen 
Bearbeitung der Strafsachen hat die 
weibliche Kriminalpolizei eine der Für­
sorge zuleitende Tätigkeit. Sie übt selbst 
keine fürsorgerische Tätigkeit aus, son­
dern vermittelt sie durch die zuständigen 
Fürsorgestellen; in enger Zusammen­
arbeit mit dem Jugendamt wurde die 
Tätigkeit für die Gruppe der minder­
jährigen Verlebten und Beschuldigten 
durchgeführt. Auch eine Zusammen­
arbeit mit dem Pflegeamt wurde an­
gestrebt, soweit es sich um Minder­
jährige handelte und soweit Vergehen 
gegen die §§ 5 und 6 GBGK. Vorlagen. 
Eine Erweiterung des Aufgabengebietes 
durch eine stärkere Einbeziehung voll­
jähriger Frauen ist geplant. Ein regel­
mäßig geführter Streifdienst wurde in 
Hamburg zur Erfassung von Frauen in 
Straßen und Lokalen im Dienste einer 
vorbeugenden Prostitutionsbekämpfung 
eingerichtet. Im ersten Berichtsjahre 
wurden insgesamt 1099 Strafsachen durch 
die weibliche Kriminalpolizei bearbeitet, 
unter denen 881 Hamburger Strafsachen 
und 218 Rechtshilfeersuchen auswärtiger 
Behörden waren. Außerdem wurden 33 
Gefährdetenfälle bearbeitet. Bezüglich 
der Verlegung Minderjähriger und 
wehrloser Personen wurden 5467 Ver­
nehmungen durchgeführt, und zwar 860 
Beschuldigte und 4607 Zeugen. Von den 
Beschuldigten waren 777 männlichen 
und 83 weiblichen Geschlechts. In 472
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Strafsachen bezüglich der Vornahme un­
züchtiger Handlungen an Kindern unter 
14 Jahren wurden Feststellungen vorge­
nommen, es wurden u. a. bearbeitet 66 
Strafsachen wegen Blutschande, 9 Straf­
sachen wegen Kuppelei, 10 wegen 
Kindesmord.

Der erste eingehende Bericht, der 
über die Tätigkeit der weiblichen 
Kriminalpolizei von <}cr Hamburger Be­
hörde hcrgestellt worden ist, zeigt die 
außerordentlich starke soziale Bedeu­
tung dieser Einrichtung und die Ent­
wicklung dieses Arbeitsgebiets, das 
innerhalb der Polizei in seiner Wesens­
art einen wertvollen Faktor darstcllt.

Gesundheitsfürsorge
(Uearbeitei von Mag.-Obcr-Meil. Hut Dr. Co Id mann.)

Deutscher Ärztetag. Die Verhand­
lungen des Deutschen Ärztetages in 
Essen, über die bereits in Nr. 5 kurz be­
richtet ist, sind in einem 92 Seiten 
starken Heft als Nr. 25 des Ärztlichen 
Vereinsblattes von 1929 im Druck er­
schienen.

Schulzahnpflege. Der Provinzialaus­
schuß für hygienische Volksbelehrung 
in der Provinz Hannover hat zusammen 
mit dem Deutschen Zentralkomitee für 
Zahnpflege in den Schulen ein sehr ein­
drucksvolles bebildertes Merkblatt 
„Pflege der Zähne1* hcrausgegeben.

Heilstätte Isny. Im württembergi- 
sehen Allgäu ist eine städtische Heilstätte 
Wilhclmsstift in Höhe von 700 Meter 
eröffnet worden. Sic dient vor allem 
der Behandlung der chirurgischen Tuber­
kulose und erhält ihre besondere Note 
dadurch, daß sie die Gersonsdic Diät bei 
Tuberkulösen auf breiterer Grundlage 
durchführt.

Schankstättengesetz. Im volkswirt­
schaftlichen Ausschuß des Reichstags 
sollte am 11. Juni 1929 Jas Schank- 
stättengeseft behandelt werden. Die Be­
handlung ist auf unbestimmte Zeit ver­
schoben worden. Inzwischen hat aber 
die Deutsche Reichshauptstelle gegen den 
Alkoholismus ein übersichtliches Flug­
blatt über die wichtigsten Forderungen 
zum Schankstättengeseft herausgegeben. 
Es werden 13 Punkte aufgestellt, nach 
denen auf 400 Bewohner eines Orts in

der Regel nicht mehr als ein Ausschank 
geistiger Getränke unter Einrechnung 
der Branntweinverteilungsstelle zuge­
lassen werden soll, für Turn-, Spiel-, 
Sport- und Badepläfte das Bedürfnis 
na di Schankstättenbenuftung verneint 
werden soll, alle Erlaubnisgesudic min­
destens vier Wodien vor der Ent­
scheidung zu veröffentlichen sind. Vor 
der Entscheidung soll die örtliche Be­
hörde, Polizei, Gemeinde, Jugendamt, 
möglichst auch der Gewerbeaufsichts- 
heamtc, das Wohlfahrts- und Gesund­
heitsamt, die Trinkerfürsorgcstclle, 
Wohlfahrtsvereine, Vertreter des Gast- 
und Sdiankgcwcrbc8 gehört werden. Vor 
Festseftung der Polizeistunde sind die 
Gesundheitsbehörden, das Landeswohl­
fahrtsamt und die alkoholgcgncrisdien 
Vereinigungen zu hören. Es soll nicht 
nur der Ausschank an Betrunkene, son­
dern der Ausschank an alle Personen, 
die erkennbar unter der Einwirkung 
geistiger Getränke stehen, verboten 
werden. Für Lohn-, Gehälter- und 
Wahltage ist der Ausschank geistiger 
Getränke überhaupt zu verbieten. Ein 
besonderer Schuft der Jugendlichen whd 
durch ein Verbot der Verabfolgung 
geistiger Getränke und der Alkoholfrei- 
heit vonv Sportfesten, an denen die 
Jugend beteiligt ist, gefordert, in und an 
öffentlichen Verkehrsmitteln soll ein 
Verbot der Alkoholreklame einseften. 
Die Konzcssionspflidit soll auf den 
Flasdienbierhandcl ausgedehnt werden, 
den Handel mit alkoholhaltigen Genuß- 
mitteln (Likörkonfekt). Endlidi soll das 
Bedürfnis für Sdiankstättenerrichtung 
in Kleingartenanlagen, bei Massenan- 
sainmlungen und auf öffentlichen Wegen 
und Pläften verneint werden. Die Kon­
zessionsdauer soll auf 10 Jahre für 
Einzelpersonen besdiränkt werden. Per­
sonen, die an offener Tuberkulose oder 
ähnlichen Krankheiten leiden, dürfen 
nicht in Gast- und Sdiankwirtsdiaften 
beschäftigt werden. Die Jugendsdiuft- 
bcstimmungen sind durch öffentlidien 
Aushang bekanntzumadien. Die Er­
teilung der Anfeditungsbcfugnis im 
Konzessionsverfahren an die Behörden 
und Stellen, die der Erteilung der Er­
laubnis widersprodien haben.

Bekämpfung des Alkoholismus. Die 
Arbeitsgemeinsdiaft sozialistischer AI- 
koholgegnrer hat an den Vorstand der

380



sozialdemokratischen Reidistagsfiaktion 
eine eingehend begründete Eingabe ge­
richtet, daß im Entwurf zum Schank­
stättengesetz § 1, 1 folgende Bestimmung 
eingefügt wird: Ein Bedürfnis für den 
Ausschank und Verkauf geistiger Ge­
tränke ist nicht anzuerkennen für Spiel-, 
Sport- und Badeplätze hzw. -hallen und 
deren nächste Umgebung. Abgelaufene 
Schankstättcncrlaubnisse sind nicht zu 
erneuern. — Der Breslauer Regierungs­
präsident hat in einem Erlaß vom 
20. April 1929 ersucht, dafür Sorge zu 
tragen, daß Genehmigungen zum Feil- 
hieten geistiger Getränke nach § 42 RGO. 
bei Kinder- und Schulfesten und sonsti­
gen der Jugendpflege dienenden Veran­
staltungen grundsätzlich nicht erteilt 
werden. Für derartige Feste genügt der 
Ausschank alkoholfreier Getränke voll­
auf. (Zur Nachahmung empfohlen! G.)

Geschlechtskrankheit, ein unver­
schuldetes Unglück? Das Rcidisarbeits- 
Bericht hat sich als Revisionsinstanz 
(RAG. 659/28) mit der Frage beschäftigt, 
ob eine erworbene Geschlechtskrankheit 
ein unverschuldetes Unglück ist. Nach 
§ 63 HGB. ist bei unverschuldeten 
Krankheitsfällen kaufmännischen und 
tcdmischcn Angestellten das Gehalt auf 
eine bestimmte Zeit ohne Abzug des 
Krankengeldes zu bezahlen. In dem 
Falle, der zur Entsdieidung kam, war 
dem Kläger, einem kaufmännisdien An­
gestellten, die Zahlung des Gehaltes ver­
weigert worden, weil er sid» durdi außer­
ehelichen Verkehr eine Gcsdilcdits- 
krankheit zugezogen hatte. Dus Geridit 
kam zu der Auffassung, daß seine Krank­
heit im Redttssinne verschuldet sei, da 
der Erkrankte mit einer nahen Möglidi- 
heit der Ansteckung redinen mußte und 
unter Nichtbcaditung der ihm seinem 
Arbeitgeber gegenüber obliegenden 
Pflichten sidi fahrlässig der Gefahr der 
Bienstunfähigkeit ausgesefyt hätte. — 
Biese Entsdieidung mag formal-juristisdi 
richtig sein. Im Interesse der Bekämp­
fung der Gesdileditskrankheiten ist sie 
auf jeden Fall zu bedauern, da sie zur 
Verheimlidiung und damit zur Ver­
schleppung oder Vermeidung der Be­
handlung geradezu anreizen muß.

Gesundheitsbehörde und Reglemen­
tierung. In einem Rundsdircihen vom 
Bk Juli nimmt der Preußische Minister

für Volkswohlfahrt zu der Befugnis der 
Gesundheitsbehörden, auf Grund § 4, 1 
RGBG. die wiederholte Beibringung von 
Gesundheitszeugnissen anzuordnen, Stel­
lung. Der Erlaß geht davon aus, daß 
eine Anordnung, wöchentlich an einem 
bestimmten Tage und zu einer be­
stimmten Stunde bei dem Vertrauens­
arzt einer Gesundheitsbehördc zur 
Untersuchung zu kommen, nichts anderes 
darstellt als eine Reglementierung bzw. 
Einführung einer Sittcnkontrolle, wie 
sie früher durdi die Sittenpolizei statt­
fand. Eine soldic Maßnahme findet aber 
im .Rcidisgeseg keine Stüge, denn das 
Gesetz bezweckt nidit etwa, die früher 
ausgeübte Sittenkontrolle der Polizei 
abzunchmen und auf die Gcsundheits- 
hchördc zu übertragen, sondern will die 
Sittenkontrolle überhaupt beseitigen. 
Ebensowenig kann von jemandem, hei 
dem eine ärztliche Untersudiung keinen 
Anhalt für das Vorlicgen einer Ge- 
sdilcditskrankheit ergehen hat, dann, 
wenn häufig wediselnder Geschlechtsver­
kehr ausgeübt wird, ohne weiteres mit 
bestimmter Regelmäßigkeit in Abständen 
ein Gesundheitszeugnis verlangt werden. 
Vielmehr sind die Verhältnisse des ein­
zelnen Falles zu bcrücksiditigcn. Die 
Forderung der wiederholten Beibringung 
von Gesundheitszeugnissen hat durdi 
wiederholte Verfügungen und in Zeit­
abständen zu erfolgen, hei deren Be­
messung das gesamte Verhalten, die 
Lebensverhältnisse der betreffenden 
Person, das sich hieraus ergebende Maß 
der Gefahr ihrer Ansteckung mit einer 
Gesdileditskrankhcit und der Über­
tragung dieser Krankheit sowie das Er­
gebnis der ärztlidicn Untersudiung in 
Betradit zu ziehen sind. Ein schcinati- 
sdies Vorgehen muß unter allen Um­
ständen vermieden werden.

Schwestern für Hell- und Pflege- 
anstalten. Die Provinz Schleswig-Hol­
stein hat mit Rücksidit auf die Schwierig­
keiten hei der Verwendung von Pflege­
rinnen in Irrenanstalten als erste eine 
eigene Sdiwesternsdiaft begründet, die 
sidi ausgezeichnet bewährt und ent­
wickelt hat. Die Sdileswig-Holsteinisdien 
Wohlfahrtsblätter, Jahrgang 4 Nr. 12 
enthalten hierüber einen eingehenden 
Beridit.
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Ein Wettbewerb für Flugblätter zu 
Aufklärungszwecken veranstaltet der 
Hilfsverein für Geisteskranke in der 
Rheinprovinz, der einen ausgiebigen 
Überblick über Ursache und Wesen 
geistiger Erkrankungen und Herbeifüh­
rung einer richtigen Wertschätzung der 
Heilanstalten erstreben soll. Verlangt 
werden: eine allgemein gehaltene, d. h. 
möglichst allen Anstalten angepaßte 
Fassung, leichtverttändliche Ausdrucks­
weise und gedrängte Kürze (eine bis zwei 
Oktavdruckseiten einschl. Überschrift 
und etwaigen Abbildungen); mit Ma­
schine auf gutem Papier einseitig ge­
schrieben mit 32 Vollzeilen auf der 
Seite. Der Inhalt kann aus dem ganzen 
Gebiete des praktischen Irrenfürsorge- 
wesens entnommen werden; in jedem 
Flugblatt ist nur ein Thema zu be­
handeln. Für die 20 besten, d. h. zweck­
entsprechendsten Flugblätter ist ein 
Preis von je 100 M. ausgesetjt. Preis­
richter sind: Dr. Wiehl, Landesmedizinal­
rat, Düsseldorf, Dr. Appelius, Vizepräsi­
dent der Landesversicherungsanstalt 
Rheinprovinz, Düsseldorf, Dr. Ziegler, 
Hauptschriftleiter, Remscheid, Dr. Sioli, 
Professor an der medizinischen 
Akademie, Düsseldorf, Dr. Herting, 
Sanitätsrat, Düsseldorf-Grafenberg.

Dem internationalen Opiumab- 
kommen vom 9. Dezember 1925 hat sich 
Deutschland durch ein Gesetz vom 
26. Juni 1929 (RGBl. II, 1929 Nr. 33) 
angeschlossen.

Arbeitsfflrsorge
Arbeitslosenversicherung. Der Sach­

verständigenausschuß zur Beratung der 
Reform der Arbeitslosenver­
sicherung hat seine Beratungen ab­
geschlossen. Bei den Beratungen er­
gaben sich zwischen Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerseite erhebliche Meinungs­
verschiedenheiten, so daß ein Votum 
des Ausschusses nicht mit erheblicher 
Mehrheit abgegeben werden konnte. Die 
Arbeitgeber haben durch Ersparnis- 
möglichkeiten eine Beitragser­
höhung nicht für nötig gehalten. Die 
Erhöhung um % % ist jedoch mit ge­
ringer Stimmenmehrheit angenommen 
worden. Es wurde ferner gegen die 
Stimmen der Arbeitgeberseite be­
schlossen, mit Unterstützung der Reichs­

regierung zu versuchen, einen weiteren 
Überbrückungskredit zu be­
schaffen. Hinsichtlich der bereits ge­
währten Darlehen in Höhe von 350 Mil­
lionen Reichsmark wurde nach Ableh­
nung der Niederschlagung der Rückzah­
lung dieses Betrages eine Stundung 
derselben bis 1. April 1935 vom Sach­
verständigenausschuß in Vorschlag ge­
bracht.

Der Sozialpolitische Ausschuß des 
Reichstags hat nach Abschluß der Be­
ratungen des Sachverständigenaus­
schusses die Besprechungen über die 
Novelle zur Arbeitslosenversicherung 
aufgenommen, nachdem er zwecks Be­
schleunigung den Präsidenten des 
Reichstages ermächtigt hatte, die Vor­
lage dem Ausschuß ohne vorherige erste 
Lesung im Plenum zur Beratung zu 
überweisen. Die Weiterberatungen sind 
auf den 5. September vertagt worden, 
da zwischen den Parteien grolle 
Meinungsverschiedenheiten über die 
Regelung herrschen. B e h r e n d.

Tschechoslowakische landwirtschaft­
liche Wanderarbeiter sind durch eine 
Verordnung vom 8. August 1929 
(RGBl. I, S. 143) mit Wirkung ab 
12. August 1929 von der Beitragspflicht 
zur Arbeitslosenversicherung befreit, 
vorausgesetzt, daß sie auf Grund eines 
genehmigten Arbeitsvertrages beschäftigt 
sind.

Eine besondere Hauptstelle für 
Arbeitsfürsorge ist innerhalb der zen­
tralen Verwaltung des Wohlfahrtsamtes 
Hannover errichtet worden1).

Diesem Amt sind alle die Aufgaben 
übertragen* worden, die auf Grund der 
verschiedenen Fürsorge- und Versiche­
rungsgesetze den Wohlfahrtsämtern auf­
erlegt worden sind. Zu den Aufgaben 
der Hauptstelle gehören:

Überwachung des gewerblichen Wöch­
nerinnen- und Sdiwangerensdiufoea 
sowie der gewerblichen Arbeit von 
Kindern und Jugendlidien, 

Mitwirkung beim Absdiluß von Lehr­
verträgen,

Berufsausbildungsbeihilfen, 
Bearbeitung von Anträgen Jugend- 

lidier auf Ausstellung eine« 
Wanderscheins,

*) Wohl fahrt* woche, IV, Nr. 32.
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die Wanderarbeitsstätte, Hannover, 
Rückführung der Wohlfahrtserwerbs­

losen in Belchäftigungsverhält- 
nisse des freien Arbeitsmarktes, 

Statistik,
genereller Verkehr des Wohlfahrts­

amtes mit den Organen der 
Reichsanstalt für Arbeitsvermitt­
lung und Arbeitslosenversicherung.

Dr. Margarete Behm gestorben. 
Die Begründerin des Gewerkvereins für 
Heimarbeiterinnen, Dr. Margarete Behm, 
ist im Juli des Jahres verstorben. Sie 
ist sowohl in der Fürsorge innerhalb des 
Gewerkvereins, wie in ihrer parlamen­
tarischen Tätigkeit und den evangelisch­
sozialen Organisationen für die Besser- 
gestaltung der Lebensverhältnisse der 
Heimarbeiterinnen eingetreten und hat 
weite Kreise der Öffentlichkeit auf die 
unhaltbaren Zustände in der Heimarbeit 
hingewiesen.

Die Betätigung Blinder in der 
Blindenfürsorge ist durch die Einstellung 
eines blinden Fürsorgers an der Zentral­
stelle für Blindenwohlfahrt in Berlin 
durchgeführt worden. Dieser Schritt ent­
spricht einem vielfach geäußerten 
Wunsch der Selbsthilfeorganisationen 
der Blinden, die verlangen, daß, ähnlich 
wie in England, in der Blindenarbeit 
nach Möglichkeit geeignete Blinde be­
schäftigt werden. In Baden, Oldenburg, 
im Rheinland und Schlesien hat man bis­
her gute Erfahrungen mit blinden Für­
sorgepersonen gemacht.

Betriebswohlfahrtspflege
Methoden zur Herbeiführung be- 

friedigender menschlicher Beziehungen 
in rationalisierten Betrieben. Die 
Sommertagung der I. R. I., der Inter­
nationalen Vereinigung zur Bestgestal­
tung der Arbeit in Betrieben, die vom 
26. Juni bis zum 3. Juli in Elmau statt­
fand, trug den Charakter einer Aus­
sprache mit dem Thema: „Herbeiführung 
befriedigender menschlicher Beziehun­
gen in rationalisierten Betrieben“ und 
bildete eine Fortführung der Verhand­
lungen des vorjährigen Kongresses in 
Cambridge.

Das Problem wurde vom Gesichts­
punkt der Leitung des Einzelbetriebes 
wie vom erweiterten Blickfeld ganzer

Industriezweige und schließlich der Ge­
samtwirtschaft behandelt.

Der Grundsatz der I. R. I., Zusammen­
künfte mit begrenzter Teilnehmerzahl 
zu veranstalten und die Gäste während 
der Tagungswoche zu einer Arbeits- und 
Wohngemeinschaft in ruhiger und 
schöner Umgebung zu vereinen, hat sich 
auch dieses Mal bewährt. Es wurde eine 
Sphäre geschaffen, die ernste Arbeit er­
möglichte und die Spontanität und Frei­
heit des Gedankenaustausches zwischen 
Vertretern von Wirtschaftsgruppen, die 
sich sonst nur mit geschlossenem Visier 
zu begegnen pflegen, in glücklicher 
Weise förderte.

Von den englischen Teilnehmern — 
Vertretern großer Firmen und Mit­
arbeitern an den Londoner Psychologi­
schen Instituten —, die weniger Interesse 
für die Problematik der rationalisierten 
Wirtschaftsorganisation als für die prak­
tischen Fragen des Einzelbetriebes mit­
brachten, hörte man, wie schon auf 
früheren I. R. I.-Konferenzen, Beachtens­
wertes über betriebswissenschaftliche 
Untersuchungen und über die Erfah­
rungen mit Rationalisierungsmethoden 
gegeben.

Dr. Vernon, Leiter wissenschaftlicher 
Untersuchungen des National Fatigue 
Research Board London, sprach über die 
Wirkung der 48-Stunden-Woche auf die 
Intensitätssteigerung. Nach seinen Er­
fahrungen könnten zwei Drittel der eng­
lischen Industrie in einer 48stündigen 
Arbeitszeit den gleichen Ertrag erreichen 
wie bei längerer Arbeitszeit. Tatsächlich 
ist die 48-Stunden-Woche auch fast über­
all in England durchgeführt. Durch Ein­
führung des Zwcischichtenwechsels 
könnte sogar vielfach eine Reduzierung 
auf 44 Stunden ohne Ertragsminderung 
stattfinden. Die Wirkungen verkürzter 
Arbeitszeit auf die Arbeitsintensität 
kommen meist erst nach einer gewissen 
Zeit zum Ausdruck; denn es dauert 
einige Wochen, bis sich die Arbeiter­
schaft umgeetellt und der veränderten 
Arbeitszeit und erhöhten Intensität an­
gepaßt hat. Manche Rationalisierungs­
versuche gehen fehl, weil diese Tatsache 
vielfach nicht genügend gewürdigt wird. 
Der 5-Tage-Wodic steht Vernon mit 
gewissen Bedenken gegenüber. Ihre Ein­
führung würde bei Beibehaltung der 48- 
Stunden-Woche eine tägliche Arbeitszeit 
von 9% Stunden ohne Einrechnung der
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Pausen und Wege bedingen; die ver­
längerte Arbeitszeit würde zur Verlang­
samung der Arbeit in den legten Stun­
den und damit voraussichtlich auch zu 
einer Ertragssenkung führen. Zudem 
würde eine Arbeitsunterbrechung von 
zwei Tagen vermutlich zu einem Rüde­
gang der Arbeitsleistung führen, weil die 
Arbeit mit größerer Unlust aufgenom­
men wird als nach eintägiger Unter­
brechung. Von größtem Einfluß auf die 
Arbeitsintensität erweist sich die rich­
tige Gestaltung der Pausen. Arbeits­
unterbrechungen nach 4 bzw. 4^ Stun­
den haben besonders in der Textilindu­
strie bei Arbeiterinnen zur Ertragsstei­
gerung von 5 bis 6% geführt.

Im Laufe der weiteren Verhandlun­
gen wurde von einem französischen 
Gewerkschaftsführer, der mehrere Jahre 
in amerikanischen Fabriken gearbeitet 
und in verschiedenen Staaten der 
U. S. A. Studien unternommen hat, der 
Standpunkt vertreten, der menschlichen 
Arbeitszeit werde bei der Beredmung 
der Ertragssteigerung in Europa viel zu 
viel Bedeutung zugemessen. Die Er­
fahrungen amerikanisdier Betriebe hät­
ten bewiesen, daß der Hauptfaktor für 
die Ertragssteigerung die Verbesserung 
der Masdiincn und Werkzeuge sei. Er 
wandte sidi mit Nadidruck gegen 
Systeme, die regelmäßige Nachtschichten 
bedingen, weil die Nachtarbeit, die mit 
Recht von den Arbeitern gescheut werde, 
gesundheitswidrig sei und zu unnatür­
licher Lebensweise führe. Der Redner 
hat während einer längeren Beobach­
tungszeit, in der er selbst Nachtarbeit 
leistete, bei fast allen Arbeitskollegen 
Überreizungszustände und häufig Krank­
heitserscheinungen feststellen können. 
Die Versklavung des Menschen an die 
Masdiine würde in Nachtschichten be­
sonders stark empfunden. Von einem 
Vertreter der Wiener Arbeiterkammer 
wurde entgegnet, daß Naditsdiiditen aus 
zwingenden Gründen der Kapitalverwer­
tung unentbehrlich seien, und daß nadi 
Mitteln gesucht werden müßte, um die 
sdiädlidien Wirkungen der Naditarbeit 
möglichst zu kompensieren.

Dr. Northcott, einer der Direktoren 
der bekannten Schokoladenfabrik Rown* 
tree, York, sdiilderte in einem Re­
ferat über Systeme der Pcrsonalpolitik 
die günstigen Erfahrungen, die in 
seinem Betrieb mit dem funktionellen

System, das den Betrieb als Organismus 
auffaßt und alle Funktionen und Ver­
antwortungen miteinander verbindet.

An der Spitze steht ein Mitglied der 
Geschäftsleitung, dem der Personalleiter 
unterstellt ist. Der Direktor trägt die 
Verantwortung für die Personalpolitik, 
während der Personalleiter für die Exe­
kutive verantwortlich ist. Beide arbeiten 
eng zusammen mit der Leitung der 
Fertigabteilung. Während diese Arbeits­
zeit und Kosten aufstellt, ist es Auf­
gabe der Personalabteilung, darüber zu 
wachen, daß die Lohnzahlungen gerecht 
und angemessen sind und mit den Lohn­
sätzen des Kollektivvertrages überein­
stimmen. Zu ihren ■ Aufgaben gehört 
ferner die Zeitkontrolle (nicht die Fest­
setzung der Arbeitszeiten), die Verwal­
tung der gesamten Wohlfahrts- und Ge­
sundheitseinrichtungen, die Personal­
pflege usw. Voraussetzung für die er­
folgreiche Durchführung dieses Systems 
ist die richtige Auswahl und Schulung 
der leitenden Persönlichkeiten, der 
„Führer“, die befähigt sein müssen, Zu­
gehörigkeitsgefühl und Arbeitsfreude 
bei der Belegschaft zu wecken und zu 
erhalten. Als ein wirksames Mittel zur 
Erzielung der Mitwirkung der Arbeiter­
schaft bei Rationalisierungsmaßnahmen 
hat sich die Einstellung von Shop- 
Stewards — Persönlichkeiten, die von 
den Gewerkschaften vorgeschlagen wer­
den — erwiesen. Wesentlich ist die ge­
duldige und weitgehende Information 
der Arbeiter über Ziel und Durch­
führung der Rationalisierung. Einer der 
Direktoren unterrichtet den zentralen 
Betriebsrat regelmäßig über den Ge­
schäftsgang und über neue Pläne der 
Betriebsleitung. Nach der General­
versammlung der Aktionäre wird der 
dort erstattete Bericht vor dem Betriebs­
rat und ferner in einer öffentlichen Ver­
sammlung wiederholt, zu der jeder 
Arbeiter Zutritt hat. Bei besonderen 
Anlässen werden die erwachsenen 
Arbeiter zusammengcrufcn. Wiederholt 
sind Versammlungen, die lediglich der 
Aufklärung über Geschäftsvorgänge 
dienten, von mehreren tausend Arbei­
tern besucht worden. Die Firma 
Rowntree bat einen besonderen Fonds 
geschaffen für Unterstützung von Stamm­
arbeitern in Zeiten der Arbeitslosigkeit, 
für den jedes Jahr 10 000 Pfund zu­
rückgestellt werden. Neuerdings ver-
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sucht sie, für Perioden längerer Arbeits­
losigkeit neue Beschäftigungsmöglich­
keiten in anderen Wirtschaftszweigen zu 
finden bzw. zu schaffen.

Von Arbeitnehmerseite wurde her­
vorgehoben, daß bei Bemessung der 
Arbeitszeiten jeweils der Grad der 
Arbeitsintensität berücksichtigt werden 
müsse. Die Gewerkschaften in Öster­
reich haben den Begriff der „kulturell 
zulässigen Arbeitsintensität“ geprägt. 
Arbeitszeit und Intensität sollen so be­
messen werden, daß dem Arbeiter nicht 
nur genügend Zeit zur Ruhe und zur 
Wiederauffrischung seiner Kräfte, 
sondern darüber hinaus auch Spann­
kraft für freie Beschäftigung bleibt. 
Der Vorsitzende eines großen deutschen 
Betriebsrats legte dar, daß die Arbeiter­
schaft der Fülle der Versuche zur Ver­
besserung der Arbeit und zur Rationali­
sierung der Arbeitsbeziehungen mit 
Mißtrauen gegenüberstände. Es sei die 
Ansicht verbreitet: „Je mehr Ausschüsse 
entstehen, desto schlechter werden für 
uns die Arbeitsbedingungen.“ Vielfach 
kämen in Deutschland die Früchte der 
Rationalisierung der Arbeiterschaft erst 
sehr spät zugute. Daher erkläre sich 
zum Teil der Widerstand gegen Ratio­
nalisierungsversuche. Mittel zur Er­
höhung der Arbeitsintensität und der 
Arbeitsfreudigkeit sind: richtige Aus­
wahl der Arbeiter (es gibt viele Arbeiter, 
die gern monotone Arbeit tun, während 
andere unter der Gebundenheit an den 
Rhythmus der Maschine leiden und in 
ihrer Arbeitsfähigkeit gehemmt werden); 
Gewährung einer gewissen Freiheit zur 
Bestimmung des Arbeitsrhythmus. 
Dieses gelte in erster Reihe vom ge­
lernten Arbeiter, sei aber auch bei 
mechanisierter Arbeit möglich. Bei einem 
Berliner Großwerk ist es durch Ein­
schaltung von Zwischenlagern den 
Arbeitern ermöglicht, auch bei fließen­
dem Band die Arbeit zu beschleunigen 
bzw. zu verlangsamen und sich dann 
wieder einzuschalten. Bei großer 
Arbeitsintensität empfiehlt sich die Ein­
schiebung bezahlter Pausen, die eine 
günstige psychologische Wirkung aus­
üben und den Arbeitseifer erhöhen. Un­
bedingt erwünscht sei bezahlter Arbeits­
urlaub. Den stärksten Eindruck auf die 
Arbeitsintensität üben Lohnhöhe und 
Entlohnungsform aus. Bei der Akkord­
bemessung werden psychologische Fakto­

ren — Befriedigung des Berufsstolzes und 
des Ehrgeizes — noch nicht genügend 
berücksichtigt. Der Akkord sollte so be­
messen sein, daß dem Arbeiter die Mög­
lichkeit bleibt, über den Normalverdienst 
hinauszugelangen. Gegen die Einführung 
der 5-Tage-Woche wurden fast die 
gleichen Einwände gemacht wie von 
Dr. Vernon.

In offiziellen Aussprachen und in 
zwanglosen Unterhaltungen wurde die 
ungeheure Schwierigkeit diskutiert, zu 
fruchtbaren Verhandlungen zwischen 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmergruppen 
zu gelangen. Es wurde von beiden Seiten 
zugegeben, daß es an Gelegenheiten 
und Formen nicht fe 
jedoch Feindseligkeiten 
rische Rücksichten bisher stärker er­
wiesen haben als der Wille zur Ver­
ständigung. Besonders interessant war 
es von Arbeitnehmerseite zu hören, daß 
die Arbeiterschaft die Wirkung des ge­
setzlichen Zwanges zu paritätischen Ver­
handlungen überschätzt habe, und daß 
man sich ernsthaft mit der Frage be­
schäftige, ob der Weg freier Verein­
barung mehr Aussicht auf Erfolg ver­
spreche. Zwanglose Aussprachen in 
kleinen Kreisen, wie sie die I. R. I. er­
möglicht, wurden von beiden Seiten als 
ein Schritt zur Lösung begrüßt.

Mr. R. I. Mackay, Generalsekretär 
der Management Research Groups, be­
richtete über die Arbeit dieser Gruppen, 
die sich nach dem Vorbild der von H. S. 
Denison gegründeten Manufacturers 
Research Association of Boston, Mas­
sachusetts, U. S. A., in England unter der 
Führung von Rowntree gebildet hatten. 
Ihr gehören zurzeit Vertreter von sieb­
zig verschiedenen, nicht konkurrierenden 
Firmen verschiedener Branchen an mit 
dem Zweck gegenseitiger Information 
über Erfahrungen der Betriebsleitung.

Der Direktor des Internationalen Ra­
tionalisierungsinstitutes, Major Urwick, 
erörterte das Problem des wirtschaft­
lichen Wiederaufbaus auf Grund einer 
rationellen Organisation der Industrie. 
Er begrüßte, daß die I. R. I. bei ihren 
Bemühungen um die Bestgestaltung der 
Beziehungen in der Industrie und in der 
Verteidigung der Idee, daß das Leben 
nicht der Wirtschaft, sondern die Wirt­
schaft dem Leben diene, die Fühlung 
mit der Wirklichkeit nicht verloren habe, 
sondern ihre Arbeit auf dem Boden der

e, daß sich 
und agitato-
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Praxis aufbaue. In dem Bemühen um 
die Klärung eines Begriffes „rationell 
organisierte Wirtschaft“ (Scientifically 
Organised Industry) knüpfte er an die 
Definition der Weltwirtschaftskonferenz 
und des Reichskuratoriums für Wirt­
schaftlichkeit an. Der Begriff enthalte 
nicht nur eine Methode der Betriebs­
gestaltung, sondern auch eine Ziel­
setzung. Eine rationell organisierte In­
dustrie ist eine Gruppe von Unter­
nehmungen, die der Deckung verwandter 
oder zusammenhängender Bedürfnisse 
der Gesellschaft dient und mit Wirt­
schaftsmethoden arbeitet, die Ver­
geudung von Kraft und Material mög­
lichst verhüten. Die freie Anerkennung 
eines sozialen Zwecks der Wirtschaft be­
deutet eine geistige Revolution, wie sie 
Taylor als Voraussetjung aller-Rationali­
sierung gekennzeichnet habe. Bis heute 
ist die Welt von Anschauungen be­
herrscht worden, die aus vergangenen 
Wirtschaftsepochen stammen und den 
technischen Bedingungen des Maschinen­
zeitalters nicht mehr entsprechen. Die 
vom Prinzip der Arbeitsteilung be­
herrschte mechanische Produktion ver­
lange eine Verfeinerung des Systems der 
Zusammenarbeit, die für das Handwerk 
und für örtlich begrenzte Industrien nicht 
erforderlich war. Es ist ein Wunder, daß 
man noch heute häufig der Über­
zeugung ist, das vielfach verschlungene 
Netjwerk der Produktion könne von

kann, sondern von dem freien Ent­
schluß der beteiligten Gruppen getragen 
werden muß. Er sieht in den Zusammen­
schlüssen von Wirtschaftsführern zum 
Erfahrungsaustausch über Probleme der 
Betriebsleitung hoffnungsvolle Ansätje. 
Mit Recht seien die von Dennison und 
Rowntree gebildeten Gruppen „The 
Buisnessman University“ genannt worden.

Der Rationalisierungsprozeß wird 
sich nicht nur auf die Produktion, son­
dern auch auf die Kapitalwirtschaft er­
strecken. Urwick ging von der Tatsache 
aus, daß wichtige Strukturveränderungen 
der Wirtschaft (Konzern- und Trust­
bildung, Verschachtelung und Unüber­
schaubarkeit des Finanzierungswesens) 
dazu geführt haben, daß die Finanz­
politik von kleinen Gruppen geführt 
wird, während die Einflußsphäre der 
Aktionäre verengt und eine Kontrolle 
fast unmöglich geworden ist. Die Ent­
wicklung sei zum Teil auf die Passivität 
der Geldgeber zurückzu führen, denen 
mehr an Sicherheiten und Kapitalver­
zinsung als an positiven Verantwortlich­
keiten und Einflußmöglichkeiten gelegen 
sei. Kritik und Revision seien aber un­
erläßliche Faktoren für einen gesunden 
Wiederaufbau der Wirtschaft. Vom 
Boden der realen Tatsachen ausgehend, 
entwarf der Redner sodann ein Traum­
bild einer rationell organisierten Wirt­
schaft, deren Grundzüge sein würden: 
die Mitbeteiligung der Arbeiterschaft in

Grundsägen des krassen Egoismus regu- Formen, die das Gedeihen der Wirtschaft 
liert werden. Im Zeitalter des Radios gewährleisten und Mißbrauch für partei- 
und des Autos versteht auch der ein- politische Machtzwecke ausschließen, Be- 
fache Mann mit Maschinen umzugehen. freiung der Produktion von der Gebun- 

T> —— denheit an Zwecke des Gewinnstrebens 
(„die Arbeit wird das Kapital mieten, 
nicht das Kapital die Arbeit“). Kon­
trolle des Kredit- und Finanzierungs­
wesens (Übergabe des Aufsichtsrechts an 
geeignete Instanzen) und Berücksichti­
gung gemeinwirtschaftlicher Gesichts­
punkte beim Neuaufbau der Industrie.

In der anschließenden Aussprache be­
tonte Dr. Frieda Wunderlich, Berlin, daß 
die Rationalisierung heute noch im all­
gemeinen im Ziel der Rentabilität orien­
tiert sei. Anzustreben sei die Produkti­
vität der Gesamtwirtschaft. Aufgabe der 
I. R. I. ist es, die Gebiete klar hervor­
zuheben, auf denen es zu Konflikten der 
Rationalisierungsfaktoren kommen kann. 
Das optimale Verhältnis der menschlichen 
und maschinellen Faktoren wäre zu er-

Hinsichtlich der menschlichen Beziehun­
gen in der Wirtschaft befinden wir uns 
aber noch auf einer sehr primitiven 
Entwicklungsstufe. Es wird noch Gene­
rationen dauern, bis die leitenden Per­
sönlichkeiten in Betrieben gelernt haben, 
Hemmungen, die sich aus persönlichen 
Momenten ergeben, verständnisvoll zu 
beheben. Wenn das Ideal einer rationell 
geleiteten Wirtschaft in der Praxis ver­
wirklicht werden soll, dürfen sich die 
Pratiker der Einsicht nicht verschließen, 
daß die Leitung der Massen in der Wirt­
schaft sorgfältiges Studium aller in Be­
tracht kommenden 'Faktoren, ein großes 
Maß geistiger Arbeit und hohes Können 
erfordert. Urwick vertritt die Auf­
fassung, daß eine solche Entwicklung 
nicht zwangsweise herbeigeführt werden
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forschen für die Rationalisierung des 
einzelnen Arbeitsvorgangs wie für die 
Rationalisierung ganzer Betriebe und 
schließlich der ganzen zwischenbetrieb* 
liehen Wirtschaftseinheiten.

Der Präsident der Vereinigung, Mr. 
van der Leeuw, Rotterdam, behandelte 
in einem interessanten Lichtbildervortrag 
an Beispielen holländischer Fabriken, 
Fragen der modernen Wirtschaftsarchi­
tektur, die Verbindung von Zweckmäßig­
keit und Schönheit in der Ausgestaltung 
der Arbeitsräume.

An der Tagung nahmen 60 Vertreter 
aus 16 Ländern teil, darunter Leiter 
großer amerikanischer, englischer, öster- 
reichischer und deutscher Firmen, Ge­
werkschaftsführer, Mitglieder der Arbei­
terkammern und Betriebsräte aus 
Deutschland, Österreich und Frankreich, 
Sozialpolitiker und Hochschullehrer usw. 
Der geistvolle Schlußbericht der Vize­
präsidentin Mary van Cleeck, Direktor 
der Abteilung für industrielle Forschun­
gen der Rüssel Sage Foundation, New 
York, wird Interessenten von der Ge­
schäftsstelle auf Wunsch vermittelt 
(Haag, Javastraat 66). Die Drucklegung 
der Verhandlungen ist in Aussicht ge­
nommen. Dr. Hildegard Böhme.

Sozialversicherung

Sozialversicherung. Durch Vertrag 
zwischen Deutschland und 
Jugoslawien vom 15. Dezember
1928 ist vereinbart worden, daß die 
deutschen Reichsangehörigen im König­
reich Serbien usw. den jugoslawischen 
und umgekehrt diese jenen für die 
Leistungen aus der Kranken-, Unfall-, 
invaliden-, Angestellten- und knapp- 
schaftlichen Versicherung gleichgestellt 
"orden sind. Diesem Vertrage ist 
seitens des Deutschen Reiches am 
6 Juli 1929 (RGBl. II S. 561) zuge­
stimmt worden.

Auf Grund des Gesetzes zur Regelung 
der Sozialversicherung und Erwerbs­
losenfürsorge der bei Reparations­
arbeiten im Auslande be­
schäftigten Arbeitnehmer 
vom 24. Dezember 1926 (RGBl. I S. 531) 
>n der Fassung des Gesefces vom 22. De­
zember 1927 (RGBl. I S. 508) ist eine 
weitere Verordnungvom 10. Juli
1929 (RGBl. I S. 136) ergangen. Nach 
ihr hat der Arbeitgeber seine versiche­

rungspflichtigen Arbeitnehmer bei einer 
Krankenkasse, Ersagkasse oder bei einer 
deutschen Versicherungsgesellschaft zu 
versichern, wobei mindestens die 
R e g e 11 e i s t u n g e n der Kran­
kenversicherung nach der RVO. 
zu gewähren sind. Die Betriebe der 
deutschen Unternehmer bei der Tiefbau- 
Berufsgenossenscheft oder der für den 
Unternehmer sonst zuständigen Berufs­
genossenschaft gegen Unfall versichert. 
Für die Invalidenversicherung ist die 
Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz 
zuständig. Streitigkeiten entscheidet bei 
Aufenthalt des Versicherten im Auslande 
das Versicherungs- bzw. Oberversiche­
rungsamt Köln, bei Krankenkassen­
streitigkeiten ein besonders bestelltes 
Schiedsgericht beim Oberversicherungs­
amt Köln. Auf diese Weise ist nunmehr 
der Versicherungsschutz aller mit Repara­
tionsarbeiten im Auslande (vornehm­
lich Frankreich und Belgien) befaßter 
deutscher Arbeiter und das hierbei zu 
beobachtende Verfahren geregelt.

Krankenversicherung. Der Reichs­
ausschuß für Ärzte undKran- 
kenkassen hat am 31. Mai d. J. eine 
Reihe grundsätzlicher Beschlüsse über die 
Zulassung zur Kassenpraxis, 
die Bildung von Vertragsausschüssen 
und die Beteiligung der Ver­
sicherten an den Arznei­
kosten erlassen. In letzterer Beziehung 
ist erwähnenswert, daß als Erwerbs­
lose, die von der anteiligen 
Kostenzahlung befreit sind — die 
Kostenbeteiligung beträgt grundsätzlich 
nach § 182a RVO. 10 % — alle Personen 
anzusehen sind, bei denen eine gegen 
Entgelt stattfindende Tätigkeit fehlt, 
also nicht nur diejenigen, die der 
Arbeitslosenversicherung unterliegen.

Unfallversicherung. Das Genfer 
Übereinkommen über die Gleichstellung 
ausländischer und einheimischer Arbeiter 
auf dem Gebiete der Unfallversicherung 
(RGBl. 1928, II S. 509) ist am 30. Juni 
1929 von Norwegen mit Wirkung 
vom 11. Juni 1929 ratifiziert worden. Die 
Ratifizierung ist im RGBl. 1929 II S. 507 
bekanntgegeben worden.

Die neu in die RVO. bei 
Betriebsunfällen eingeführte Berufs* 
fürsorge, zu der durch die 
Verordnung vom 14. November 1928



(RGBl. I S. 387) die Durchfüh­
rungsbestimmungen erlassen worden 
sind, beschäftigt jegt die Berufs­
genossenschaften und die Arbeitsämter 
sowie Fürsorgestellen in erhöhtem Maße. 
Der Präsident der Reichsanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver­
sicherung hat die Landesarbeitsämter 
und Arbeitsämter kürzlich auf die be­
sondere Wichtigkeit dieser für die Ein­
gliederung ins Erwerbsleben wichtigen 
Maßnahme hingewieaen und besonders 
betont, daß die Versicher',ugsträger die 
öffentlichen Berufsberatungsstellen in 
Anspruch nehmen sollen. Auf die Zu­
sammenarbeit zwischen den ver­
schiedenen Stellen mit den Berufs­
genossenschaften wird besonders hinge­
wiesen. Das Reichsversicherungsamt hat 
hierbei die ihm unterstellten Versiche­
rungsträger auf die Notwendigkeit enger 
Zusammenarbeit mit den Hauptfür­
sorgestellen aufmerksam gemacht, 
damit eine wirksame Durchführung der 
Berufsfürsorge gewährleistet ist. Für die 
Berufsberatung Unfallver­
letzter in Berlin, denen Berufs­
ausbildung gewährt werden soll, ist die 
Berufsberatungsstelle für 
Erwerbsbeschränkte beim Ar­
beitsamt Berlin-Mitte, 0 17, Stralauer 
Plag 29, zuständig.

Zwischen dem Verband der 
Deutschen Berufsgenossen­
schaften und dem Hartmann­
bund (Verband der Ärzte Deutsch­
lands) sowie dem Deutschen Ärzte­
vereinsbund ist am 15. Juni d. J. 
ein Abkommen über Kranken­
behandlung der gegen Unfall 
versicherten Personen bei Be- 
triebsunfaällen abgeschlossen worden. 
Dies Abkommen ist deshalb besonders 
wichtig, weil die Berufsgenossenschaften 
infolge der neueren gesetzlichen Bestim­
mungen der RVO. die Pflicht haben, bei 
Betriebsunfällen alle Maßnahmen zu 
treffen, um eine bestmöglichste 
Krankenbehandlung der Un­
fallverletzten zu gewährleisten. 
Deshalb wird in dem Abkommen auf 
möglichst frühzeitiges berufs­
genossenschaftliches Heil­
verfahren. (entsprechend den Be­
stimmungen des RVA. vom 12. Oktober 
1926) durch Heranziehung,.Kon­
trolle usw. derkasse n ärztlichen 
Behandlung, rechtzeitige Überfüh­

rung in fachärztliche oder berufsge­
nossenschaftliche Heilbehandlung unter 
Beteiligung von Durchgangsärzten hin­
gewirkt. Eine besondere Auswahl von 
Verlegungsarten schwererer oder kom­
plizierter Art, die in den Bestimmungen 
des RVA. vom 12. Oktober 1926 (§ 6) 
genau angegeben ist, muß getroffen wer­
den und diese besonders gearteten — 
meist chirurgisch oder orthopädisch — 
zu behandelnden Fälle müssen den von 
den Berufsgenossenschaften bestimmten 
Heilanstalten oder Fachärzten über­
wiesen werden. Das Abkommen enthält 
ferner Einzelheiten über die ärztliche 
Auskunftspflicht, Höhe der ärztlichen 
Gebühren, über Arbeitsgemeinschaften, 
Schiedsgerichte usw. Es ist am 15. Juni 
1929 in Kraft? getreten und bleibt 
zunächst bis zum 31. Dezember 1930 in 
Geltung.

Invalidenversicherung. Am 19. und 
20. Juni d. J. fand in Cranz i. Ostpr. 
die Tagung des nunmehr zehn Jahre be­
stehenden Reichsverbandes der 
Deutschen Landesversiche­
rungsanstalten statt. Es nahmen 
außer Vertretern der genannten An­
stalten auch Arbeitgeber- und Ver­
sichertenvertreter sowie eine große Zahl 
Abgesandter von Reichs-, Staats- und 
Kommunalbehörden teil. Beachtenswert 
waren die Ausführungen des Verbands- 
vorsigenden, Dr. Schroeder, über die 
Schwierigkeiten, die durch die zwangs­
weise Darlehnsgewährung seitens der 
Landesversicherungsanstalten an das 
Reich zwecks Deckung des Haushalts­
defizits entstanden sind; besprochen wur­
den sodann die Anträge auf Abänderung 
der lex Brüning, die auf Nutzbarmachung 
bestimmter Lohnsteuerüberschüsse für 
die Sozialversicherung hinzielt. Erwäh­
nenswert sind ferner aus einem Vortrag 
des Verbandssyndikus Görling, daß die 
einsegende Rationalisierung in 
der Verwaltung der Landcsver- 
sicherungsanstaltcn sich 1928 dahin ans-
gewirkt hat, daß die Verwaltungskosten
nunmehr nur 5 % (1913: 8,4 %) der 
Beitragseinnahmen ausmachen, ein Er­
gebnis, mit dem wohl jede große Ver­
waltung zufrieden sein kann. Es wurden 
sodann in der Diskussion eingehende 
Ausführungen von verschiedenen Ver­
tretern über die geseglichen Änderungen 
der Invalidenversicherung gemacht und
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schließlich nach eingehender Beratung 
die Richtlinien der Träger 
der Invalidenversicherung 
zur Bekämpfung der Tuber­
kulose und der Geschlechts­
krankheiten angenommen. Ein 
Vortrag des Professors Dr. Kaiserling, 
Königsberg i.
Bekämpfung 
bei der Zunahme dieser Krankheit von 
den Sozialversicherungsträgern im 
nächsten Jahrzehnt — namentlich wenn 
die Sterblichkeit weiter im allgemeinen 
herabsinkt — ernste Beachtung wird ge­
schenkt werden müssen, schloß die 
Tagung. Der nächste Verbandstag findet 
im Anschluß an die Internationale 
Hygiene-Ausstellung in Dresden statt.

Pr., über Erforschung und 
der Krebskrankheiten, der

Kurz vor Eintritt in die Ferien hat 
der Reichstag einen vom Sozial­
politischen Ausschuß beantragten Gesetz­
entwurf über die Aufwertung der 
Steigerungsbeträge für die bis 
zum 30. September 1921 gültigen 
Marken angenommen. Vom 1. Oktober 
1929 ab soll der Steigerungsbetrag für 
diese Beiträge sich in den fünf Lohn­
klassen auf 4, 8, 14, 20 und 30 Rpf. be­
laufen. In den laufenden Renten sollen 
die Steigerungsbeträge für diese Marken 
um 15 % erhöht werden, jedoch um min­
destens 12 RM., bei Waisenrenten um 
6 RM. für das Jahr. Außerdem ist die 
Beschränkung des Art. 71 des Einfüh­
rungsgesetzes zur RV. für die Hinter­
bliebenenrenten weggefallen. Diese ge­
setzliche Regelung ist in dem Gesetz 
über Leistung en in der In­
validenversicherung vom 
12. Juli 1929 (RGBl. I S. 135) ent­
halten; zu ihr ist eine Verordnung 
des RAM. zur Durchführung 
vom 17. Juli 1929 (RGBl. I S. 135) er­
gangen. Das Gesetz tritt am 1. Oktober 
1929 in Kraft.

Angestelltenversicherung. Der Reichs­
tag hatte am 1. März 1929 die Reichs­
regierung ersucht, baldigst einen Ge­
setzentwurf über den Ausbau 
der Angestelltenversiche­
rung vorzulegen. Die Reichsregierung 
hat diesen Entwurf nunmehr fertigge­
stellt1). Der Entwurf will vor allem die 
Selbstverwaltung dieses Ver-

*) Vgl. Rcidisarbeitsblatt, Amt). Nadir, 
für Reidisversidierung 1929, S. 314.

sicherungszweiges erweitern und 
die V e r s i c h e r u n g s 1 e i 8 t u n- 
gen verbessern. Im Entwurf war 
die Zahl der ehrenamtlichen Direk­
toriumsmitglieder auf je vier erhöht. Die 
Stellung des Verwaltungsrats ist ge­
stärkt. Die Mitglieder des Verwaltungs­
rats werden von den Vertretern der 
Arbeitgeber und der versicherten Ange­
stellten gewählt. Die Nachprüfung der 
persönlichen und sachlichen Ausgaben 
durch den Rechnungshof fällt weg. Durch 
die neue Regelung soll ein ähnlicher 
Verwaltungskörper wie derjenige der 
Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung erreicht werden.

In sachlicher Beziehung sollen die 
Versicherungsleistungen der 
Angestelltenversicherung ausgebaut wer­
den: Witwenrente für die frühere 
Ehefrau auch bei Scheidung der 
Ehe (wie im Versorgungsrecht), 
Elternrente wie in der Versorgung 
bei überwiegender Ernährereigenschaft 
des Versicherten und bei Bedürftigkeit, 
Steigerungsbeträge für die seit 
dem 1. Januar 1926 entrichteten Bei­
träge, Erstattung der halben 
Beiträge an weibliche Ver­
sicherte bei Verheiratung, 
auch wenn die Wartezeit noch nicht er­
füllt ist, werden in Aussicht genommen. 
Neben diesen besonders wichtigen Vor­
schlägen bringt der Entwurf eine große 
Anzahl kleinerer Verbesserungen des 
bisherigen Gesetjes zugunsten der Ver­
sicherten.

Deutscher Krankenkassentag. Der 
Deutsche Krankenkassentag in Nürnberg 
Beidinete sich durch bedeutungsvolle Re­
ferate über grundsätzliche Fragen aus. 
Der Geschäftsführer des Hauptverbandes 
Deutscher Krankenkassen, H. Lehmann, 
betonte die Notwendigkeit einer Ratio­
nalisierung der Krankenversicherung 
durch Änderung der Organisation und 
der Leistungen und legte hierzu um­
fangreiche Leitsätze vor. Die anderen 
Vorträge betrafen zum großen Teil 
Fragen der vorbeugenden Gesundheits­
fürsorge, so die von Kantorowicz, Bonn, 
über vorbeugende Zahnpflege, von 
Okraß, Berlin, über die Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten, von Teschen­
dorf, Köln, über die Bedeutung der 
Röntgendiagnose und Strahlentherapie
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für die soziale Versicherung, von Volln- 
hals, Berlin, über die Schwangerenfür­
sorge und von Bendix, Berlin, über 
Sexualberatung und Krankenversiche- 

die auch beim 
er Krankenkassen 

erhältlich sind, sind u. a. in der „Deut­
schen Krankenkasse“ abgedruckt.

rung. Die Leitsätze, 
Hauptverband Deutsch

Österreichisches Angestelltenver­
sicherungsgesetz. 2. Novelle. Die 
2. Novelle zum österreichischen Ange­
stelltenversicherungsgesetz vom 12. Juli 
1928 hat das Stammgesetz in weitgehen­
dem Maße abgeändert. Besondere Be­
deutung kommt den Abänderungen 
rücksichtlich der Stellenlosenversidie- 
rung zu. Sie beziehen sich vor allem 
auf den Umfang der Versicherung, auf 
die Leistungen der Krankenversicherung 
an Stellenlose und auf die Beitrag­
leistung für Personen unter 17 Jahren, 
sowie auf die neugeschaffene Altersfür­
sorgerente für alte arbeitslose Ange­
stellte. Was den Umfang der Versiche­
rung betrifft, so ist vor allem hervorzu­
heben, daß die Stellenlosenversicherung 
jetzt mit dem Eintritt in die Beschäfti­
gung (Lehre), also nicht erst mit dem 
vollendeten 16. Lebensjahre beginnt. 
Der Beitrag für die Stellenlosenversiche­
rung (und auch für die Krankenversiche­
rung) von Personen unter 17 Jahren ist 
nunmehr mit einem festen Betrage, also 
nicht mehr in Prozenten der Beitrags­
grundlage zu leisten. Die Pauschalie­
rung des Beitrages geschah im Interesse 
der von den Versicherungsträgern als 
notwendig bezeichnetcn Vereinfachung 
der Verwaltung. Über die Leistung von 
Zusatzbeiträgen für 17jährige ist im Ge­
setz nichts enthalten. Doch ist anzu­
nehmen, daß es in der Absicht des Ge­
setzgebers lag, daß auch die Zusatjbei- 
träge in festen Beträgen ausgedrückt 
werden. Für alte arbeitslose Ange­
stellte wurde eine der Altersfürsorge­
rente des Arbeiterversicherungsgesetjes 
nachgebildete Rente geschaffen. Diese 
Altersfürsorgerente kann an Personen 
gewährt werden, die im letzten Monat 
ihrer Erwerbstätigkeit eine Beschäfti­
gung ausübten, welche die Versicherungs­
pflicht nach dem Angestelltenversidie- 
rungsgesetj begründete oder, wenn das 
Angestelltenversidierungsgesetz in Wirk­
samkeit gewesen wäre, begründet hätte.

Es wird also auß.;.: der österreichischen 
Bundesbürgersch/.i't und der Vollendung 
des 60. Lebensjahres gefordert, daß die 
Voraussetzungen für die Gewährung der 
Notstandsaushilfe bzw. bei Arbeitsun­
fähigkeit, die sonstigen Voraussetzungen 
für den Bezug der Arbeitslosenunter­
stützung (Notstandsaushilfe) erfüllt sind. 
Eine weitere Vorausse^ung für die 
Altersfürsorgerente ist, daß kein An­
spruch auf eine Invaliditäts- (Alters-) 
rente nach dem Angestelltenversiche- 
rungsgese^ besteht. Die vollkommen 
geänderte Fassung der Eingangspara­
graphen des Angestelltenversicherungs­
gesetzes hat zur Folge, daß einzelne bis­
her dem Angestelltenversicherungsgesetz 
unterworfene Beschäftigungen aus der 
Versicherungspflicht ausscheiden, andere 
bisher nicht versicherungspflichtige Be­
schäftigungen der Versicherungspflicht 
nach dem Angestelltenversicherungs­
gesetz unterworfen wurden. Zu den Er­
weiterungen gehören: daß, wie bereits 
bemerkt, die Stellenlosenversicherung 
jetzt mit dem Eintritt in die Beschäfti­
gung beginnt, versichcrungspflichtig 
nunmehr grundsätzlich auch die im 
Nebenberufe ausgeübte Beschäftigung 
ist, die Angestellten von Bühnen- und 
Orchesterunternehmungen, die keinen 
festen Betriebssitz haben und die bisher 
von der Versicherungspflicht ausge­
nommen waren, nunmehr der Versiche­
rungspflicht unterworfen werden, die 
in der Seelsorge tätigen Geistlichen der 
katholischen und evangelischen Kirche 
von der Versicherungspflicht ausge­
nommen sind, während alle anderen 
Seelsorger versicherungspflichtig wurden, 
endlich, daß jetzt auch die unehelichen 
Kinder, die bei ihrem Vater beschäftigt 
sind, versicherungspflichtig sind. Die Ein­
schränkungen beziehen sich auf be­
stimmte im Gesetz angeführte Ange­
stelltengruppen. Wichtige Änderungen 
beziehen sich auf die Leistungen der 
Krankenversicherung an Stellenlose. 
Gegenüber dem bisherigen Zustande 
haben nunmehr auch die Angehörigen 
der Stellenlosen im allgemeinen An­
spruch auf die Leistungen der Kranken­
versicherung. Der Anspruch endet aber 
jedenfalls mit Ablauf von 30 Wodien 
nadi Erlösdien der Versidierungspflidit 
der Stellenlosen. Auf einen Beitrag zu
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den Kosten einer Anstaltspflege haben 
die Angehörigen von Stellenlosen keinen 
Anspruch. Eine weitere Änderung be­
steht ferner darin, daß Stellenlosen, die 
erst nach Ablauf von zwei Monaten seit

Ausscheiden aus der Versicherungspflicht 
erkranken, das Krankengeld nur bis zur 
Höhe der Stellenlosenunterstü^uag ge­
geben werden kann.

Ober-M.-Rat Dr. Karner, Wien.

Rechtsprechung
des Rundesamts für das Heimat wesen

Mitgeteilt von Ministerialrat R u p p e r t, Mitglied des Bundesamts*)

Eintritt der Hilfsbedüritigkeit.
Eintritt der Hilfsbedürftigkeit im für­

sorgerechtlichen Sinne ist bereits zu be­
jahen, wenn ein Tatbestand vorliegt und 
ein Fürsorgeorgan erkennbar geworden 
ist, aus dem sich bei sachgemäßer Beurtei­
lung die Notwendigkeit sofortigen Ein­
greifens der öffentlichen Fürsorge ergibt. 
Daß das Fürsorgeorgan diese Notwendig­
keit auch anerkannt und dementsprechend 
sofort geholfen hat, ist nicht erforderlich. 
Beantragt eine Ehefrau bei einem Für- 
sorgeorgari Unterstützung, weil der Ehe­
mann ihr keinen Unterhalt gewährt und 
von anderer Seite nicht sofort geholfen 
werden kann, so tritt deshalb damit bereits 
die Hilfsbedürftigkeit im fürsorgerecht­
lichen Sinne ein, auch wenn das Fürsorge­
organ anstatt sofortiger Unterstützung die 
Ehefrau auf die — nicht sofort helfende — 
Unterhaltsklage gegen den Ehemann ver­
weist.

(BFV. Stadt Hamburg gegen BFV. Stadt 
Wismar vom 1. Juli 1929 — Ber. L.

Nr. 598. 28 —.)

Gründe:
Der Kläger hat die Ehefrau Catrine S. 

und ihre Tochter Ilse in der Zeit vom 
17. Oktober bis 25. Dezember 1927 mit ins­
gesamt 158 RM. unterstützt. Er verlangt Er­
stattung dieses Betrages von dem Beklagten 
mit der Behauptung, Frau S. habe sich an 
den Beklagten mit der Bitte um Unter­
stützung gewandt, weil ihr Mann ihr den 
Unterhalt versagt und sie aus der Wohnung 
gewiesen habe. Auf ihre Bitte um Unter­
stützung habe der Beklagte nichts veran- 
laBt, so daß sie gezwungen gewesen sei, sich

*) Die fettgedruckten Leitsätze sowie die 
Fußnoten sind von Ministerialrat Ruppert 
verfaßt. Die Abschnitte „Gründe“ geben 
den Wortlaut der Ur’.eilsgründe des Bundes­
amts wieder. Die Abschnitte „Aus den 
Gründen“ beschränken sich auf die Wieder­
gabe der zum Verständnis der Leitsätze er­
forderlichen Teile dieses Wortlauts, der 
euch hier, von gelegentlichen geringfügigen, 
durch die Kürzungen bedingten Änderungen 
abgesehen, unversehrt geblieben ist.

nach Hamburg zu wenden und dort die Für­
sorge in Anspruch zu nehmen. Der Be­
klagte hat bestritten, daß Frau S. in Wismar 
hilfsbedürftig gewesen sei; sie habe dort nur 
Unterstützung beantragt, weil sie nicht bei 
ihrem Manne, der mit einem Frauenzimmer 
zusammen lebe, bleiben wollte. Sie sei dar­
auf hingewiesen worden, daß sie ihren Mann, 
der anscheinend in guten Verhältnissen 
lebe, auf Unterhalt verklagen müsse; Unter­
stützung würde sie nur erhalten, wenn sie 
tatsächlich hilfsbedürftig sei und auch die 
unterhaltspflichtigen Verwandten nicht in der 
Lage seien, sie zu unterstützen. Frau S. 
habe darauf auf Unterstützung verzichtet, 
weil sie Verwandte habe, die sie unter­
halten könnten und würden; sie habe weiter 
erklärt, daß sie den Antrag nur stelle, da­
mit ihr Mann von der Stadt aus gezwungen 
werde, ihr angemessenen Unterhalt zu ge­
währen.

Der Vorderrichter hat die Klage abge­
wiesen. Er ist der Ansicht, daß die Hilfs­
bedürftigkeit der Frau S. noch nicht in 
Wismar hervorgetreten sei, da sie dort noch 
Wohnung und Unterhalt bei ihrem Manne 
gehabt habe.

Gegen diese Entscheidung hat der 
Kläger unter Aufrechterhaltung seiner 
früheren Ausführungen und Bezugnahme auf 
das Zeugnis der Frau S. das Rechtsmittel 
der Berufung eingelegt. Der Beklagte hält 
die angefochtene Entscheidung für zu­
treffend und1 bittet um Zurückweisung der 
Berufung.

Auf Veranlassung des Bundesamts ist 
Frau S. als Zeugin vernommen worden.

Die Berufung ist begründet.
Die Klage stützt sich nicht auf Ab­

schiebung, sondern nur darauf, daß die 
Hilfsbedürftigkeit der Freu S. bereits in 
Wismar einem Fürsorgeorgan bekannt ge­
worden sei (§ 15, § 7 Abs. 2 Halhsatj 1 FV.). 
Es kann also dahingestellt bleiben, ob der 
Beklagte pflichtwidrig oder unter Verstoß 
gegen Treu und Glauben gehandelt hat, wenn 
er Frau S., die behauptete, von ihrem 
Manne keinen Unterhalt zu bekommen, und 
zu diesem Zwecke die Hilfe des Beklagten in 
Anspruch nahm, auf die Unterhaltsklage 
gegen ihren Mann und die Inanspruchnahme 
ihrer Verwandten verwies. Der Grund der
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in Hamburg hervorgetretenen Hilfsbedürftig­
keit der Frau S. und ihres Kindes lag da­
rin, daß ihr Mann seiner Unterhaltspflicht 
nicht nachkam. Dieser Grund war bereits 
in Wismar einem Fürsorgeorgan bekannt ge­
worden. Der Beklagte kann sich nicht dar­
auf berufen, daß die Hilfsbedürftigkeit der 
Frau S. erst einige Tage später eingetreten 
sei, als ihr Mann sie und' das Kind aus dem 
Hause gewiesen habe. Hierdurch wurde die 
bereits zuvor bestandene Hilfsbedürftigkeit 
nur verstärkt. Auch di« Verweisung auf 
den Unterhaltsanspruch gegen den Ehemann 
beseitigte die Hilfsbedürftigkeit nicht, da 
sich dieser Anspruch nicht sofort verwirk­
lichen ließ. Klargestellt 6ei, daß Eintritt 
der Hilfsbedürftigkeit im fürsorgerechtlichen 
Sinne bereits zu bejahen ist, wenn ein Tat­
bestand vorliegt und einem Fürsorgeorgan 
erkennbar geworden ist, aus dem sich bei 
sachgemäßer Beurteilung die Notwendigkeit 
sofortigen Eingreifens der öffentlichen Für­
sorge ergibt. Daß das Fürsorgeorgan, dem 
der Tatbestand erkennbar wurde, auch die 
Notwendigkeit des sofortigen Eingreifens 
der öffentlichen Fürsorge anerkannt und 
dementsprechend sofort Abhilfe geschaffen 
hat, ist hier nicht erforderlich. Allerdings 
wird regelmäßig eine pflichtwidrige Hand­
lung im Sinne des § 17 Abs. 1 FV. vor­
liegen, wenn ein gemäß § 7 Abs. 1 FV. vor­
läufig fürsorgepflichtige6 Fürsorgeorgan 
nicht Abhilfe geschaffen hat, obwohl ihm 
der Tatbestand bekannt war, aus dem sich 
bei sachgemäßer Beurteilung die Notwendig­
keit sofortigen Eingreifens der öffentlichen 
Fürsorge ergab.

Der Beklagte mußte daher unter Ab­
änderung der Vorentscheidung nach dem 
Klageanträge verurteilt werden.

Eintritt der Hilfsbedürftigkeit. §12 FV.
Nur das Erkennbarwerden der Hilfs­

bedürftigkeit gegenüber dem Organ eines 
inländischen Fürsorgeverbandes bewirkt 
den Eintritt der Hilfsbedürftigkeit im für­
sorgerechtlichen Sinne. Wird die Hilfs- 
bedürftigkeit eines aus dem Ausland heim­
kehrenden Deutschen dem Organ eines in­
ländischen Fürsorgeverbandes erstmalig 
erst nach Ablauf eines Monats seit seinem 
Übertritt aus dem Ausland erkennbar, so 
ist somit § 12 FV. nicht anzuwenden; ein 
noch innerhalb der Monatsfrist des § 12 
FV. liegender Eintritt der Hilfsbedürftig­
keit im fürsorgerechtlichen Sinne ist nicht 
etwa deshalb zu bejahen, weil der deut­
sche Konsul den von ihm bereits im Aus­
land unterstützten Heimkehrer auch noch 
in der ersten Zeit seines Inlandsaufent­
halts weiter unterstützt hat.

(BFV. Stadt Nürnberg gegen LFV.
Rheinprovinz vom 4. Mai 1929 — Ber.

L. Nr. 581. 28 —.)

Gründe:
Der am 7. Januar 18t 5 geborene 

preußische Staatsangehörige Oskar G. hielt 
sich von 1917 bis zum 3. Mai 1927, mit 
einer Unterbrechung vom 24. September bis 
28. Oktober 1926, in Ebelsberg (Ober­
österreich) auf. Seit 1919 war er erwerbs­
los. Er bezog eine Invalidenrente von 
26,67 RM. monatlich. Sein in Ebelsberg 
wohnender Schwager gewährte ihm freie 
Wohnung. Ferner erhielt er durch das 
deutsche Konsulat in Linz i. Österreich eine 
Beihilfe von monatlich 17 RM. aus Mitteln 
des Deutschen Reichs. Am 4. Mai 1927 be­
gab sich G. nach Nürnberg und fand dort 
bei seiner Schwester in einem Wohnwagen 
Unterkunft. Seinen sonstigen Unterhalt be­
stritt er weiterhin aus seiner Invalidenrente 
und aus der Reichsbeihilfe, die ihm noch bis 
zum 4. Juli 1927 durch Vermittlung des 
deutschen Konsulats in Linz gewährt wurde. 
Am 7. Juli 1927 stellte G. beim Kläger den 
Antrag auf öffentliche Unterstützung. Am 
25. Juli 1927 hat der Kläger beschlossen, 
G. fortlaufend rückwirkend vom 1. Juli 
1927 mit 25 RM. monatlich zu unterstützen. 
Er hat beantragt, den Beklagten zur Er­
stattung der seit 1. Juli 1927 entstandenen 
und noch entstehenden Fürsorgekosten zu 
verurteilen. Er stützt die Klage auf § 12 
FV. *), indem er die Auffassung vertritt, G. 
sei bei seinem Übertritt aus dem Ausland 
am 4. Mai 1927 hilfsbedürftig im Sinne der 
FV. gewesen. Der Beklagte hat wider­
sprochen.

Der Vorderrichter hat den Beklagten auf 
Grund des § 12 FV. nach dem Klageantrag 
verurteilt. Er führt aus: Zwar sei erst nadi 
Ablauf eines Monats ein deutscher Fürsorge- 
verband für G. eingetreten, es müsse aber 
schon für die voraufgegangene Zeit seit dein 
Übertritt aus dem Ausland Hilfsbedürftig­
keit als bestehend angenommen werden, weil 
er von einer deutschen Behörde öffentliche 
Unterstützung erhalten habe, für die 
zweifellos Hilfsbedürftigkeit Voraussetzung 
gewesen sei.

Mit der Berufung greift der Beklagte 
diese Entscheidung als rechtsirrig an. Der 
Kläger hat die Zurückweisung des Rechts­
mittels in Antrag gebracht.

Die Berufung ist begründet.
Voraussetzung für die Anwendung des 

§ 12 FV. ist, daß ein Deutscher beim Über­
tritt aus dem Ausland hilfsbedürftig ge­
wesen oder es binnen einem Monat nachher 
geworden ist. Unter Hilfsbedürftigkeit im 
Sinne der FV. ist aber nur eine solche zu 
verstehen, die einem deutschen Fürsorge­
verband erkennbar geworden ist (vgl. Baath. 
FV., 6. Auflage, Anm. 2 a zu § 7). Eine 
Notlage, die schon beim Übertritt aus dein 
Auslande vorhanden gewesen, aber nicht 
innerhalb eines Monats zur Kenntnis eine»

’) I. V. m. § 4 PrAV. zur FV.
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inländischen Fürsorgeverbandes gekommen 
ist, stellt sich nicht als fürsorgerechtliche 
Hil'fsbedürftigkeit dar. Vorliegendenfalls ist 
zwar eine deutsche Behörde, nämlich der 
deutsche Konsul in Linz i. Österreich, von 
der Notlage des G. unterrichtet gewesen, 
nicht aber ein inländischer Fürsorgeverband. 
Die Beträge, mit denen der deutsche Kon­
sul in Linz G. auch noch nach dessen Über­
tritt aus dem Ausland in das Deutsche Reich 
unterstütjt hat, waren von dem deutschen 
Rcichsminister der Finanzen aus Mitteln des 
Reichs zur Verfügung gestellt. Der Konsul 
hat nicht etwa als Beauftragter eines deut­
schen Fürsorgeverbandes gehandelt.

Anders wäre die Rechtslage, wenn — was 
angebracht gewesen wäre — der Konsul in 
Linz nach der Übersiedelung des G. nach 
Nürnberg dem zuständigen BFV. Mitteilung 
gemacht hätte und dieser innerhalb eines 
Monats nach dem Grenzübertritt hiervon 
und von der Hilfsbedürftigkeit des G. 
Kenntnis erhalten hätte.

Hierdurch unterlag die Klage der Ab­
weisung.

§ 9 Abs. 3, § 7 Abs. 2 Halbsatz 1 FV.
Ein nur vorübergehendes Zusammen­

leben eines Kindes mit einem Elternteil 
im fremden Haushalt ist zwar regelmäßig 
nicht geeignet, die Pflegekindeigenschaft 
auszuschließen. War aber das Kind weder 
unmittelbar vor noch nach dem vorüber­
gehenden Zusammenleben mit dem Eltern­
teil in dem fremden Haushalt Pflegekind, 
so schließt bei diesem besonderen Tat­
bestände das vorübergehende Zusammen­
leben des Kindes mit dem Elternteil in 
dem fremden Haushalt die Pflegekind­
eigenschaft aus.

Steht von vornherein fest, daß ein 
Kind nur als Pflegekind am Geburtsort 
bleiben kann, und wird es auch alsbald 
nach der Geburt am Geburtsort in einer 
Pflegestelle untergebracht, so kann es 
durch sein vorhergehendes kurzes pflege­
kindfreies Verweilen am Geburtsorte da­
selbst nicht den gewöhnlichen Aufenthalt 
begründen.

(BFV. Landkreis Gumbinnen gegen LFV.
Provinz Ostpreußen vom 4. Mai 1929 

— Ber. L. Nr. 18. 29 —.)

Gründe:
Das Dienstmädchen Lina W. war bei dem 

Besitjer S. in Kasenowsken im Bezirk des 
Klägers seit dem 11. November 1925 in 
Stellung. Als sie ihrer Entbindung ent- 
gegensah, begab sie sich nach Abrede mit 
ihrem Dienstherrn, der sie für die Zeit des 
Wochenbettes nicht bei sich behalten konnte, 
am 10. März 1926 zu dem ebenfalls in 
Kasenowsken wohnhaften Ehepaar D. An 
demselben Tage wurde sie dort von einem

Knaben entbunden, der den Vornamen 
Erwin erhielt. Bis zum 31. März 1926 blieb 
sie mit ihrem Kinde, das sie selbst nährte, 
bei den Eheleuten D,; dann trat sie selbst 
ihre Stelle bei dem Besitjer S. wieder an, 
während sie das Kind einer Familie G. in 
Kasenowsken in Pflege gab. Von dort kam 
es am 11. April 1927 zu einer Familie S. 
nach Gerwischkehmen, die seit’ dem 1. Okto­
ber 1927 Pflegegeld für das bisher von der 
Mutter selbst durchgebrachte Kind erhielt. 
Die Mutter hat am 11. November 1926 
Kasenowsken verlassen.

Der Kläger behauptet auf Grund dieses 
Tatbestandes, daß das Kind beim Eintritt der 
Hilfsbedürftigkeit keinen gewöhnlichen 
Aufenthalt gehabt habe und verlangt von 
dem Beklagten Erstattung der ihm in der 
Zeit bis März 1928 mit 55 RM. entstandenen 
Auslagen. Der Beklagte wendet dagegen 
ein, daß das Kind ebenso wie die Mutter den 
gewöhnlichen Aufenthalt in Kasenowsken ge­
habt habe.

Der erste Richter hat den Beklagten 
nach dem Klageanträge verurteilt. Er führt 
aus, da sich die Mutter nur vorübergehend 
anläßlich ihrer Entbindung mit dem Kinde 
bei den D.schen Eheleuten befunden habe, 
sei es von Anfang an als Pflegekind im 
Sinne des § 9 Abs. 3 FV. anzusehen. Weil 
das Kind erst über 6 Monate nach der Ge­
burt hilfsbedürftig geworden sei, komme 
§ 8 FV. nicht in Frage und der Beklagte 
als der LFV., in dessen Bezirk die Hilfs­
bedürftigkeit eingetreten sei, sei endgültig 
fürsorgepflichtig.

Mit der Berufung gegen diese Entschei­
dung macht der Beklagte geltend, die 
Mutter habe am Tage der Entbindung den 
gewöhnlichen Aufenthalt in Kasenowsken ge­
habt und folglich auch das Kind, welches 
daher kein Pflegekind gewesen sei. Andern­
falls würden sämtliche unehelichen Kinder 
der Fürsorge des LFV. anheimfallen.

Der Kläger hält die angefochtene Ent­
scheidung für zutreffend und bittet um Zu­
rückweisung der Berufung.

Das Rechtsmittel konnte keinen Erfolg 
haben. Es kommt nicht sowohl darauf an, 
ob Erwin W. den gewöhnlichen Aufenthalt 
in Kasenowsken besaß, als vielmehr darauf, 
ob diesem Aufenthalt um deswillen keine 
rechtserhebliche Bedeutung beikommt, weil 
das Kind sich nur als Pflegekind in 
Kasenowsken aufgehalten hat. Das ist aber 
in Anlehnung an die bisherige Rechts­
sprechung des Bundesamts anzunehmen
(Bd. 66, S. 176 *); Bd. 67, S. 168’); Bd. 69, 
S. 120 * * 3 4); Bd. 70, S. 80 *)), Der gemein­
schaftliche Aufenthalt von Mutter und Kind

*) DZW.III S. 420.
’) DZW.III S. 629.
3) DZW.III S. 415.
4) DZW. III S. 661.
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bei den Eheleuten D. war nur ein vor* 
übergehender, durch die Entbindung beding­
ter. Es stand von vornherein fest, daß die 
Mutter das Kind nicht werde bei sich be­
halten können, insbesondere auch nicht bei 
ihrem Dienstherrn, sondern daß sie es werde 
in Pflege geben müssen. Das vorübergehende 
Zusammensein von Mutter und Kind hat 
diesem daher den von vornherein in Aus­
sicht genommenen Charakter als Pflegekind 
ebensowenig genommen wie es ihn, wenn es 
später eingetreten wäre, hätte unterbrechen 
können. Es kommen dabei folgende Ge­
sichtpunkte in Betracht:

Befindet sich ein Kind unter Wechsel der 
Pflegestellen bis auf weiteres in fremder 
Pflege, so ist ein nur vorübergehendes Zu­
sammenleben von Mutter und Kind in einer 
der Pflegestellen nicht geeignet, die Pflege­
kindeigenschaft auszuschließen, auch wenn 
das Kind selbst sich in der Pflegestelle, in 
der es mit der Mutter zusammenlebte, nur 
vorübergehend aufgehalten hat. Nur wenn 
ein Kind, ohne vorher oder später Pflege­
kind gewesen zu sein, vorübergehend mit 
der Mutter in fremden Haushalt zusammen­
lebt, ist auch dieses vorübergehende Zusam­
menleben geeignet, die Pflegekindeigenschaft 
auszuschließen. Das Zusammenleben von 
Mutter und Kind bei den Eheleuten D. war 
daher, wenn es mit der Geburt des Kindes 
begann, ebensowenig geeignet, die Pflege- 
kindeigenschaft auszuschließen, wie wenn es 
später eingetreten wäre. Wurde allerdings 
dio Pflege bei den Eheleuten D. von vorn­
herein nur vorübergehend und unentgeltlich 
gewährt, so wäre das Kind wegen der Un­
entgeltlichkeit der nur vorübergehenden 
Pflege kein Pflegekind im Rechtssinne ge­
wesen. Für diesen Fall wäre aber der Be­
klagte dennoch endgültig fürsorgepflichtig, 
da von vornherein feststand, daß das Kind 
nur als Pflegekind in Kasenowsken bleiben 
konnte und es daher für die vorhergehende 
kurze Zeit der pflegekindfreien Eigenschaft 
den gewöhnlichen Aufenthalt in Kasenowsken 
nicht begründen konnte. Hiernach ist in 
jedem Falle der Beklagte entweder gemäß 
§ 9 Abs. 1 i. V. m. § 7 Abs. 2 Halbsag 2 
oder gemäß § 9 Abs. 2 i. V. m. § 7 Abs. 2 
Halbsag 2 endgültig fürsorgepflichtig. Die 
Annahme des Beklagten, daß auf diese Weise 
die LFV. für alle unehelichen Kinder auf- 
kommen müßte, ist verfehlt; es kommt für 
diese Verbände, abgesehen von der allge­
meinen endgültigen Fürsorgepflicht für Kin­
der, bei denen ein gewöhnlicher Aufent­
halt nicht vorhanden oder nicht zu ermitteln 
ist, die endgültige Fürsorgepflicht nur für 
diejenigen unehelichen Kinder in Betracht, 
die in Pflegestellen oder Anstalten geboren, 
darin verblieben und 6 Monate nach ihrer 
Geburt hilfsbedürftig geworden sind.

Die Berufung mußte daher auf Kosten 
des Beklagten zurückgewiesen vrerden.

§ 14 Abs. 1 FV.
Die Kosten einer nach ärztlichem Urteil 

nötigen Pflege eines Kindes in einer Kin­
derheilstätte an der See sind erstattungs­
fähig.

(BFV. Stadt Hamburg gegen BFV. Land­
kreis Saarburg vom 26. Juni 1929 — 

Ber. L. Nr. 562. 28 —.)

Gründe:
Der ehemalige Ortsarmenverband Perl ist 

durch Urteil des Bezirksausschusses zu Trier 
vom 14. April 1921 verurteilt worden, dem 
ehemaligen Ortsarmenverbande Hamburg die 
seit dem 1. Mai 1919 entstandenen und 
fernerhin entstehenden Armcnpflegeko6tcn 
für die Familie E. zu erstatten. Der 
Armenverband Perl, später der Beklagte, ist 
dieser Verpflichtung bis zum 27. März 1926 
nachgekommen. Die Erstattungspflicht für 
die spätere Zeit hat er mit der Begründung 
abgelehnt, es habe eine Unterbrechung der 
Hilfsbedürftigkeit stattgefunden. Der Kläger 
hat darauf folgende Kosten eingeklagt:

RM.
1. Barunterstützung vom 27. März bis

11. April 1926, 2X6 = . . . . 12.—
2. Verpflegungskosten für Friedrich 

E. in Westerland vom 6. April bis 
26. Juni 1926, 82 Tage je 2,80
RM. =...................................................... 229,60

3. Barunterstügung vom 28. Juni bis 
22. August 1926, 8 Wochen je
6 RM. =................................................48 —

4. Vom 23. August bis 26. September
1926, 5 Wochen zu 3 RM. = . . 15,—

5. 16. Juli 1926 einmalige Zusatz*
unterstüfcung =.................................. 6,—

6. Vom 27. September 1926 bis 
20. Februar 1927, 21 Wochen zu
3 RM. = . . . ...................................... 63,—

7. Verpflegungskosten für Friedrich 
E. in Westerland vom 15. Februar 
bis 29. März 1927, 43 Tage zu
2,80 RM. = . . ................................... 120,40

8. Feuerung für November 1926 bis
Februar 1927 =................................... 12,80

9. Barunterstützung vom 4. April 
1927 bis 12. Februar 1928, 45 
Wochen je 3 RM. = . . . .. , 135,—

zusammen 641,80
Der Beklagte hat eingewendet, daß die 

Kosten des Erholungsaufenthalts des Fried­
rich E. in Westerland fürsorgerechtlich nicht 
er6tattungspflichtig seien, daß gegebenen­
falls der Kläger selbst gemäß § 11 FV. da­
für endgültig fürsorgepflichtig sei, daß aber 
auch abgesehen davon die Hilfsbedürftigkeit 
durch die unterstüftungsfreien Tage, 27. Juni 
1926 und 30. März bis 3. April 1927, unter­
brochen gewesen sei; die verhältnismäßig ge­
ringfügige Unterstützung von 3 RM. wöchent­
lich sei nur gewährt worden, um die end­
gültige Fürsorgepflicht des Beklagten auf-
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recht zu erhalten. Nur in Höhe des cr6ten 
Postens von 12 RM. hat der Kläger die 
Klageforderung anerkannt.

Der Kläger hat entgegnet, daß nach der 
ständigen Kontrolle des Pflegers und der 
Fürsorgesdiwester fortgesetzte Hilfsbedürftig- 
keit Vorgelegen habe, und daß die Unter­
bringung des Knaben in dem Kinderheim 
des Dr. R. auf Sylt auf ärztliche Anordnung 
erfolgt sei. Es handle sich dabei um Heil­
fürsorge in einem Genesungsheim für tuber­
kulöse Kinder.

Der erste Richter hat die Klage abge­
wiesen. Er führt aus, in Betracht kämen nur 
die für Friedrich E. aufgewendeten Kosten, 
da die Hilfshedürftigkeit für die übrigen 
Familienmitglieder (Mutter und Schwester) 
unterbrochen gewesen sei. Die Verschickung 
des Friedrich E. noch Sylt gehe über den 
Rahmen des Notwendigen im Sinne der FV. 
hinaus. Es handle sich um eine besondere, 
sozial zwar zu begrüßende Wohltat, die 
jedoch nicht auf Kosten eines weniger 
leistungsfähigen Verbandes erfolgen dürfe. 
Auch im Bezirke des Beklagten litten Kinder 
po „Affektion der Halsdrüsen“, ohne daß 
auch nur entfernt an ihre Verschickung in 
Kurorte gedacht werden könne. Von der 
wöchentlichen Unterstützung von 3 RM. hätte 
eine restlose Beseitigung der Hilfsbedürftig- 
keit nicht erwartet werden können; diesen 
Betrag hätte die Mutter aber auch selbst 
aufbringen können.

Mit der Berufung gegen diese Ent­
scheidung macht der Kläger geltend, daß 
die Verschickung des Friedrich E. nötig ge­
wesen sei und die Hilfshedürftigkeit nicht 
unterbrochen habe. Die Zentralstelle für 
Kinderverschickung vereinige alle Organe der 
privaten und öffentlichen Fürsorge, die sich 
mit Kinderverschickung aus Gründen der Ge­
sundheitsfürsorge befassen; die Zentralstelle 
unterstehe der Wohlfahrtsbehörde, ihre 
Arbeiten würden z. T. von Beamten dieser 
Behörde erledigt und die erforderlichen 
Mittel ständen im Haushaltsplan der Wohl­
fahrtsbehörde, deren Gesundheitsausschuß 
alljährlich einen Verteilungsplan für die Ver­
schickung aufstelle. — Der Sa(j von 3 RM. 
wöchentlich sei in Hamburg der Richtsatz für 
Kinder.

Der Beklagte hält die angefochtenc Ent­
scheidung für zutreffend und beantragt unter 
Aufrechterhaltung seiner erstinstanzlichen 
Ausführungen Zurückweisung der Berufung.

Es war, wie geschehen, zu erkennen.
Dem Rechtsmittel konnte der Erfolg in 

der Hauptsache nicht versagt werden.
Wenn Friedrich E. der öffentlichen Für­

sorge in der übrigen Zeit bedurfte, so ist 
eine Unterbrechung der Hilfsbedürftigkeit 
dadurch nicht eingetreten, daß am 27. Juni 
1926 und vom 30. März bis 3. April 1927 
im Anschluß an den Erholungsaufenthalt auf 
Sylt keine besonderen Fürsorgeleistungen ge­
währt worden sind. — Es ist nicht zu be­

anstanden, daß der Kläger, wenn der Knabe 
im mütterlichen Havshalt war, der Mutter 
für ihn einen Zuschuß von 3 RM. wöchent­
lich gewährt hat. Die Geschwister E. sind 
erblich mit Tuberkulose belastet, der Vater 
ist daran verstorben; Friedrich E. i6t nach 
den Berichten des Pflegers und der Fürsorge­
schwester ein sehr schwächliches blasses Kind; 
die Verhältnisse der Familie E. sind durch 
den Pfleger und die Fürsorgesdiwester 
ständig geprüft worden; wenn sie zu dem 
Ergebnis gelangt sind, daß die Mutter, 
weldie wöchentlidi etwa 15 RM. verdient, 
für den Jungen einer Beihilfe von 3 RM. 
wöchentlidi bedürfe, so kann darin weder 
ein Mißgriff gefunden werden, noch ist der 
Verdacht begründet, daß diese Unter­
stützung nur gezahlt worden sei, um die Er- 
stattungspflidit des Beklagten aufrecht zu 
erhalten.

Was den zweimaligen Aufenthalt des 
Knaben auf Sylt angeht, so besteht nadi den 
unbestritten gebliebenen Ausführungen des 
Klägers kein Zweifel daran, daß er im 
Wege der öffentlichen Fürsorge, wenn auch 
im Zusammenwirken mit Stellen der freien 
Wohlfahrtspflege, erfolgt ist. Nach der 
Äußerung des Arztes der Fürsorgestelle II 
für Lungenleidende vom 15. Februar 1926 
war damals die Verschickung des Friedrich E. 
wegen einer Affektion der Halsdrüsen not­
wendig. Nach dem Zeugnis des Dr. M. zu 
Westerland vom 28. Februar 1926 war die 
Verlängerung des Aufenthalts des Kindes er­
forderlich. Die Verschickung des sehr 
schwächlichen, erblich mit Tuberkulose be­
lasteten und an DrÜ6enaffektion leidenden 
Kindes nach Westerland fällt daher in den 
Rahmen der fürsorgerechtlich vertretbaren 
Maßnahmen. Nach § 10 Abs. 2 RGS. ist bei 
Störungen der körperlichen Entwicklung 
Minderjähriger die Hilfe so ausreichend zu 
bemessen, daß gründliche und dauernde Ab­
hilfe zu erwarten ist. Schon unter dem 
Recht des UWG. hat das Bundesamt die 
Unterbringung eines Knaben in einer Kindcr- 
heilstätte für eine erstattungsfähige Unter­
stützung erklärt (E. Bd. 32, S, 58 *)). Um so 
mehr ist dies nach dem Rechte der FV. der 
Fall, weldie in § 1 Abs. 1 e die Minder­
jährigen den Personen zuzählt, denen ge­
hobene Fürsorge zu gewähren ist; nach 
diesem Rechte ist die Unterbringung eines 
Kindes von der körperlichen Beschaffenheit 
des Friedrich E. in einer Heilstätte, einem 
Genesungsheim oder einer ähnlichen Anstalt 
eine Maßnahme, die fürsorgcrcchtlich ver­
tretbar ist und einen Erstattungsanspruch 
gegen den endgültig fürsorgepflichtigen Ver­
band begründet. Daß es Kinder gibt, denen 
eine derartige Fürsorge tatsächlich nicht zu­
teil wird, ändert daran nichts. Ein Anhalt 
dafür, daß der Kläger hei der Verschickung

J) Audi in diesem Für6orgcstreitvcrfuliren 
war Kläger die Stadt Hamburg.
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von Kindern zwischen solchen, für die er 
selbst endgültig fürsorgepflichtig ist, und 
solchen, für die er Erstattung von einem 
anderen Verbände verlangen kann, einen 
Unterschied machte, ist nicht vorhanden. Die 
Kosten des Erholungsaufenthalts des Knaben 
treffen auch nicht etwa gemäß § 11 FV. den 
Kläger selbst. Hat es sich dabei um Kur« 
und Verpflegungskosten im Sinne dieser Vor­
schrift gehandelt, so hat doch Frau E. in 
Hamburg nicht mindestens eine Woche hin­
durch in ein und demselben Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis gestanden, da sie als 
„Reinmadiefrau“ an den ersten fünf 
Wodientagen an fünf versdiiedenen Stellen 
gearbeitet hat.

Nicht erstattungsfähig sind nur die Be­
träge, die der Kläger über den Betrag von 
3 KM. wödientlich und die Kosten der Er­
holungsfürsorge hinaus erstattet verlangt. 
Die Klage läßt nicht erkennen, wodurdi 
diese Beträge erforderlidi geworden sind. 
Augenscheinlidi hat sich in den Zeiten, in 
denen die wöchentliche Unterstüfyung auf 
6 RM. erhöht worden ist, auch die 
Schwester des Friedrich E. im mütterlichen 
Haushalt befunden. Bezüglidi ihrer aber ist 
die endgültige Fürsorgepflicht des Beklagten 
durch Unterbrechung der Hilfsbedürftigkeit 
erloschen. Ebensowenig ist ein Anhalt dafür 
vorhanden, daß die Gewährung von Feuerung 
für den E.’schen Haushalt ganz oder zum 
Teil durch den Bedarf des Friedrich E. er­
forderlich geworden ist. Für die übrigen 
Mitglieder des E.’schen Haushalts, die als 
Empfänger der Feuerung in Frage kommen, 
hatte die s) endgültige Fürsorgepflicht des Be­
klagten zufolge Unterbrechung der Hilfs­
bedürftigkeit jedoch bereits vor Gewährung 
der Feuerung ihr Ende erreicht.

Der Kläger kann daher nur erstattet ver-
langen:

RM.
zu 1. den anerkannten Betrag von 
zu 2. Verpflegungskosten in Wester-

12,—

land......................................................
zu 3. Barunterstüftung für 8 Wochen

229,60

je 3 RM................................................
zu 4. Bnrunterstüßung für 5 Wochen

24,—

je 3 RM............................................... 15,—
zu 5. nichts...........................................
zu 6. Burunterstütjung für 21 Wochen

—

je 3 RM.................................................
zu 7. Verpflegungskosten in Wester-

63,—

land..................................................... 120,40
zu 8. nichts...........................................
zu 9. Barunterstüftung für 45 Wochen

—

je 3 RM................................................ 135,—
599,—

Mit den mehrgeforderten 42,80 RM. war 
der Kläger abzuweisen. Die Kosten des 
Rechtsstreits sind verhältnismäßig verteilt 
worden.

*) Auf § 36 Ahr. 3 FV. beruhende.

§ 17 Abs. 1 FV.
Ermöglicht ein BFV. einem Hilfsbe­

dürftigen durch Gewährung von Reisegeld 
den Aufenthalt im Bezirk eines anderen 
BFV., ohne damit rechnen zu können, daß 
dort die Hilfsbedürftigkeit behoben sein 
werde, und muß der Hilfsbedürftige auch 
alsbald von dem anderen BFV. unter­
stützt werden, so liegt Abschiebung vor, 
auch wenn das Reisegeld „aus Gründen der 
Menschlichkeit“ gegeben wurde, damit der 
Hilfsbedürftige am Zielort einen kranken 
Angehörigen pflegen könne.

(BFV. Stadt Köln gegen BFV. Stadt 
Aachen vom 13. März 1929 — Ber. L.

Nr. 460. 28 —.)

Gründe:

Die am 8. November 1883 geborene Frau 
Josefine J. wurde in Köln seit Januar 192"> 
fortlaufend von dem Kläger unterstüftt. Am 
13. Dezember 1926 bewilligte ihr der Kläger 
Reisegeld nach Aachen, wo sie ihre Mutter 
aufsuchen wollte. Am 3. Januar 1927 be­
antragte Frau J. in Aachen öffentliche Unter- 
stüQung, die ihr von dem Beklagten gewährt 
wurde. Der Beklagte verlangte von dem 
Kläger Erstattung seiner Auslagen, die der 
Kläger unter Hinweis auf die Vorschrift des 
§ 7 Abs. 3 FV. ablehnte. Am 4. April 1927 
kehrte Frau J. nach Köln zurück und stellte 
dort am 16. April 1927 einen Unterstüftungs- 
antrag, dem von dem Kläger stattgegeben 
wurde.

Der Kläger verlangt von dem Beklagten 
Erstattung der bis zum 5. August 1927 für 
Frau J. aufgewendeten Fürsorgekosten mit 
der Behauptung, sie habe von Ende Dezem­
ber 1926 bis Ende April 1927 den gewöhn­
lichen Aufenthalt in Aachen gehabt und dort 
zur Familie ihrer Mutter gehört.

Der Beklagte hat entgegnet, daß sich Frau 
J. nur besuchsweise zur Pflege ihrer kranken 
Mutter nach Aachen begeben und dort nicht 
den gewöhnlichen Aufenthalt gehabt hohe. 
Es liege fortgesetzte Hilfsbedürftigkeit vor. 
so daß der Kläger verpflichtet sei, dem Be­
klagten die von ihm für Frau J. verauslagten 
42 RM. zu erstatten. Der Beklagte fordert 
widerklagend die Erstattung dieses Betrages.

Der Vorderrichter hat nach Vernehmung 
der Frau J. die Klage abgewiesen und den 
Kläger nach dem Widerklageantrag ver­
urteilt. Er führte aus, es liege fortgesefyte 
Hilfsbedürftigkeit vor, so daß der Klüger 
seihst endgültig fürsorgepflichtig sei. Außer­
dem sei anzunehmen, daß Frau J. nicht den 
gewöhnlichen Aufenthalt in Aachen gehabt 
habe.

Gegen diese Entscheidung hat der Kläger 
unter Aufrechterhaltung seiner bisherigen 
Ausführungen das Rechtsmittel der Berufung 
eingelegt, deren Zurückweisung der Be* 
klagte beantragt.
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Das Rechtsmittel konnte keinen Erfolg 
haben.

Die Witwe J. wird seit Januar 1925 fort» 
laufend unterstützt und ihre Hilfsbedürftig­
keit ist erstmalig in dem Bezirk des 
Klägers hervorgetreten. Wenn die endgültige 
Fürsorgepflicht auch zeitweise auf Grund des 
§ 7 Abs. 3 FV. auf den Beklagten über­
gegangen sein sollte, so trifft sie doch wieder 
den Kläger, nachdem die Familiengemein- 
schaft, welche die endgültige Fürsorgepflicht 
des Beklagten begründet hatte, wieder ihr 
Ende erreicht hatte (Bd. 69, S. 291)). Dar­
aus folgt, daß der Kläger, seitdem Frau J. 
unter Aufgabe des Familienzusammenhangs 
mit ihrer Mutter wieder nach Köln zurück­
gekehrt ist, selbst endgültig fürsorgepflichtig 
ist.

Aber auch die Widerklage ist begründet, 
weil Frau J., wenn sie Mitglied der Familie 
ihrer Mutter war, dies durch eine sich als 
Abschiebung darstellende Handlung des 
Klägers geworden ist. Der Kläger hat ihr 
das Reisegeld nach Aachen gewährt, ohne 
daß im mindesten damit zu rechnen war, daß 
ihre Hilfsbedürftigkeit dort behoben sein 
würde. Der Kläger behauptet allerdings, er 
habe das Reisegeld „aus Gründen der 
Menschlichkeit*4 bewilligt, um der Frau J. 
die Pflege ihrer alten Mutter zu ermöglichen. 
Die Akten des Klägers, die nur dann Be­
weiskraft haben, wenn sie vollständig ge­
führt sind, ergehen nichts über diesen an­
geblichen Bewilligungsgrund. Wenn der 
Kläger glaubte, daß die in Aachen wohn­
hafte Mutter der Frau J. der Pflege ihrer 
Tochter bedürfe, so durfte er zur Betreuung 
der nicht in seinem Bezirk wohnenden 
Mutter der Frau J. nicht Schritte ergreifen, 
die zu einer ungerechtfertigten Belastung 
des Beklagten führen mußten, er hätte Frau 
J. dann vielmehr auch in Aachen weiter 
unterstützen müssen.

Die Berufung mußte daher auf Kosten 
des Klägers zurückgewiesen werden.

§ 17 Abs. 1, ft 7 Abs. 3 FV.
Bedarf ein bisher im BFV. A. allein 

lebender Hilfsbedürftiger wegen auftreten­
den Altersschwachsinns fremder Pflege und 
wird er daraufhin im Einverständnis mit 
dem BFV. A. von seiner Familie im BFV. 
B. aufgenommen, wo er weiter unterstützt 
werden muß, so hat sich der BFV. A. 
keiner Abschiebung schuldig gemacht, 
falls er zu der ihm möglichen Hilfe (Pflege 
des Hilfsbedürftigen in einem Siechen­
hause) bereit war. Die endgültige Fürsorge­
pflicht ist somit gemäß § 7 Abs. 3 FV. von 
dem BFV. A. auf den BFV. B. über­
gegangen.

(BFV. Stadt Hamburg gegen LFV. Stadt­
gemeinde Lübeck vom 14. Juni 1929 — 

Ber. L. Nr. 10. 29 —.)

*) DZW. IV S. 253.

Gründe:
Die am 3. Dezember 1835 geborene 

Witwe Dorothea W. ist am 25. Oktober 1927 
von Lübeck, wo sie öffentliche Fürsorge be­
zog, nach Hamburg zu ihrer dort ver­
heirateten Tochter Frau R. gezogen und ist 
dort von dem Kläger weiter unterstübt 
worden. Der Kläger verlangt Erstattung 
seiner Auslagen mit 85 RM. nebst 4 v. H. 
Zinsen und 25 v. H. Zuschlag gemäß § 17 
FV. von dem Beklagten. Er bestreitet 
nicht, daß die Witwe W. in Hamburg Mit­
glied der Familie ihrer Tochter geworden sei, 
behauptet aber, daß der Beklagte sich einer 
Abschiebung schuldig gemacht habe, so daß 
er sich nicht darauf berufen könne, der 
Kläger selbst sei gemäß § 7 Abs. 3 FV. 
endgültig fürsorgepflichtig geworden. Der 
Beklagte hat bestritten, daß eine Ab­
schiebung Vorgelegen habe.

Der erste Richter hat die Klage abge­
wiesen. Er führt aus, darin allein, daß der 
Beklagte angeblich nicht festgestellt habe, 
ob der Schwiegersohn auch die Witwe W. er­
nähren könne, sei eine Abschiebung nicht zu 
finden, der Kläger sei daher selbst gemäß 
§ 7 Abs. 3 FV. endgültig fürsorgepflichtig.

Mit der Berufung gegen diese Ent­
scheidung macht der Kläger geltend, die 
Reise der Frau W. nach Hamburg sei nicht 
freiwillig, sondern nach eingehender Be­
sprechung zwischen ihrer Tochter und dem 
Lübecker Sachbearbeiter geschehen. Die 
Tochter sei nach Lübeck gerufen worden, weil 
ihre Mutter mit Rücksicht auf die bei ihr 
auftretenden Merkmale eines Altersschwach­
sinns sich nicht mehr selbst habe überlassen 
bleiben dürfen. Da zur Abhilfe nur die 
Unterbringung in einer Siechenanstalt oder 
die Übernahme durch die Tochter nach Ham­
burg in Frage gekommen sei, habe Frau R. 
auf Anraten des Lübecker Sachbearbeiters 
ihre Mutter mit nach Hamburg genommen. 
Dies sei jedoch nur auf Grund der aus­
drücklichen Zusicherung des Lübecker Wohl­
fahrtsamts geschehen, daß die bisher in 
Lübeck geleistete Unterstützung auf Kosten 
des Beklagten in Hamburg weiter gezahlt 
würde.

Der Beklagte bestreitet, daß die Über­
siedlung der Frau W. nach Hamburg auf 
seine Veranlassung erfolgt sei.

Auf Anordnung des Bundesamts sind Frau 
R. und die Sozialbeamtin Hedwig L. als 
Zeuginnen über die Parteibehauptungen ver­
nommen worden.

Der Kläger führt aus, der Beklagte habe 
keineswegs annehmen können, daß die 
Hilfsbedürftigkeit der Witwe W. in Ham­
burg beendet sein werde. Der Beklagte be­
streitet, daß die Genannte auf seine Ver­
anlassung nach Hamburg gekommen sei.

Das Rechtsmittel konnte keinen Erfolg 
haben. Nach § 17 Abs. 1 FV. würde der 
Beklagte selbst erstattungspflichtig sein, wenn
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Frau W. infolge einer ihm zur Last fallenden 
Abschiebung nach Hamburg gelangt wäre. 
Das Ergebnis der Beweisaufnahme hat 
keinen Anhalt dafür ergeben, daß die vor­
läufige Fürsorgepflicht des Klägers durch 
eine pflichtwidrige oder gegen Treu und 
Glauben verstoßende Handlung des Beklag­
ten entstanden wäre. Frau R. ist im Okto­
ber 1927 nicht auf Veranlassung des Be­
klagten, sondern auf Wunsch des Arztes, der 
ihre Mutter behandelte, nach Lübeck ge­
fahren, weil der Arzt die damals 92jährige 
Frau für pflegebedürftig hielt. Frau R. hat 
dann mit der Zeugin, Sozialheamtin Hedwig 
L., Rücksprache genommen, die erklärte, 
eigentlich gehöre eine so alte Dame in das 
Siechenhaus. Der Witwe W. ist also von 
dem Beklagten die Pflege angchoten worden, 
die er nach Lage der Sache als zweckmäßig 
erachten konnte und die er in seinem Be­
zirk allein zu leisten imstande war. Da 
Frau R. die Aufnahme ihrer Mutter in ein 
Siechenhaus nicht für angängig hielt, hat sic 
nach Rücksprache mit ihrem Manne die 
Zeugin L. befragt, ob sie ihre Mutter mit 
nach Hamburg nehmen könne. Wenn die 
Zeugin L. dies für eine glückliche Lösung er­
klärt hat, so kann darin nach Lage der Sache 
keine pflichtwidrige oder gar wider Treu 

• und Glauben verstoßende Handlung gefun­
den werden. Denn es lag menschlich nahe, 
daß die alte Frau sich lieber in die Pflege 
ihrer Tochter begab als in ein Siechenhaus. 
Der weitere Umstand, daß der Frau W. eine 
Bescheinigung mitgegeben wurde, in der ihr 
bestätigt wurde, daß sie bis Oktober 1927 
einschließlich Sozialrentnerunterstüßung er­
halten habe, spricht ebenfalls nicht für d^s 
Vorliegen von Abschiebung. Es ist anzu­
nehmen, daß Frau R. ihre Mutter auch dann 
nach Hamburg mitgenommen haben würde, 
wenn die Zeugin L. dies nicht als eine glück­
liche Lösung bezeichnet haben würde. Un­
erheblich ist es schließlich, ob der Beklagte 
voraussehen mußte, daß Frau W. in Ham­
burg weiter die öffentliche Fürsorge werde 
in Anspruch nehmen müssen. Denn weder 
eine Handlung noch eine Unterlassung des 
Beklagten ist für den Umzug nach Hamburg 
Veranlassung gewesen. Der Beklagte hat 
der Frau W. die Aufnahme in ein Siechen­
haus angeboten; wenn ihre Tochter es vor­
zog, die Mutter in eigene Pflege zu nehmen, 
so konnte der Beklagte dies nicht hindern.

Die Berufung mußte daher auf Kosten 
des Klägers zurückgewieseu werden.

8 17 Abs, t FV.

Ein BFV. (preußischer Landkreis), der 
sich zur Erfüllung seiner vorliiuflgen Für­
sorgepflicht des Krankenhauses einer Ge­
meinde seines Bezirkes bedient, hat Hand­
lungen des Personals dieses Krankenhauses 
im Sinne des 8 17 Abs. t FV. zu vertreten. 
Er haftet daher wegen Abschiebung, wenn

ein bisher auf seine Kosten in dem Kran­
kenhause verpflegter Kranker von dem 
Krankenhause ungeheilt in einen anderen 
BFV. überführt wird, wo er weiter öffent­
licher Fürsorge bedarf.

(BFV. Stadt Bielefeld gegen BFV. Land­
kreis St. Goarshausen vom 2. Mai 1929 

— Ber. L. Nr. 452. 28 —.)
Gründe:

Das am 27. Juni 1909 geborene Haus­
mädchen Adele B. war vom 5. Januar 1921 
bis zum 7. Mai 1925 wegen Geisteskrankheit 
in der Provinzialheilanstalt Gütersloh. Seit 
dem 8. August 1925 wird sie endgültig als 
geheilt entlassen geführt. Am 2. November 
1925 wurde sie durch das Jugendamt Biele­
feld zu dem Landwirt F. in Oberwallmenach 
in Stellung gegeben. Da sie hei ihrer An­
kunft einen geisteskranken Eindruck machte, 
hat F. sie am 3. November 1925 in dem 
städtischen Krankenhaus St. Goarshausen 
untergchracht. Am 4. November 1925 wurde 
sie durch eine Schwester dieses Kranken­
hauses nach Bielefeld zurürkgebradit, dort 
fand sie an demselben Tage in dem 
städtischen Krankenhaus Aufnahme. Ain 
7. November 1925 ist sie in die Provinzial­
heilanstalt Gütersloh gekommen. Die in 
St. Goarshausen entstandenen Kosten mit 
50 RM. hat der dortige Magistrat (Armen- 
Verwaltung) von dem Kläger erstattet ver­
langt. Der Kläger hat die Erstattung ab- 
gelehnt, fordert vielmehr von dem Beklagten 
Erstattung der ihm für die Adele B. ent­
standenen Kosten von 159,70 RM. nebst 
25 v. H. Zuschlag. Er sieht in dem Ver­
halten des Beklagten, bzw. der Stadt Goars­
hausen als Fürsorgeorgan des Beklagten, eine 
Abschiebung. Der Beklagte hat eingewendet, 
daß Adele B. bereits krank nach Oberwallme­
nach gekommen sei und daß ihre Hilfs­
bedürftigkeit im Bezirke des Beklagten 
keinem Fürsorgeorgan bekannt geworden sei.

Der erste Richter hat die Klage nach Ver­
nehmung des Dr. F., der Jugendfürsorgerin 
Friederike N., des Landwirts F., der Ober­
schwester Anna D., des Bürgermeisters M. 
und des Kreisausschußsekretärs Q. ahgr- 
wiesen. Er führt aus, nach dem Ergebnis 
der Beweisaufnahme sei die Hilfsbedürftig- 
keit der Adele B. erstmalig im Bezirke des 
Beklagten hervorgetreten und auch einem 
Organ des Beklagten, dem Kreisausschuli- 
inspektor Q., erkennbar geworden. Der Be­
klagte sei daher vorläufig fürsorgepflichtig 
gewesen; da aber die B. in dem städtischen 
Krankenhause zu St. Goarshausen unter- 
gebracht gewesen sei, habe zu weiteren 
Maßnahmen keine Veranlassung bestanden. 
Wenn dem Beklagten allerdings bekannt ge­
wesen wäre, daß die B. von der Kranken­
schwester am nächsten Tage wieder nach 
Bielefeld zugeführt werden würde, so hätte 
er pflichtgemäß dagegen einschrciten müssen. 
Daß dies der Fall gewesen sei, sei jedoch
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nicht dargetan, die Schwester habe vielmehr 
aus eigenem Entschluß gehandelt.

Die von dem Kläger gegen diese Ent­
scheidung rechtzeitig eingelegte Berufung 
ist begründet.

Der Beklagte scheint behaupten zu 
wollen, daß der Kläger selbst endgültig für­
sorgepflichtig sei, weil sein Jugendamt die 
B. im kranken Zustande nach Oberwallme­
nach in Stellung untergebracht habe. Da­
für ist aber kein Anhalt vorhanden. 
Adele B. ist allerdings vom 5. Januar 1924 
liis zum 7. Mai 1925 wegen Geisteskrankheit 
in AnBtaltspflege gewesen, ist aber als ge­
heilt entlassen worden. Wenn dann ihre 
Geisteskrankheit am 2. November 1925 wie­
der zum Ausbruch gekommen ist, so fehlt 
cs an einem Zusammenhang mit ihrer 
früheren Erkrankung; der erneute Ausbruch 
mag auf den Wechsel der Umgebung zurück­
zuführen sein.

Unbedenklich ist die Hilfsbedürftigkeit 
der Adele B. den Fürsorgeorganen des Be­
klagten bekanntgeworden. Der Landwirt F. 
hat mit diesen Organen wegen Unterbrin­
gung der Adele B. verhandelt und die 
Armcnverwaltung der Stadt St. Goarshausen 
hat auch die in dem dortigen Krankenhause 
entstandenen Kosten als Fürsorgekosten dem 
Kläger in Rechnung gestellt. Wenn der 
Vorderrichter troßdem den Klagcanspruch für 
unbegründet erklärt hat, so stüfyt sich diese 
Entscheidung lediglich auf die Annahme, daß 
«lem Beklagten die Handlung der Schwester 
des städtischen Krankenhauses, welche die 
Adele B. eigenmächtig dem Kläger zugeführt 
habe, nicht anzurechnen sei. Insoweit kann 
aber dem Vorderrichter nicht beigetreten 
werden. Der Beklagte bat sich des städtischen 
Krankenhauses zu St. Goarshausen in Er­
füllung seiner vorläufigen Fürsorgepflicht be­
dient; die in dem Krankenliause tätigen 
Schwestern sind daher seine Erfüllungs­
gehilfen im Sinne des § 278 BGB. (vgl. 
RZS. Bd. 108, S. 88, BA. Bd. 30, S. 72, 
Bd. 23, S. 69, Bd. 67, S. 60). Der Beklagte 
haftet daher wegen Abschiebung, wenn die 
Schwester die Adele B. ungeheilt nach 
Bielefeld hat bringen lassen. Wenn das 
Krankenhaus in St. Goarshausen nicht für 
Unterbringung Geisteskranker eingerichtet 
war, so hätte für anderweitige Unterbringung 
der Adele B. gesorgt werden müssen; cs 
png aber nicht an, sie ohne weiteres nach 
Bielefeld zu befördern, und dadurch das 
Eingreifen des Klägers notwendig zu machen 
(BA. Bd. 67, S. 82).

Der Beklagte mußte daher unter Ab­
änderung der Vorentscheidung nach dem 
Klugeantragc verurteilt werden.

8 17 Abs. 1 FV.
Rüt ein Gemeindevertreter (Pfarrer), 

°hne in ständiger Übung mit Fürsorge- 
angelegenheiten der Gemeinde befallt zu

sein, einem Hilfsbedürftigen zur Rückkehr 
an seinen früheren Wohnort, so hat der 
Fürsorgeverband diese Handlung nicht im 
Sinne des § 17 Abs. 1 FV. zu vertreten.

(BFV. Stadt Dortmund gegen BFV. Land­
kreis Meschede vom 14. April 1929 

Ber. L. Nr. 110. 28 —.)

Gründe:

Der Arbeiter Friedrich B. hat mit seiner 
Familie bis zum März 1926 in Dortmund 
gewohnt und ist dann nach Gleidorf in den 
Bezirk des Beklagten verzogen. Ende Juli 
1926 ist er nach Dortmund zurückgezogen 
und ist dort am 3. August 1926 der öffent­
lichen Fürsorge anheimgefallen. Der Kläger 
verlangt von dem Beklagten auf Grund des 
§ 17 Abs. 1 FV. Erstattung der ihm bis zum 
6. November 1926 für die Familie B. ent­
standenen Kosten. Er behauptet, von dem 
Vikar L., der als „Gemeindevertreter“ in 
Gleidorf die vorkommenden Gemeinde- 
geschäftc erledigt habe, sei ein von der Frau 
B. gestellter Unterstütjungsantrag mit dem 
Bemerken abgclchnt worden, die Familie B. 
gehöre nach Dortmund. Der Beklagte hat 
bestritten, daß der Vikar L. ein Fürsorge­
organ sei und daß er eine derartige Äuße­
rung getan habe; er habe mit Frau B. nur 
über Zuweisung einer Wohnung gesprochen.

Der erste Richter bat die Klage abge­
wiesen. Er führt aus, objektiv stehe fest, 
daß der Vikar L. kein Fürsorgeorgan des 
Beklagten sei, der Beklagte habe also dessen 
Handlungen nicht zu vertreten.

Gegen diese Entscheidung hat der Kläger 
unter Aufrechtcrhaltung seiner erstinstanz­
lichen Ausführungen Berufung eingelegt, mit 
der er Beweisaufnahme, insbesondere Ver­
nehmung der Ehefrau B. und des Besifoers 
(Fabrikarbeiters) Heinrich B. verlangt, der 
seine Verwandten, die Friedrich B.schen Ehe­
leute, an den Vikar L. verwiesen habe.

Der Beklagte hält die angefochtene Ent­
scheidung für zutreffend und bezieht sich 
gcgenhewcislich auf das Zeugnis des Amt­
manns K. und des Vikars L.

Auf Veranlassung des Bundesamts sind 
der Vikar L., der Fabrikarbeiter Heinrich B. 
und die Ehefrau Anna B. als Zeugen ver­
nommen worden.

Der Klüger rügt in seinem Schriftsätze 
vom 14. Mürz 1929, auf den Bezug ge­
nommen wird, die Art und Weise der Be­
weiserhebung, meint aber, daß sie jeden­
falls ergeben habe, daß der Gemeindever- 
ordnete L. die Familie B. nach Dort­
mund verwiesen habe.

Der Beklagte folgert aus der Beweis­
erhebung, daß die Berufung unbegründet sei.

Die Berufung ist unbegründet.
Das Bundesamt bat in der Entscheidung 

Bd. 66, S. 101 *) ausgeführt, das Mitglied

*) DZW.III S. 360.
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eines Wohlfahrtsausschusses, das entsprechend 
Jer Übung dieses Ausschusses Anträge von 
Hilfsbedürftigen entgegennehme und in dem 
Ausschüsse, der über diese Anträge zu he* 
finden habe, zur Sprache bringe, sei ein amt­
liches Fürsorgeorgan. Diese Feststellung 
hätte auch hinsichtlich des Vikars L. ge­
troffen werden können, wenn er ent­
sprechend einer ständigen Übung als Ge­
meindevertreter wiederholt Unterstütjungs- 
anträge Hilfsbedürftiger entgegengenommen 
und an die zuständige Stelle weitergeleitet 
oder dort zur Sprache gebracht hätte. Der 
Vikar L. hat aber als Zeuge eidlich in Ab­
rede gestellt, jemals in dieser Weise tätig 
gewesen zu sein. Er hat aber auch he- 
stritten, daß Frau B. einen Unterstüftungs- 
antrag bei ihm gestellt habe; er habe mit 
ihr nur über die ihrem Manne etwa zu­
stehende Erwerbslosenunterstütjung ver­
handelt und ihr dabei allerdings geraten, in 
Dortmund zu bleiben, wo ihre Möbel noch 
ständen und wo ihr Mann leichter Arbeit 
und eine höhere Erwerbslosenunterstütjung 
erhalten werde. Der Zeuge B. hat die in 
sein Wissen gestellten Tatsachen nicht zu be­
stätigen vermocht, und die in Gegenwart 
eines Bevollmächtigten des Klägers ver­
nommene Zeugin B. hat ausgesagt, sie habe 
bei dem Vikar L. nie einen Unter- 
stütjungsantrag gestellt, sondern nur hei ihm 
angefragt, oh sie die Wohnung im E.schen 
Neubau bekommen könnten und oh ihr 
Mann, wenn er erwerbslos würde, in Glei­
dorf Unterstügung bekäme. Darauf habe 
ihr der Vikar gesagt, es sei besser, wenn 
sie nach Dortmund zurückzögen, wohin sie 
auch gehörten.

Hiernach steht also weder fest, daß der 
Vikar L. als ein Fürsorgeorgan des Be­
klagten anzusehen ist, noch daß ihm eine 
etwaige Hilfsbedürftigkeit der Eheleute B. 
bekanntgeworden wäre. Die Klage kann 
sich daher weder auf § 17 Abs. 1 noch auf 
§ 15, 7 Abs. 2 Halhsatj 1 FV. stüften, wor­
aus die Zurückweisung der Berufung des 
Klägers folgt.

Einwand der Rechtskraft.

Der auf eine rechtskräftige sachliche 
Entscheidung gestutzte Einwand der 
Rechtskraft setzt voraus, daß die in dem 
gegenwärtigen und die in dem früheren 
Rechtsstreit eingeklagten Kosten den­
selben Zeitraum betreffen und der Grund 
des Ersatzanspruchs des gegenwärtigen 
Rechtsstreits mit dem des früheren über­
einstimmt (z. B. endgültige Fürsorgepflicht 
gemäß g 7 Abs. 2 Halbsatz 1 FV.). Er 
greift somit .nicht durch, wenn in dem 
früheren Rechtsstreit wegen endgültiger 
Fürsorgepflicht gemäß § 7 Abs. 2 Halb­
satz 1 FV. Kosten für die Zeit vom 
1. April bis 1. Oktober 1924 eingeklagt 
waren und in dem gegenwärtigen Rechts­

streit aus dem gleichen Grunde (endgültige 
Fürsorgepflicht gemäß § 7 Abs. 2 Halb­
satz 1 FV.) Kostenersatz für die Zeit vom 
1. Oktober bis 1. Dezember 1924 verlangt 
wird.

(BFV. Stadt Görlitj gegen BFV. Land­
kreis Görlitj vom 17. Oktober 1928 — 

Bcr. L. Nr. 170. 28 —.)
Gründe:

Die ledige Martha B. ist am 27. Juli 1920 
in Penzig bei ihrer Mutter von einem Sohne 
entbunden worden, der <len Vornamen 
Alfred erhalten hat. Das Kind blieb mit 
der Mutter bis Mitte November 1920 hei 
der Großmutter; die Mutter verließ dann 
Penzig und das Kind kam von dort Ende 
1922 nach Görlitj in Pflege. Seit dem 1. Ok­
tober 1924 zahlt der Kläger Pflegcgeld für 
das Kind.

Unter dem 9. Januar 1925 hat der Kläger 
gegen den Beklagten Klage erhoben mit dein 
Anträge:

den Kreisfürsorgeverband Görlitj kosten­
pflichtig zu verurteilen, den gewöhnlichen 
Aufenthalt anzuerkennen und die hier für 
das Kind Alfred B. ab 1. Oktober 1924 
entstehenden Kosten zu tragen.
Zur Begründung der Klage wurde geltend 

gemacht, das Kind habe den gewöhnlichen 
Aufenthalt in Penzig im Bezirke des Be­
klagten gehabt und sei von dort nach Görlitj 
in eine Pflegcstcllc gekommen, so daß der 
Beklagte nach § 9 Abs. 2, 3 FV. endgültig 
fürsorgepflichtig sei.

Der Bezirksausschuß zu Liegnift hat die 
Klage durch Urteil vom 24. April 1925 ab- 
gewiesen. Er führt aus, das Kind habe zu 
Beginn der Hilfsbedürftigkeit nicht mehr 
den gewöhnlichen Aufenthalt in Penzig be­
sessen.

Der Kläger hat gegen diese Entscheidung 
die Berufung an das Bundesamt für das 
Heimatwesen eingelegt, die nach Lage der 
Akten verspätet war. Der Kläger hat seine 
Berufung darauf zurückgenommen.

Am 11. September 1925 hat der Kläger 
gegen den Beklagten abermals Klage er­
hoben mit dem Anträge:

den BFV. Görlitj, Landkreis, kosten­
pflichtig zu verurteilen, den gewöhnlichen 
Aufenthalt anzuerkennen und die für das 
Kind Alfred B. ah 1. Oktober 1924 ent­
stehenden Kosten zu tragen.
Der Kläger macht wiederholt geltend, 

daß das Kind von Anfang an ein Pflegekind 
im Sinne des § 9 Abs. 3 FV. gewesen sei, 
und daß der Beklagte daher endgültig für­
sorgepflichtig sei. Der Beklagte hat ent­
gegnet, daß in diesem Falle der LFV. Pro­
vinz Niederschlcsien endgültig fürsorge- 
pflichtig sein würde.

Der Bezirksausschuß zu Liegnig hat die 
Klage durch Entscheidung vom 12. März 
1926 abgewiesen. Er führt aus, der neuen
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Klage stehe die Rechtskraft der Vorent­
scheidung entgegen. Der Anspruch sei aber 
auch sachlich unbegründet. Da das Kind von 
Geburt an ein Pflegekind gewesen sei, würde 
nach der Rechtsprechung des Bundesamts 
der LFV. Provinz Niederschlesien endgültig 
fürsorgepflichtig sein. Gegen diese Entschei­
dung hat der Kläger keine Berufung ein­
gelegt, sondern gegen den LFV. Nieder- 
sdilesien Klage erhoben mit dejn Anträge, 
ihn zu verurteilen, die für das Kind B. ent­
standenen und noch entstehenden Kosten 
zu übernehmen. Der LFV. wandte unter 
Bezug auf das Urteil des BundesamtsABd. 62 
S. 166') ein, das Kind habe den gewöhnlichen 
Aufenthalt in Penzig erworben, da es sich 
dort ein Vierteljahr hindurch zusammen mit 
der Mutter aufgehalten habe. Der Kläger 
nahin darauf die Klage zurück.

Nunmehr hat der Klüger die dritte Klage 
gegen den Beklagten erhoben mit dem An­
träge:

den BFV. Görliß, Landkreis, kosten­
pflichtig zu verurteilen, die für das Kind 
Alfred B. entstandenen und noch ent­
stehenden Unterbringungskosten zu tragen.
Er vertritt jeßt in Abweichung von seiner 

früheren Ansicht und unter Bezugnahme auf 
die erwähnte Entscheidung des Bundesamts 
den Standpunkt, das Kind habe durch den 
gemeinschaftlichen Aufenthalt mit seiner 
Mutter den gewöhnlichen Aufenthalt in 
Penzig erworben gehabt.

Der Beklagte hat dies bestritten, sich 
aber a\ich auf die Rechtskraft der Vorent­
scheidungen bezogen.

Der Vorderrichter hat die Klage mit der 
Begründung abgewiesen, daß ihr die Rechts­
kraft ' der Vorentscheidungen entgegen- 
ständeü.

Mit! der Berufung gegen diese Entschei­
dung ijnacht der Kläger unter Wiederholung 
des Klageantrages erneut geltend, daß das 
Kind padi jer Rechtsprechung des Bundes­
amts den gewöhnlichen Aufenthalt in Penzig 
besessen habe.

Das Rechtsmittel konnte keinen Erfolg 
haben. Der Kläger unterläßt es, zu dem Ab­
weisungsgrunde des Vorderrichters, Rechts­
kraft der Vorentscheidungen, überhaupt 
Stellung zu nehmen. Dieser Einwand greift 
aber durch. Der Kläger erhebt denselben 
Anspruch, mit dem er bereits zweimal gegen 
demselben Beklagten rechtskräftig abgewiesen 
worden ist — Erstattung der für Alfred B. 
entstandenen und noch entstehenden Pflege- 
kosten —, zum dritten Male gegen den Be­
klagten. Nach der ständigen Rechtsprechung 
'i<‘ Bundesamts ist cs unzulässig, daß der­
selbe Streitgegenstand zwischen denselben 
Parteien aus demselben Klagegrunde noch- 
mal* »ur Entscheidung des Verwaltungs- 
Kcridits gebracht wird. Der Streitgegen­
stand nebst Klagegrund — endgültige Für-

') DZW.II S. 34.

Sorgepflicht des Beklagten auf Grund der 
Tatsache, daß das Kind in Penzig den ge­
wöhnlichen Aufenthalt besessen habe — ist 
in den Vorprozessen derselbe gewesen, nur 
die Rechtsausführungen sind geände.t wor­
den. Der erneuten Aufrollung des Rechts­
streits steht daher der von dem Beklagten 
gegenüber der dritten Klage erhobene Ein­
wand der rechtskräftig entschiedenen Sache 
entgegen (vgl. Krech-Baath, Erläuterung des 
UWG., 15. Aufl. A 5 zu §40, Baatli, FV., 
6. Aufl. A 2 zu § 40 UWG. Der Einwand 
der Rechtskraft hätte von dem Beklagten 
schon in dem zweiten Verfahren erhoben 
werden können. Bereits das Urteil vom 
24. April 1925 hätte einer erneuten Auf­
rollung desselben Streitgegenstandes ent­
gegengestanden. Nimmt man aber an, daß 
sich der Beklagte auf dieses Urteil nicht be­
rufen kann, weil er in dem zweiten Rechts­
streit den Einwand der rechtskräftig ent­
schiedenen Sache noch nicht erhoben hat, 
so kann er diesen Einwand jeßt jedenfalls 
auf die Entscheidung vom 12. März 1926 
stüßen. Es wäre Sache des Klägers gewesen, 
wenn er sich Erfolg davon versprach, gegen 
die erste oder doch gegen die zweite ab- 
weisende Entscheidung rechtzeitig das 
Rechtsmittel der Berufung einzulcgen.

(BFV. Stadt Hamburg gegen BFV.
Bezirksverband Amtshauptmanuschaft
Plauen vom 4. Mai 1929 — Ber, L. 

Nr. 416. 28 —.)

Gründe:
In einem Vorprozeß, der zwischen den­

selben Parteien geschwebt hat, hat der 
Kläger Kosten eingeklagt, die ihm in der 
Zeit vom 1. April 1924 bis 30. September 
1925 mit 1462,76 RM. für die Verpflegung 
des Geisteskranken Max W. entstanden sind. 
W. ist am 28. Februar 1924 in Hamburg auf 
Kosten des Klägers in Anstaltspflege ge­
nommen worden. Der Kläger hat behauptet, 
daß der Kranke bis zum 24. Februar 1924 
den gewöhnlichen Aufenthalt in Haupt­
mannsgrün im Bezirke des Beklagten gehabt 
habe und dort im Wege der öffentlichen 
Armenpflege unterstüßt worden sei; er hätte 
aber auch Anspruch auf Soziulrentneruntcr- 
Stützung gehabt und sei unstaltspflege- 
bedürftig gewesen.

Der Beklagte hat eingewendet, daß W. 
am 23. Februar 1924 den gewöhnlichen Auf­
enthalt nach Hamburg verlegt habe und daß 
er in Hauptmannsgrün nicht aus Gemeinde- 
mittcln unterstützt worden sei. Er habe 
allenfalls von einem in der Gemeinde ge­
bildeten Wohlfahrtsausschuß gelegentlich 
Lebensmittel erhalten. Er sei damals noch 
nicht geisteskrank gewesen, und ein Grund, 
ihn in Anstaltspflege unterzubringen, habe 
nicht bestanden.

Nach Vernehmung des Bürgermeisters D., 
des Wirtsdiaftsbcsißers R., des Fabrik-
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wcbers H., des Maurers S., des Bauunter­
nehmers R., der Frau W., des Otto W., des 
Zigarrenhändlers Emil B. und der Frau B., 
hat die Kreishauptmannschaft Zwickau als 
Verwaltungsgericht durch Urteil vom 24. März 
1927 die Klage .abgewiesen. Zur Begrün­
dung wird ausgeführt, Max W. sei während 
seines Aufenthalts in Hauptmannsgrün, d. h. 
vom Mai 1918 bis zum 24.. Februar 1924, 
nicht hilfsbedürftig gewesen. Er sei auch da­
mals in der ihm bekannten ländlichen Um« 
gebung nicht anstaltspflegebedürftig ge­
wesen. Auf § 15 FV. könne die Klage daher 
nicht gestütjt werden. Auch Sozialrentner- 
Unterstützung hätte in Hauptmannsgrün nicht 
gewährt zu werden brauchen.

Gegen diese Entscheidung hat der Kläger 
Berufung eingelegt, sie aber demnächst, 
nachdem er darauf hingewiesen worden war, 
daß die Berufung verspätet eingelegt sei, 
zurückgenommen.

In dem gegenwärtigen Rechtsstreit ver­
langt der Kläger unter Wiederholung seiner 
früheren Ausführungen Erstattung der in 
der Zeit vom 1. Oktober 1925 bis 31. De­
zember 1927 für W. mit 3484,30 RM. ent­
standenen Kosteu nebst 10 v. H. Prozeß­
zinsen.

Der Beklagte hat die Einrede der Rechts­
kraft erhoben und seine sachlichen Einwen­
dungen wiederholt.

Der Vorderrichter hat die Klage mit 
Rücksicht auf die Rechtskraft der Vorent­
scheidung abgewiesen.

Mit der Berufung macht der Kläger gel­
tend, daß in dem gegenwärtigen Rechtsstreit 
andere Ansprüche eingeklagt seien als im 
Vorprozeß.

Der Beklagte hat Zurückweisung der Be­
rufung beantragt.

Der Kläger hat auf Grund des Geseges 
über das Verfahren vor dem Bundesamt für 
das Heimatwesen vom 7. Dezember 1928 
(Reidisgeseßblatt I Seite 401) mündliche 
Verhandlung beantragt. In dieser sind die 
Vertreter der Parteien mit ihren Ausfüh­
rungen gehört worden. Der Kläger hat den 
Zinsanspruch auf 4 v. H. ermäßigt. Der Be­
klagte hat geltend gemacht, daß der Ge­
meindevorstand von Hauptmannsgrün in 
seinem Anträge vom 13. Juli 1922 an die 
Landcsvcrsidierungsanstalt Sachsen die Ver­
hältnisse ahsiditlidi sdiwärzer geschildert 
habe, als sie cs gewesen seien.

Es war, wie gesdiehen, zu erkennen.
Der Einwand der Rechtskraft greift nidit 

durch. Denn in dem Vorprozeß war der Er- 
stattungsansprud» nur auf eine bestimmte 
Zeit beschränkt, und in dem vorliegenden 
Rechtsstreit werden Kosten erstattet ver­
langt, die in einer anderen Zeit entstanden 
sind. Einer sadilidien Entsdieidung über 
diese Kosten steht die Vorentsdieidung 
ebensowenig im Wege, wie auf Grund Jer

Verurteilung eines Beklagten zur Kosten- 
erstattung für eine bestimmte Zeit noch nicht 
rechtskräftig feststeht, daß er auch für die 
Folgezeit haftet (Bd. 65 S. 156. Baath, FV., 
6. Auflage A 2 zu § 40 UWG., Krech-Baath, 
Erläuterung des UWG., 15. Auflage A 5 d 
zu § 40.)

Bei der sachlichen Prüfung des Klage­
anspruchs kann die Beweisaufnahme des 
Vorprozesses im Wege des Urkunden­
beweises verwertet werden.

Eingeklagt sind nach dem 1. April 1924. 
dem Inkrafttreten der FV., entstandene 
Kosten. Die Klage gründet sich auf die Be­
hauptung, daß die Hilfs- und Anstaltspflege­
bedürftigkeit des Otto W., die seitdem un­
unterbrochen bestanden hat, in Hauptmanns­
grün begonnen und den dortigen Fürsorge­
organen bekanntgewordeu sei. Insoweit kann 
nach der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesamts auf vor dem 1. April 1924 lie­
gende Tatumstände zurückgegriffen werden.

Max W. hat sich schon zuvor vom 26. Juli 
bis 24. Oktober 1913 wegen epileptischer 
Seelenstörung und vom 10. Dezember 1915 
bis 25. März 1917 wegen epileptischer An­
fälle und Demenz in der Irrenanstalt 
Friedrichsberg befunden. Am 28. Februar 
1924 wurde er wegen epileptischer Dämmer­
zustände in das Hafenkrankenhaus zu Ham­
burg aufgenommen und kam von dort am 
3. März 1924 in die Anstalt Friedrichsberg. 
Nach dem bedenkenfreien ärztlichen Gut­
achten des ärztlichen Direktors der Anstalt 
vom 13. Mai 1927 bedarf W. ärztlicher Be­
handlung in einer Anstalt, da er hilflos ist; 
die Anstaltspflegebedürftigkcit hat bereits 
seit 1913 bestanden. Diese Anstaltspflege- 
bedürftigkeit ist dem Gcmeindcvorstaml 
Hauptmannsgrün auch bekannt gewesen; 
unter dem 13. Juli 1922 hat der Gemeinde­
vorstand hei der Landesvcrsidicrungsanstalt 
Sachsen den Antrag auf Unterbringung des 
Max W. in einer Anstalt gestellt. Zur Be­
gründung ist ausgeführt worden, daß sich 
der Gesundheitszustand des W. derart ver­
schlechtert habe, daß seine Mutter ihn in 
seinem Zustande — Krampfanfälle mit Be­
sinnungslosigkeit — nidit bei sidi behalten 
könne. Die Mutter habe bei dem Geincinde- 
vorstand wiederholt um Unterbringung ihres 
Sohnes in einer Anstalt gebeten, da es ge- 
fährlidi sei, ihn zu Haus zu behalten. Die 
Gemeinde sei der Ansidit, daß es Sadie der 
Landesvcrsidierungsanstalt sei, den Kranken 
unterzubringen; sie selbst könne bei den 
sdilcditen Zeiten keine weiteren Vcrpflidi- 
tungen auf sidi nehmen. Mit der Behaup­
tung, daß der Gemeindevorstand die Ver­
hältnisse des Max W. absichtlich ungünstiger 
gesdiildert habe, als sie es gewesen seien, 
kann der Beklagte nidit gehört werden.

Es handelt sich dabei um eine Erklärung, 
die der Ortsarraenverband Hauptmannsgrün 
oder dessen gesetjlidier Vertreter im Rah-
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men seiner behördlichen Befugnisse abge­
geben hat. Die öffentliche Behörde kann mit 
der Behauptung nicht gehört' werden, daß 
sie die einschlägigen Verhältnisse absichtlich 
ungünstiger geschildert habe, d. h. in ihren 
amtlichen Erklärungen selbst eine nicht in 
allen Punkten wahre und klare Erklärung 
verlautbart habe. Diese Rechtsfolge trifft 
nunmehr den Beklagten, der als Rechtsnach­
folger jenes Ort-armenverbandes nicht 
weitergehende Rechte haben kann als diesem 
selbst zusteben würden. Der Beklagte muß 
sich alle Einwendungen gefallen lassen, idie 
gegen seinen Rechtsvorgänger erhoben wer­
den könnten. Das Bundesamt für 
das Heimatwesen geht grund­
sätzlich von der Auffassung 
aus, daß eine öffentliche Be­
hörde in ihren Erklärungen 
sich in vollem Umfange an den 
wahren Sachverhalt zu halten 
hat und daß sie später in dem 
fürsorgerecihtlichen Streitver- 
fahren mit der Behauptung, 
jene Erklärungen seien absicht­
lich gefärbt, ausgeschlossen 
bleiben muß.

Nachdem die zuständige Landesversiche­
rungsanstalt der Hansestädte es aligelchnt 
hatte, eine weitere als die Rentenfürsorge 
für Max W. zu übernehmen, hat der da­
malige Ortsarmenverband Hauptmannsgrün 
nidits weiter veranlaßt. Daß W. in Haupt­
mannsgrün an Krampfanfällen gelitten hat 
und daß sich diese im Laufe der Zeit ver­

schlimmert haben, hat auch die Beweisauf­
nahme ergeben, insbesondere die Aussagen 
der Zeugen D., H., S., Frau W. und B. Die 
Beweisaufnahme hat auch ergeben, daß Max 
W. öfters aus öffentlichen Sammlungen, die 
nach dem Kriege veranstaltet wurden, 
Lebensmittel erhalten hat und daß er einem 
Beruf nicht nachgehen konnte. Der Zeuge 
R., der in der fraglichen Zeit Bürgermeister 
in Hauptmannsgrün war, hat bekundet, Frau 
W. sei in den Jahren 1923 oder 1924 ein­
mal bei ihm gewesen und habe gebeten, 
ihren Sohn in einer Anstalt unterzubringen. 
Der Gemeinderat habe aber eine Unter­
bringung nicht für erforderlich gehalten und 
außerdem verlangt, daß das Hausgrundstück, 
bezüglich dessen W. Miterbe sei, zur Kosten­
erstattung mit verwendet werde. Darauf 
habe .sich Frau W. nicht wieder sehen lassen.

Alle diese Tatsachen lassen erkennen, 
"daß die durch die Epilepsie begründete 
Hilfsbedürftigkeit des Max W. den Organen 
des damaligen Ortsarmenverbandes Haupt­
mannsgrün sehr wohl bekannt war. Wenn 
W. sich dann am 23. Februar 1924 nach Ham­
burg begeben hat und am 28. Februar 1924 
in Anstaltspflege genommen werden mußte, 
so handelte es sich um eine Fortsetzung der 
zuvor in Hauptmannsgrün eingetretenen 
Hilfsbedürftigkeit.

Der Beklagte mußte daher unter Abände­
rung der Vorentscheidung nach dem Klage­
anträge verurteilt werden. Den Zins­
anspruch hat der Kläger auf den gesetzlichen 
Satz von4v. H. ermäßigt (§§288, 291 BGB.).

Entscheidungen des Reichsversorgnngsgerichts
Grundsatz 447, betr. Elternrente und 

Vorzugsrente: „Die Elternrente ist nicht 
eine ,Unterstützung öffentlich-rechtlicher 
Art* im Sinne des § 26 des Gesetzes über 
die Ablösung öffentlicher Anleihen vom 
16. Juli 1925 (Reichsgesetzblatt Teil I 
Seite 137). Der vom Neunten Senat in dem 
Urteil vom 19. April 1927 (abgedruckt in 
den Entscheidungen des Reichsversor­
gungsgerichts Band 7 Seite 1 Nr.l) auf- 
gestellte Grundsatz, daß die Vorzugsrente 
zum Einkommen im Sinne des § 45 Abs. 2 
des Reichsversorgungsgesetzes gehört, 
wird aufrechterhalten.“ (Zweiundzwanzig­
ster Senat vom 24. Mai 1929.)

Das Versorgungsamt hatte einem Eltern- 
paar die Elternrente entzogen, nachdem 
jenes in den Besitz einer Vorzugsrente in 
Höhe von 800 M. jährlich gekommen war, 
weil der monatliche Betrag dieser Vorzugs- 
rente die dem Wohnort entsprechende Ein- 
Kommensgrenze nach § 45 Abs. 2 des Reichs- 
Versorgungsgesetzes (58 M.) übersteige. Die 
Berufung der Eltern stützte sich auf die Be­
stimmungen des § 26 des Anleihe-Ablösungs-

Gesetzes vom 16. Juli 1925, nach welchem 
die Vorzugsrente bis zur Höhe von 270 M. 
im Jahre bei öffentlichen Unterstützungen 
nicht zur Anrechnung kommen darf. DaB 
Versorgungsgericht trat der Ansicht der 
Kläger bei, entschied also, daß von der Vor­
zugsrente nur 800 M. weniger 270 M. als 
Einkommen im Sinne des § 45 Reichsversor­
gungsgesetz zu rechnen und dementsprechend 
die Elternrente weiter zu gewähren sei.

Der erkennende Senat stellte unter Be­
zugnahme auf die Entscheidung des Neunten 
Senats vom 19. April 1927 zunächst fest, daß 
nur in folgenden Fällen Einkommen der 
Elternrente nicht als Einkommen im Sinne 
des § 45 Reichsversorgungsgesetz zu rechnen 
sei:
1. Einkommen, das weder durch einen 

Rechtsanspruch noch sonst hinlänglich ge­
sichert ist;

2. Einkommen, das zwar hinreichend ge­
sichert, aber gegenüber der Eltern­
rente sekundärer Art ist, wie z. B. Bei­
hilfen, die nur mit Rücksicht auf die Be­
dürftigkeit im Wege der öffentlichen Für­
sorge gewährt werden;
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3. Einkommen, das zwar gesichert und 
regelmäßig ist, aber auf Grund von Fa­
milienbanden gewährt wird, ohne daß es 
auf Grund von Unterhaltsansprüchen er­
zwungen werden könnte, wie z. B. die 
Unterstützung durch den Ehemann der 
Vermögens- und einkommcnslosen 
Tochter.
Der Senat erörterte sodann, ob die 

Elternrente als Unterstützung „öffentlich- 
rechtlicher Art“ aufgefaßt werden könne, 
wie das Versorgungsgericht es getan hätte. 
Er kam zu dem Ergebnis, daß die Bestim­
mungen des § 26 Ties Anleihe-Ablösungs- 
Gesetjce ebenso wie § 84 des Aufwertungs­
gesetzes vom 16. Juli 1925 nur im Hinblick 
auf die Bestimmungen über die Fürsorge­
pflichtverordnung geschaffen worden seien. 
Sie seien als Ausnahmevorschriften nach 
allgemeiner Regel eng auszulegen und 
dürften nicht in weiterem Umfange ange­
wendet werden, als sich dies zwingend aus 
ihnen ergibt. Für die Berechnung des die 
Gewährung einer Elternrente nach § 45 
Abs. 2 des Reichsversorgungsgesetzes aus- 
schließendcn Einkommens seien sie also nicht 
maßgebend.

Deshalb gab der Senat dem Rekurs des 
Beklagten statt und stellte den Bescheid des 
Versorgungsamts wieder her, durch den die 
Elternrente entzogen wurde.

Grundsatz 450, betr. nachträgliche Er­
höhung der Elternrente: ,,Nach rechts­
kräftiger Gewährung der Elternrente kann 
ihre Erhöhung wegen Todes eines wei­
teren Sohnes infolge Dienstbeschädigung 
nicht verlangt werden, wenn der Tod vor 
Gewährung der Rente erfolgt ist.“ (Dritter 
Senat vom 10. Juni 1929.)

Ein Elternpaar bezog erhöhte Eltern­
rente wegen des Todes zweier Söhne. Als 
nach dem Tode des Ehemannes die Rente 
für die Ehefrau auf 30% herabgesetzt wurde, 
wurde von dieser eine weitere Erhöhung 
wegen des Todes des dritten Sohnes an 
Dienstbeschädigung beantragt. Seinerzeit 
hatten die Eltern zwar die ausdrücklich an 
sie gerichtete Frage, oh noch ein weiterer 
Sohn an Dienstbeschädigung gestorben sei, 
verneint; aus den Akten wurde nun aber 
festgestcllt, daß tatsächlich im Jahre 1918 
ein dritter Sohn an Dienstbeschädigung ge­
storben sei. Das Versorgungsamt verzichtete 
vom Antragsmonat an auf die Rechtskraft 
des früheren Bescheides und billigte der 
Witwe die dem Tode des dritten Sohnes 
entsprechend erhöhte Elternrcnte zu. Hier­
mit nicht zufrieden, legte die Witwe Be­
rufung ein und verlangte erhöhte Eltern- 
rente vom Tode des Sohnes an, das Ver­
sorgungsgericht billigte sic ihr vom 1. Januar 
1924 an zu. Gegen dieses Urteil legte das 
Hauptversorgungsamt Rekurs ein. Der er­
kennende Senat stellte fest, daß die Tutsache
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des Todes des dritten Sohnes an Dienstbe­
schädigung an der Rechtskraft des ersten 
Bescheides, der die Elternrente auf Grund 
des Todes zweier Söhne gewährte, nichts 
ändern könne, da der Tod des dritten 
Sohnes vor der Erteilung dieses Bescheides 
lag. Eine erhöhte Rente konnte der Witwe 
deshalb nur dann gewährt werden, wenn 
das Versorgungsamt auf die Rechtskraft des 
ersten Bescheides verzichtete, und zwar von 
dem in diesem Verzicht bezeichneten Termin 
an. Aus diesem Grunde wurde dem Rekurs 
des Hauptversorgungsamtes stattgegeben 
und der Bescheid des Versorgungsamtes 
wiederhergestellt.

Leitsatz, betr. Weitergewährang der 
Waisenrente: „Außerstande, sich selbst zu 
unterhalten im Sinne des § 41 Abs. 3 
Satz 1 des Reichsversorgungsgesetzes ist 
auch derjenige, der zur Zeit der Vollen­
dung des 18. Lebensjahres noch einer ge­
winnbringenden Beschäftigung nachgeht, 
wenn die Ausübung dieser Beschäftigung 
mit der Gefahr einer alsbaldigen wesent­
lichen Verschlimmerung seines Leidens 
verbunden ist.“ (Erster Senat vom 6. August 
1929.)

Eine Kriegerwaise litt bei Vollendung 
des 18. Lebensjahres an einer beginnenden 
Lungentuberkulose, ging aber trotzdem dem 
Beruf als Kontoristin nach und machte gegen 
den Bescheid, welcher ihr bei Vollendung des 
18. Lebensjahres die Waisenrente entzog, 
deshalb keine Einwendungen. Nach einiger 
Zeit wurde die Erkrankung schwerer und 
führte zur Berufsunfähigkeit. Nun bean­
tragte die Waise die Weitergewährung der 
Waisenrente, weil sie oicht imstande sei, sich 
selbst zu unterhalten. Das Versorgungsamt 
entschied den Antrag ablehnend, weil die 
Berufsunfähigkeit erst nach Vollendung des 
18. Lebensjahres eingetreten sei. Die Waise 
legte Berufung ein und verstarb bald darauf 
an Lungentuberkulose. Die Erben nahmen 
das Verfahren auf. Das Versorgungsgeridit 
sprach ihnen die Waisenrente vom Antrags­
monat an zu. In den Entscheidungsgründen 
führte es aus, daß nach der entsprechend 
anzuwendenden Spruchühung des Reidisver- 
sichcrungsamts auf dem Gebiet der Kran­
kenversicherung Arbeitsunfähigkeit schon 
dann unzunchmen sei, wenn durch die Fort­
setzung der Arbeit eine Verschlimmerung des 
Leidens bis zur Grenze der Erwerbsunfähig­
keit zu befürchten sei; diese Voraussetzung 
habe bei der verstorbenen Klägerin bereits 
im Sommer 1925, also zur Zeit der Vollen­
dung des 18. Lebensjahres, Vorgelegen. Diese 
Auffassung des Versorgungsgerichts grün­
dete sich auf das eingehende Gutachten des 
Arztes, der die verstorbene Waise behandelt 
hatte. Gegen das Urteil des Versorgung*- 
gerichtes legte das Hauptverscrgungsamt
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Rekurs ein; der erkennende Senat trat der 
Auffassung des Versorgungsgerichts bei. Vor­
aussetjung für die Weitergewährung der 
Waisenrente sei, daß die Waise bei Vollen­
dung des 18. Lebensjahres außerstande sei, 
sich selbst zu unterhalten. Für den Begriff 
des „Außerstandeseins, sich selbst zu unter­
halten“, kann es nicht darauf ankommen, 
oh die Waise tatsächlich einem Erwerb nach­
gegangen ist oder nicht; entscheidend sei 
vielmehr allein der gesundheitliche Zustand. 
Ist dieser Zustand derartig, daß die Ver­
richtung einer Erwerbstätigkeit mit der Ge­
fahr einer alsbaldigen wesentlichen Ver- 
sdilimmerung des Leidens verbunden ist, so 
ist die Waise vom ärztlichen Standpunkt 
..außerstande, sich selbst zu unterhalten“.

Der Senat schenkte dem Gutachten des 
behandelnden Arztes Glauben und nahm

einen solchen Zustand bei Vollendung des 
18. Lebensjahres im vorliegenden Falle als 
bestehend an. Er trug keine Bedenken, die 
vom Reichsversicherungsamt auf dem Ge­
biet der Krankenversicherung im Anschluß 
an die Rechtsprechung des Oberverwaltungs­
gerichts erfolgte Auslegung des Begriffs der 
„Arbeitsunfähigkeit“ auf den Begriff des 
„Außerstandeseins, sich selbst zu unter­
halten“, zu übertragen. Er stellte weiterhin 
fest, daß das Versorgungsgericht die Beru­
fung der Waise auch dahin hätte auslegen 
können, daß diese die Rente bereits von 
der Vollendung des 18. Lebensjahres an ver­
langte, sie hätte ihr dann bewilligt werden 
müssen; da aber nur seitens des Beklagten 
Rekurs eingelegt wäre, ließ sich das Urteil 
nicht mehr in diesem Sinne ändern, es wurde 
lediglich aufrechterhalten.

Rechtsauskünfte
Anfragen unter dieser Rubrik sind zu richten an Obermag.-Rat Kürske, Berlin-Neukölln, 

Kaiser-Friedrich-Str. 189/190. — Die Auskünfte werden unverbindlich erteilt.

Endgültige Fürsorgepflicht für ein bei der 
Mutter befindliches Kind bei Wechsel des 
Aufenthalts während der Unterstützungs­

zeit.
Anfrage des Städt. Wohlfahrts­

amts W.
Das uneheliche Kind der ledigen B., geb. 

am 24. Juni 1923, muß seit Januar d. J. aus 
öffentlichen Mitteln laufend unterstüßt wer­
den, und zwar mit 32 RM. monatlich. Das 
Kind hält sich bei seiner Mutter auf, welche 
mit ihrer Mutter in einem zirkusartigen 
Unternehmen in der Umgebung H.s herum­
reist. Als die Unterstüßung erstmalig ge­
währt wurde, war die B. mit ihrer Mutter 
in W. wohnhaft. Seit etwa drei Monaten 
hält sich die B. mit ihrem Kinde und mit 
ihrer Mutter im Bezirke des benachbarten 
Bezirksfürsorgeverbandes H. auf. Wir haben 
die Unterstütjung noch bis vor kurzem direkt 
an die Mutter gezahlt. Nach Einstellung der 
Unterstütjung meldet der Bezirksfürsorge­
verband H. seinen Erstattungsanspruch ge­

mäß § 15 FV. bei uns an. Wir wären für 
eine baldgefl. Auskunft darüber sehr dank­
bar, ob wir in diesem Falle zur Tragung der 
Kosten verpflichtet sind. Können wir uns 
nicht auf § 7 Abs. 3 FV. berufen?

Antwort.
Eine Berufung auf § 7 Abs. 3 FV. wäre 

nur angängig, wenn das Kind sich bei Ein­
tritt des Fürsorgefalles noch nicht bei seiner 
Mutter befunden hätte, vielmehr erst in H. 
in Wohnung und Haushalt der Mutter ein­
getreten wäre. Wenn aber, wie hier, das 
unterstüßte Kind bereits bei Eintritt des 
Unterstütjungsfalles Mitglied einer Familie 
im Sinne des § 7 Abs. 3 u. 4 FV. ist und 
mit derselben Familie an einem andern Orte 
den gewöhnlichen Aufenthalt nimmt, so 
tritt ein Wechsel des zur endgültigen Für­
sorge verpflichteten Verbandes nicht ein (vgl. 
Baath, Verordnung über die Fürsorgepflicht, 
6. Aufl., Anm. 6 d zu § 7, leßter Saß, bzw. 
Ent sch. des Bundesamts Bd. 65 S. 121 und 
Bd.66 S.l). K.

Tagungskalender
17. h i s 23. September, Marburg 

a. d. La h n. 16. Generalversammlung und 
Feie»- des dreißigjährigen Bestehens des 
Deutsch - Evangelischen Frauenbundes.
Themen: Im Kampf um sittliche Reinheit. 
— Das evangelische Christentum im 
Wandel der Gegenwart. — Grenz- und 
Auslandsdeutschtum. — Werden und 
Wirken der evangelischen Jugend. (An­
meldungen bis zum 24. August an die Ge­
schäftsstelle des Deutsch - Evangelischen 
Frauenbundes, Hannover.)

18. bis 20. September, Breslau. 
Tagung des Reichszusammenschlusscs für 
Gerichtshilfe, Gefangenen- und Entlasscnen- 
fürsorge der freien Wohlfahrtspflege.

18. bis 19. September, Meißen. 
Sächsische Landcswolilfahrtstagnng. Thema: 
Die fürsorgerische Behandlung gemein­
schädlichen Verhaltens (Näheres durch das 
Sächsische Arbeits- und Wohlfahrtsministe­
rium, Dresden-N., Düppelstraße 1).

18. bis 21. September, Zürich. 
Tagung der Internationalen Vereinigung für
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sozialen Fortschritt. Themen: Frage der 
Schulpflichterweiterung. — Ein- und Aus­
wanderung. — Familienpolitik. (Näheres 
durch Generalsekretär A. Boissard, Avenue 
de Breteuil 60, Paris VII.)

18. b i 8 23. September, Mar­
burg. Generalversammlung des Deutsch- 
Evang. Frauenbundes. (Näheres in der Ge­
schäftsstelle: Berlin NW 23, Claudiusstr. 2.)

19. bis 21. September, Zürich. 
III. Generalversammlung der Internatio­
nalen Vereinigung für Sozialen Fortschritt. 
(Näheres in der Geschäftsstelle; Basel, Reb- 
gasse 1, Klarahof.)

20. bis 21. September, Mann­
heim. XXIV. Hauptversammlung des 
Deutschen Vereins für Schulgesundheits­
pflege. (Näheres in der Geschäftsstelle: 
Herrn Rektor Hertel, Berlin NO 55, 
Pasteurstr. 26.)

21. September, Berlin. Aussprache 
des Deutschen Kindersdiutjverbandes E. V., 
Berlin N 24, Oranienburger Str. 13/14. 
Themen: Was kann nach der jetzigen 
Rechtslage zur Beseitigung von Schädi­
gungen der Kinder in der Landarbeit ge­
schehen. — Zur Frage des gesetzlichen 
Schutzes der Kinder in der Landarbeit. 
(Näheres in der Geschäftsstelle, Berlin N 24, 
Oranienburger Str. 17.)

21. bis 22. September, Berlin. 
Tagung des Berliner Ausschusses zur Be­
kämpfung der Schmutj- und Schundliteratur 
und des Unwesens im Kino. Hauptthema: 
Die Wohnungseinrichtung als Bildungsfrage. 
(Näheres in der Geschäftsstelle, Berlin C 2, 
Poststr. 16.)

23. bis 25. September, Berlin. 
Tagung des Gesamtverbandes der Frauen­
hilfe. (Näheres durch Pastor Hoppe, Pots­
dam, Mirbachstr. 3.)

24. h i s 26. September, Hanno- 
v e r. Mitgliederversammlung des Deutschen 
Natioualvereins der Freundinnen junger 
Mädchen.

27. bis 29. September, Frank­
furt a. M. Tagung des Deutschen Städte­
tages. (Näheres in der Geschäftsstelle: Ber­
lin NW, Alsenstraße 7.)

28. h i s 29. September 1929, Ber­
lin W 35, Stcglitjer Str. 10. Tagung der 
Fachgruppe „Berufs- und Wirtschaftsfürsorge 
des Verbandes der evangelischen Wohl- 
fahrtspflegerinuen Deutschlands. Themen: 
Soziale Fragen aus der Arbeitslosenver­
sicherung und der Arbeitsvermittlung. — 
Thema aus dem Gebiet der Sozialpolitik 
oder der Volkswirtschaft. (Anmeldungen 
bei der Geschäftsstelle, Berlin W 35, 
Steglitjer Str. 10.)

28. bis 30. September, Berlin.
Tagung des Deutschen Rhytlimikbundes 
(Dalcrozebund) mit anschließenden Ein­

führungskursen im Zentralinstitut für Er­
ziehung und Unterricht, Berlin, Potsdamer 
Straße 120.

29. September, Ravensburg. 
Herbstversammlung der Evangelisch-sozialen 
Landesvereinigung Württembergs. Themen:
Der evangelisch-soziale Gedanke im Lichte 
der Geschichte. (Näheres durch Herrn 
Pfarrer D. Herz, Leipzig-N. 22, Ulanen- 
Straße 4.)

29. September bis 3. Oktober. 
Königsberg. Bund Deutscher Frauen­
vereine, Generalversammlung. Thema: u. a. 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung der 
berufstätigen Frau in den freien Berufen. 
(Näheres beim Bund Deutscher Frauenver­
eine, Berlin W 30, Mo^str. 22.)

Oktober, Rom. Frauen- und Jugend­
tagung des Internationalen Verbandes 
katholischer Frauenligen. Thema: Die 
sittliche Erneuerung der Familie.

2. bis 4. Oktober, Berlin-Schö­
ne b e r g , Rudolf-Wilde-Platj, Bürgersaal 
des Neuen Rathauses, öffentlicher Kongreß 
des Bundes entschiedener Schulreformer. 
Themen: Sexualnot und Sexualethik. — 
Erziehung zur Liebe. — Willensbildung und 
Sexualaskese. — Entartung, Aufartung und 
Erziehung. — Eheberatung und Geburten­
regelung. — Der Wille zum Kind. — 
Lebenshilfe zur Erziehung als Mitmensch­
lichkeit. — Jenseitsreligion als Lebenshilfe. 
— Erziehung als Lebenshilfe. (Näheres in 
der Geschäftsstelle: Herbert Langner, Berlin 
Friedenau, Wilhelm-Hauff-Str. 19.)

4. bis 6. Oktober, Halle a. d. 
Saale. Jahrestagung des Deutschen Ver­
eins für Berufsschulwesen. Themen: Die 
Bildungsarbeit an der Jugend vor, neben 
und nach dem Berufsschulbesuch. — Die 
Vorarbeit für die Berufsschule in Familie 
und allgemeinbildenden Schulen, insbeson­
dere der Volksschule. — Die Ergänzung 
der Berufsschulerziehung an der Arbeits­
stätte und durch freie Einrichtungen für 
die Jugend. — Die berufliche und allge­
meine Weiterbildung nach dem Berufs­
schulbesuch.

6. Oktober, Senftenbcrg. Krci-
Wohlfahrtstagung des Kreiswohlfahrtsaint- 
und Kreisjugendaints Calau. Näheres in der 
Geschäftsstelle.)

10. bis 13. Oktober 1929, Bad 
Saarow, Mark, Hospiz „Zur Furche". 
Tagung der Fachgruppe „Ländliche Fürsorge- 
des Verbandes der evangelischen Wohl­
fahrtspflegerinnen Deutschlands. Themen: 
Das Kreiswohlfahrtsamt als Mittelpunkt 
privater und kommunaler Wohlfahrts­
arbeit (Dr. Kracht). — Gefährdetenfürsorge 
und Betreuung Gefährdeter auf dem 
Lande. — Die Fürsorge für Psychopathen 
und schwachsinnige Kinder in ländlichen 
Bezirken (Dr. Sorge). — Landarbeiter
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fragen (Frl. Dr. v. Schwerin). (Anmeldun­
gen bei der Geschäftsstelle, Berlin W 35, 
Steglißer Str. 10.)

11. Oktober, Berlin. Laudesbaus 
der Provinz Brandenburg, W 10, Matthäi- 
kirchstr. 20/21. Zweite Hauptversammlung 
der Reichsarbeitsgemeinschaft für alko­
holfreie Jugenderziehung. Themen: Die 
Mitarbeit der verschiedenen Verbände an 
der alkoholfreien Jugenderziehung. (An­
meldungen und Anfragen sind zu richten an 
die Reichsarbeitsgemeinschaft für alko­
holfreie Jugenderziehung, Berlin W 9, König- 
größer Str. 20, III.)

11. bis 12. Oktober, Bad Kosen, 
27. Jahresversammlung der Deutschen Ge­
sellschaft zur Bekämpfung der Geschlechts­
krankheiten. Themen: Prostitution und 
Rechtsprechung — Prostitution und Polizei. 
(Näheres in der Geschäftsstelle, Berlin W 62, 
ßayreuther Straße 36.)

11. bis 13. Oktober, Berlin (Brü­
dervereinshaus, Kurfürstenstr. 115/116). 
Jubiläumstagung des Zentralverbandes Deut­
scher Enthaltsamkeitsvereinigungen. (Nähe­
res durch die Deutsche Reichshauptstelle 
gegen den Alkoholismus, Berlin W 9, König- 
größer Str. 20.)

15. und 16. Oktober, Heidel­
berg. Hauptausschußtagung des Deutschen 
Vereins für öffentliche und private Fürsorge. 
Themen: Vorläufige Ergebnisse der Er­
hebung über die Lage der unterstützten 
und nichtunterstützten Sozialrentner. — 
Stellungnahme zur geplanten Änderung der 
RFV. und der RGr. hinsichtlich der Klein­
rentnerfürsorge. — Aufbauende Fürsorge 
nach individualisierender Methode an aus­
gewählten Gruppen von fürsorgebedürfti­
gen Familien. (Nähere Auskunft durch den 
Deutschen Verein für öffentliche und private 
Fürsorge, Frankfurt a. M., Stiftstr. 30.)

17. bis 18. Oktober, Wiesbaden. 
Hauptausschußtagung des Allgemeinen Für­
sorgeerziehungstages. Themen: Die Ueber- 
nahme der Erziehung Minderjähriger durch 
eine Jugendwohlfahrtsbehörde oder Für­
sorgeerziehungsbehörde auf Antrag des 
Erziehungsberechtigten. — Pädagogische 
Probleme in der Behandlung schwererzieh­
barer Schulentlassener (unter Berück­
sichtigung der in Erziehungsheimen vor­
gekommenen Revolten.) (Näheres in der 
Geschäftsstelle des Allgemeinen Fürsorge- 
erzichungstages, Hannover-Kiefeld, Stephan­
stift.)

19. bis 21. Oktober, Dresden. 
Tagung der Sächsischen Oberinnenkonferenz. 
Themen: lieber die neueren Methoden der 
Allgemeinnarkose. — Das Dampf-Wasch­
verfahren „Thor“. — Die heutigen Systeme 
der Psychologie mit besonderer Berück­
sichtigung der Jugendpsychologie. — Die

Psychologie der weiblichen Jugend im 
Hinblick auf die Erziehungsarbeit an den 
jungen Schwestern. — Welche Probleme 
und Fragen beschäftigen heute die 
Schwestern an führenden Stellen, und wie 
können wir an einer Lösung mitarbeiten? 
(Anmeldungen bis zum 6. Oktober an Oberin 
v. Abendroth, Dresden-A., Stadtkrankenbaus 
Johannstadt.)

24. bis 26. Oktober, Mannheim. 
XI. Hauptversammlung der Gesellschaft für 
Soziale Reform. Themen: Die Reform des 
Schlichtungswesens. — Der wirtschaftliche 
Wert der Sozialpolitik. (Näheres beim 
Generalsekretariat der Gesellschaft für 
Soziale Reform, Berlin W 30, Nollendorf- 
straße 29/30.)

27'. Oktober, Greifswald. 26. 
Kirchlich-sozialer Kongreß. (Näheres durch 
Sup. von Scheven, Greifswald, Domstr. 13.)

29. Oktober, Greifswald. Sechs­
undzwanzigste Reichstagung des Kirchlich- 
sozialen Bundes.

Ende Oktober. Kirchlich-sozialer 
Kongreß.

8. bis 10. November, Leipzig.
der sächsischen Evangclisch- 

Vereinigung. (Näheres in der Ge­
schäftsstelle, Dresden-A. 27, Krausestr. 3.)

13. bis 14. November, Berlin.
Gesundheitsfürsorge-Tagung der Inneren 
Mission. (Näheres in der Geschäftsstelle, 
Berlin-Dahlem, Zietenstr. 24.)

17. bis 20. November, Münster 
i. W. Erster internationaler und zweiter 
nationaler Kongreß für alkoholfreie Jugend­
erziehung. Themen: Kinder- und Jugend­
fürsorge und Alkoholfrage. — Schuljugend 
und Alkoholfrage. — Heranwachsende 
Jugend und Alkoholfrage. (Näheres durch 
den Deutschen Caritasverband, Freiburg i. 
Br.)

Frühjahr 1930, Washington. 
1. Internationaler Kongreß für geistige 
Hygiene. (Näheres wird noch bekannt- 
gegeben.)

Pfingsten 1930, Frankfurt a. M. 
Deutscher Wohnungsbaukongreß.

23. bis 25. Juni 1930, Dresden. 
3. Deutscher Alkoholgegnertag. (Näheres 
durch die Deutsche Reichshauptstelle gegen 
den Alkoholismus, Berlin W 9, Königgräßer 
Straße 20.)

13. bis 15. August 1930, Oslo. 
Internationale Tuberkulose - Konferenz. 
Themen u. a.: Die BCG. Schutzimpfung. — 
Die Ausbildung der Medizinstudierenden 
und Ärzte auf dem Gebiet der Tuber­
kulose. (Näheres in der Geschäftsstelle des 
Deutschen Zentral-Komitees zur Bekämpfung 
der Tuberkulose, Berlin W 9, Königin- 
Augusta-Str. 7.)

Tagung
sozialen

407



Lehrgänge und Kurse
16. bis 21. September, Berlin. 

Heilpädagogischer Fortbildungslehrgang für 
Sonderschullehrer im heilpädagogischen Se­
minar Berlin-Brandenburg bei Rektor Koch, 
Berlin-Friedenau, Rubenstr. 17.

Geschlossene Arbeitsgemeinschaft zur An­
regung zu wissenschaftlicher Vertiefung der 
heilpädagogischen Praxis und Wissenschaft.

16. b i 8 28. September, Frank­
furt a. M. XIV. FortKldungsIehrgang für 
Leiter und Mitarbeiter von Einrichtungen ge* 
meinnütjiger Rechtsberatung, veranstaltet 
dem Sozialen Museum. Thema: Recht, 
vom Verband der Rechtsauskunftsstellen und 
Rechtskenntnisse und juristisches Denken.
(Näheres im Sozialen Museum, Frankfurt 
a. Main, 1, Universität, Mertonstr. 17—21.)

23. bis 25. September, Mann­
heim. Fortbildungslehrgang für Jugend­
richter, Jugend- und Fürsorgeärzte, Jugend­
pfleger, Beamte der Jugendämter und Mer 
Jugendstrafanstalten, Beamte der freiwilligen 
Jugendberatung, Leiter und Lehrer an An­
stalten für jugendliche Psychopathen und 
Schwachsinnige, Lehrer(innen), Wohlfahrts- 
heamte (innen) und Angehörige der freien 
Wohlfahrtspflege über „Probleme der Ver­
wahrlosung und Jugend-Kriminalität“, ver­
anstaltet von der Hygiene-Akademie, Dres­
den. (Anmeldungen an das Sekretariat der 
Hygiene-Akademie, Dresden - A., Zirkus­
straße 38.)

27. bis 30. September, Jugend­
hof, Hassitz b. Glatz. Arbeitswoche 
für alkoholfreie Jugenderziehung, veranstal­
tet vom Landeswohlfahrtsamt, Breslau. 
(Meldungen bis zum 10. September beim Lan­
deswohlfahrtsamt Breslau.)

29. September bis 6. Oktober, 
Elgersburg in Thüringen. Sozial­
pädagogischer Kurs für Jugendamtsleiter, 
veranstaltet von der freien Vereinigung 
großstädtischer Jugendämter. Themen: Das 
Jugendamt als pädagogische Idee und als 
Gemeinschaftsaufgabe. — Die Psychologie 
des Jugendalters. — Die sozialpädago­
gische Diagnose. — Erzieherische Fürsorge 
in eigener und fremder Familie. — Die 
Lebensform der Großstadt. — Der Neuauf­
bau des Volkes. (Näheres durch das 
Jugendamt Hamburg, Gr. Burstah 31.)

29. September bis 13. Oktober, 
Wyk auf Föhr. Spu..ärztlicher Lehrgang, 
veranstaltet vom Nordwestdeutschen Landes­
verband des Deutschen Ärztebundes zur 
Förderung der Leibesübungen. (Näheres 
durch Dr. Hering, Sportarzt an der Ham­
burger Universität, Hamburg, Dammtor­
wall 10.)

30. September bis 5. Oktob'er, 
Berlin-CJiarlotten bürg. IV. Psy-r 
Biotechnischer Lehrgang der Diwiv in der 
Technischen Hochschule. (Näheres in der

Geschäftsstelle: Berlin W 8, Charlotten­
straße 50/51.)

Herbst 1929, Rotenburg i. Hann. 
Verkürzter Lehrgang .ui Kindergärtncrinnen- 
und Hortnerinnenseminar. (Näheres in der 
Geschäftsstelle: Berlin-Wilmersdorf, Land­
hausstraße 10.)

Herbst, Münster i. W. Lehrgang 
über soziale Fürsorgearbeit, veranstaltet vom 
Seminar für Fürsorgewesen beim Institut 
für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 
der Universität Münster. (Näheres in der 
Geschäftsstelle: Münster i. W., Johannis­
straße 9.)

1. Oktober ab Berlin. 2. Lehr­
gang 1929/1930 des Seminars für Psycho­
pathenfürsorge und -Erziehung, veranstal­
tet vom Deutschen Verein für jugendliche 
Psychopathen e. V. (Näheres in der Ge­
schäftsstelle, Berlin W 35, Potsdamer 
Straße 118 c.)

1. bis 5. Oktober, Kolberg. 
4. Lehrgang über Wohlfahrtspflege. (Nähe­
res durch den Aerzteverein, Kolberg.)

3. bis 6. Oktober 1929, Boppard 
am Rhein „M ü h 1 b a d“. Freizeit der 
Fachgruppe „Kirchlicher Wohlfahrts- und 
Jugenddienst“ des Verbandes der evange­
lischen Wohlfahrtspflegerinnen Deutschlands. 
Themen: Die Fürsorgerin im kirchlichen 
Jugend- und Wohlfahrtsamt (Hermine 
Bäcker). — Kirchliche Wohlfahrtspflege als 
Innere Mission, ihr Wesen, ihr Auftrag, 
ihre Stellung innerhalb der öffentlichen 
und freien Wohlfahrtspflege (Lic. Ohl). — 
Der Weg zum Hilfsbedürftigen: 1. Das 
geistige Gesicht des heutigen Menschen 
(Dr. Annerose Fröhlich); 2. Die persönliche 
seelische Verbindung zwischen Fürsorger 
und Hilfsbedürftigen (Frau Nitzsche). (An­
meldungen bei der Geschäftsstelle, Berlin 
W 35, Stegliger Str. 10.)

4. Oktober bis 12. Februar, 
Düsseldorf. Nachschulungslehrgang zur 
Vorbereitung von Wohlfahrtspflegcrn auf 
die staatliche Prüfung, veranstaltet von dem 
Verein für Säuglingsfürsorge und Wohl­
fahrtspflege im Verwaltungsbezirk Düssel­
dorf in Gemeinschaft mit der Niederrheini­
schen Verwaltungsakademie. (Näheres .in der 
Geschäftsstelle: Düsseldorf, Cäcilienallec 2.)

7. bis 12. Oktober, Berlin. Tech­
nischer Lehrgang des Instituts für In­
dustrielle Psychotechnik und Arbeitstechnik 
über Bestgestaltung der Arbeitsbedingungen. 
(Anmeldungen durch das Institut für In­
dustrielle Psychotechnik der Technischen 
Hochschule, Charlottenbg., Berliner Str. 171.)

Mitte Oktober, Berlin. 2. Lehr­
gang der Wohlfahrtsschule des Hauptaus­
schusses für Arbeiterwohlfahrt. (Näheres in 
der Geschäftsstelle: Berlin SW 68, Linden­
straße 3.)
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17. O k t o b e r 1929 b i s 29. M ä r z 1930, 
Berlin. Zweiter heilpädagogischer Lehr­
gang, veranstaltet von der Deputation für 
Schulwesen, dem Landesjugendamt, dem 
Pestalozzi-Fröbel-Haus und dem Zentral­
institut für Erziehung und Unterricht. 
(Näheres in der Geschäftsstelle des Zentral­
instituts: Berlin W 35, Potsdamer Str. 120.)

21. bis 25. Oktober, Berlin. 
Fortbildungstagung für Säuglings- und Klein­
kinderpflegerinnen. (Anmeldungen an die 
Gesundheitsfürsorgeschule im Kaiserin- 
Auguste-Viktoria-Haus zur Bekämpfung der 
Säuglingssterblichkeit, Charlottenburg, Frank­
straße 3.)

23. Oktober bis 13. November, 
Berlin. Vortragsreihe der Deutschen 
Akademie für soziale und pädagogische 
Frauenarbeit, Berlin W 30, Barbarossa­
straße 65, über: „Zwang und Freiheit im 
sozialen Leben“. Themen: Zur Philosophie 
der Macht. — Zwang und Freiheit als 
schulpolitisches Problem. — Gesetz und 
Freiheit in der Sozialpolitik. — Zwang und 
Freiheit als staatlich - gesellschaftliches 
Problem und seine historische Verwurze­
lung. Die Vorträge finden statt im Pesta- 
lozzi-Fröbelhaus, Berlin W 30, Karl-Schra- 
der-Straße 7/8. (Näheres durch die Deutsche 
Akademie für soziale und pädagogische 
Frauenarbeit, Berlin W 30, Barbarossa­
straße 65.)

1. November bis 28. Februar, 
Freiburg i. Br. Nachschulungslelirgang 
für Wohlfahrtspfleger in der Berufsschule 
für Wohlfahrtspfleger. (Näheres in der Ge­
schäftsstelle: Freiburg i. Br., Werthmanns­
haus.)

Ab 1. November, Berlin. Nach- 
schulungslelirgang für Sozialbeamte, ver­
anstaltet vom Sozialpolitischen Seminar der 
Deutschen Hochschule für Politik. (Näheres 
in der Geschäftsstelle, Berlin W 56, Schinkel- 
Plafc 6.)

Die Anträge auf Zulassung sind durch 
die zuständige Dienststelle an den zustän­
digen Regierungspräsidenten bzw. an den 
Polizeipräsidenten von Berlin einzureichen. 
Es ist erwünscht, daß jedesmal bei Absen­
dung eines Gesuches an die Leitung des Se­
minars eine Mitteilung gegeben wird.

Ab 2. November 1929, Münster 
i. W. Lehrgang über soziale Fürsorge­

arbeit, veranstaltet vom Seminar für Für­
sorgewesen beim Institut für Wirtschafts­
und Sozialwissenschaften der Universität 
Münster. (Anfragen sind zu richten an das 
Seminar für Fürsorgewesen beim Institut für 
Wirtschafts- und Sozialwissfenschaften, Mün­
ster i. W., Johannisstr. 9.)

20. bis 23. November, Berlin. 
Fortbildungskurs für Krankenhaus fürsorge- 
rinnen, veranstaltet von der Deutschen Ver­
einigung für den Fürsorgedienst im Kran­
kenhaus. Themen: Zusammenarbeit mit 
Aerzten und Verwaltung. — Mittel­
beschaffung. — Neues aus der sozial­
hygienischen Gesetzgebung. — Neues aus 
der Sozialversicherung. — Zusammen­
arbeit mit der Trinkerfürsorge. — Durch­
führung der praktischen Arbeit in der 
Krebs- und Geschlechtskrankenfürsorge. 
(Anmeldungen an die Geschäftsstelle, Char­
lottenburg, Reichsstr. 12, erbeten, bis
1. November. Teilnehmergebühr 3.— RM.)

November, Berlin. Ausstellung
„Dienst an der Jugend“ im Zentral-Institut 
für Erziehung und Unterricht, Berlin W, 
Potsdamer Straße 120. Veranstaltet von der 
Deutschen Liga der freien Wohlfahrtspflege.

Winter 1929/1930, Berlin. Aus- 
und Fortbildungslehrgänge, veranstaltet von 
der Deutschen Gesundheitsfürsorgesr-ule. 
Themen u. a.: Gegenwartsprobleme aus ver­
schiedenen Gebieten der Gesundheitsfür­
sorge. — Aufgaben der Krankenkassen in 
der Gesundheitsfürsorge. — Die Be­
kämpfung des Alkoholismus. — Das Ge­
setz zur Bekämpfung der Geschlechts­
krankheiten. — Einführung in den Für­
sorgedienst im Krankenhaus (Soziale 
Krankenhausfürsorge). — Studienfahrt 
durch die gesundheitsfürsorgerischen Ein­
richtungen von Berlin und Umgebung. 
(Näheres in der Geschäftsstelle, Berlin- 
Charlottenburg, Frankstr. 3.)

1930, Dresden. Internationale Hygiene- 
Ausstellung. (Näheres durch den Deutschen 
Verband* für psychische Hygiene: Herrn Geh. 
Med.-Rat Dr. Sommer, Gießen.)

3. Januar bis 31. März 1930, Kiel.
2. Nachschulungslehrgang für männliche 
Wohlfahrtspfleger zur Erlangung der staat­
lichen Anerkennung, veranstaltet von der 
Wohlfahrtsschule für Schleswig - Holstein, 
Kiel, Fleethörn 25.

Zeitscbriftenbibliograpbie
Übersicht v. 20. 7. bis einschl 31. 8.1929; bearbeitet v. Sofie Götze, Archiv für Wohlfahrtspflege.

Fürsorge wesen
Allgemeines
Bekämpfung d. Arbeitslosigkeit und Woh­

nungsnot innerhalb d. öffentl. Fürs., 
Bürgermeister Pick, Arbeit und Beruf, 14. 
1929.

Bettlcrschccks, Monatsbl. d. Städt. Wohlf. u. 
Gesundheitsamtes Düsseldorf, 8. 1929.

D. 70. Band d. Entscheidungen d. Bundes­
amtes f. d. Heimatweseu, Justizrat Diefen­
bach, Zeitsdir. f. d. Heimatwesen, 22. 1929.

D. Streit über die Auslegung des § 7 Abs. 3 
und 4 d. Reichsfürsorgepflichtverordnung,
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Dr. Rothgangcl, Nürnberg, Zeitschr. f. d. 
Heimatwes., 21. 1929.

D. Ausstellung im Reichsarbeitsministerium, 
Sofie Götje, Berl. Wohlfahrtsbl., 16. 1929. 

D. endgültige Fürsorgepflicht beim Eintritt 
d. Hilfsbedürftigen in eine Anstalt, 
Badische Wohlfahrtsbl., 4. 1929.

D. Rechtsprechung d. Bayer. Verwaltungs­
gerichtshofes über d. Fürsorgepfl., Fr. 
Brigcl, Bayer. Fürsorgebl., 8. 1929. 

Fürsorgearbeit u. Fürsorgelasten in kreis­
angehörigen Städten, Dr. Mittelstaedt, 
Zeitschr. f. Kommunalwirtsch., 16. 1929.

Grundsätze f. d. gesell, wirtschaftliche Für­
sorge d. Wohlfahrtsamtes Hannover. Vom 
31. Dez. 1925, Wohlfahrtswoche Hannover, 
34. 1929.

Inwieweit dürfen Zuwendungen d. fr. Wohl- 
fahrtspfl. auf d. öffentl. Unterstützung an­
gerechnet werden? Dir. Dr. Bolzau, Fr. 
Wohl fahrt s p fl., 4. 1929.

Nichtbeteiligung d. kreisangehörigen Ge­
meinden an d. Kosten d. Anstaltsfürs. f. 
Nichtvollsinnige u. Krüppel in Preußen, 
Nachrichtendienst d. Dt. Vereins für öffentl. 
n. priv. Fürs., 7. 1929.

Personenkreis d. öffentl. Fürs, und Fürs.- 
Kosten im 3. Vierteljahr 1928, Dr. Helb- 
ling, Stat. Vierteljahresberichte d. Dt. 
Städtetages, 3. 1929.

Richtlinien d. Stadt Berlin f. d. Anwendung 
d. Unterstützungsrichtsätze, Nachrichten­
dienst d. Dt. Vereins f. öffentl. u. priv. 
Fürs., 7. 1929.

Richtlinien d. Stadt Berlin über Erstattung 
d. Wohlfahrtsunterst., Nachrichtendienst d. 
Dt. Vereins f. öffentl. u. priv. Fürs., 7. 
1929.

Unterbringung hilfsbedürftiger Minderjähri­
ger durch d. Fürsorgeverbände, Erich 
Müller, Berl. Wohlfahrtsbl., 16. 1929. 

Verschoben ist nicht behoben! Wohlfahrts­
woche Hannover, 34. 1929. 

Verwaltungszwang zur Erlangung von Aus­
künften nach § 27 RFV., Dr. Totzeck, D. 
Wohlfahrtspfl. in d. Rheinprov., 13. 1929. 

Vom Arbeitshaus zur Arbeitsstätte, Wohl- 
fahrtsld. d. freien Hansestadt Bremen, 3. 
1929.

Wozu das? Wohlfahrts-Woche, 35. 1929. 
Zehn Jahre Barmer Wohlfahrtspfl., D.

Wohlfahrtspfl. i. d. Rheinprov., 16. 1929.
Zur Abgrenzung von Fürsorgeerziehung und 

Fürsorgepflicht, Landesrat Dr. Vossen, D. 
Wohlfahrtspfl. in d. Rheinprov., 15. 1929.

Rentnerfürsorge
Erhebung über d. Wirtschaft). Lage d. 

Sozialrentner, Nachrichtendienst d. Dt. 
Vereins f. öffentl. u. priv. Fürs., 7. 1929. 

Verteilung v. Reichsmitteln zur Verbesserung 
d. Kleinrentnerfürs., Nachrichtendienst, d. 
Dt. Vereins f. öffentl. u. priv. Fürs.. 7. 
1929.

Studentenfürsorge
D. Darlehenskasse d. Dt. Studentenschaft in 

Zahlen, Heinr. Merkel, Studentenwerk, 5. 
1929.

Ländliche Wohlfahrtspflege
Allgemeinfürs. od. Spezialfürs. f. d. ländl. 

Fürsorge? Dr. Neuhaus, Beckum, Tuber- 
kulosc-Fürs.-Blatt, 8. 1929.

D. Berufseignung in d. Landwirtschaft, Prof.
Erismann, Arbeit und Beruf, 15. 1929.

3 Jahre Mädchen-Pflichtfortbildungssclmle im 
Kreise Lauban, Elisabeth Willig, Zeitschrift 
für Selbstverwaltung, 16. 1929.

Erste Hilfeleistung auf d. Lande, Dr. Kracht, 
Schlesw.-Holst. Wohlfahrtsbl. 8/9. 1929.

Ländl. Fürsorgestelle im Nebenamte, Dr. 
Leichtweiß, Tuberkulose-Fürs.-Blatt, 8. 
1929.

Ländl. Tuherkulosefürs. auf weite Sicht, Dr. 
Wilbrand u. K. F. Hahn, Schlesw.-Host. 
Wohlfahrtsbl., 8/9. 1929.

Ländl. Tuberkulose - Fürsorgestellen in 
Baden, Dr. Schnorrenberg, Konstanz. 
Tuberkulose-Fürs.-Blatt, 8. 1929.

Landmädchen u. Berufsausbildung, Johanna 
Bopp, Nassauische Bl., 9. 1929.

Schutz d. Pflegekinder auf d. Lande, Loof, 
Nachrichtenbl. d. Dt. Roten Kreuzes, 17. 
1929.

Heinrich Sohnrey zum 70. Geburtstag, 
Friedr. Lembke, Rhein. Land, 3/4. 1929.

Ausland
Deutsch-östcrr. Rechtsangleichung auf dem 

Gebiete d. Fürsorgerechts, Zeitschr. f. d. 
Heimatwesen, 23. 1929.

D. Entwicklung d. Fürsorge in d. Schweiz im 
Jahre 1928, A. Wild, Schweizer. Zeitschr. 
f. Gemeinnützigkeit, 7. 1929.

Entwurf eines neuen Armenfürsorgegrund- 
satzgesetzes in Österreich, Blätter f. d. 
Wohlfahrtsw., Wien, 274. 1929. 

öffentl. Armenpflege u. Gesundheitsfürs. i- 
England, Dr. Zollikofer, Bin., Fortschritte 
d. Gesundheitsfürs., 6. 1929.

Wiener Eindrücke, Dr. Marcuse, Arbeiter­
wohlfahrt, 16. 1929.

Fürsorge (Allgemeine). Grundsätz­
liches

Die soziologische Bedeutung d. öffentl. u- 
dfr. Wohlfahrtspflg., Hermberg, Arbeiter­
wohlfahrt, 16. 1929.

Fürsorge u. Seelsorge, Rundsdir. d. Verb, d 
evang. Wohlfahrtspflegerinnen Deutschi., 4. 
1929.

Herz und Verstand in d. öffentl. Fürs., Oskar 
Martini, Wohlfahrtsbl. d. freien Hanse­
stadt Bremen, 3. 1929.

Intelligenz und soz. Milieu, Dr. Walt.
Simon, Lehrlingsschug, 7/8. 1929.

Soziale Fürs. Ein Beitrag z. Begriffsbe­
stimmung, Dr; Horn. Weimar, Thür. Kom­
munale Rundschau, 5. 1929.
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Sozialfaschismus, Sauerland, Mahnruf, 8. 
1929.

Über Wohlfahrtstagungen, Schlesw.-Holst.
Wohlfahrtsbl., 8/9. 1929.

Vom Wesen d. Fürsorge, Dr. Achinger, 
Zentralbl. f. Jugendrecht „u. Jugendwohlf., 
5. 1929.

Wohlfahrtspfl. u. Presse, Dr. Wingerath, Soz. 
Berufsarbeit, 7/8. 1929.

Organisat» Fragen
D. Arbciterwohlf. i. d. Jugendämtern i. 

Preußen, Niemeyer, Frkf. a. M., Arbeiter­
wohlfahrt, 16. 1929.

D. Aufgaben d. Erziehungsvercine i. ihrer 
Zusammenarbeit mit d. Wohlfahrts- u. 
Jugenddiensten, Ruhnke, Mühlenbeck b. 
Bin. Ev. Jugendhilfe 8, 1929. 

Wohlfahrtsamt — Arbeitsamt, Dr. Volmer, 
Zeitschr. f. d. Heimatwesen, 22. 1929. 

Wohlfahrtspfl. u. Umgemeindung, Dr. 
Bremme, Nachrichtenbl. d. Wohlf.- u. 
Jugendamtes Barmen, 8. 1929. 

Zusammenarbeit v. öffentl. Wohlfahrtspfl. u. 
Versicherungsträgern, Dr. Plank, Nürnberg, 
Dt. Krankenkasse, 33. 1929.

Finanzfragen
Finanzielle Förderung d. Wohlfahrtspfl. 

durch d. LVA. Rheinprov., Amtl. Mitteil, 
d. LVA. Rheinprov., 7. 1929.

Kommunale Finanzwirtschaft i. d. Rech­
nungsjahren 1925/26, 1926/27 und 1927/28, 
Dr. Saake, D. Reichsstädtehund, 16. 1929. 

Neuerungen beim Vertrieb d. dt. Wohlfahrts­
briefmarken, Dr. Gumpert, D. Innere 
Mission, 8. 1929.

Freie Wohlfahrtspflege
Allgemeines
D. Beschränkung d. freien Wohlfahrtspfl., 

Waisenhilfe, 9. 1929.
D. freie Wohlfahrtspfl. in d. Rechtsprechung 

d. Bundesamts f. d. Heimatwesen u. ande­
rer Gerichte, Diefenbach, Freie Wohl- 
fahrtspfl., 5. 1929.

Ein Welthilfsverband f. Katastrophenhilfe, 
Nachrichtendienst d. Dt. Vereins f. öffentl. 
u. priv. Fürs., 7. 1929. 

öffentl. Unterstütjung u. Zuwendungen d. 
freien Wohlfahrtspfl., Nuchrichtenbl. d. 
Wohlf.- u. Jugendamtes Barmen, 8. 1929.

Evangelische
Die Rettung d. christl. Familie, Klara 

Philipp, D. christl. Frau, 8. 1929.

Katholische
D. Pflicht werktätiger Liehe, Vinzenzbl., 9. 

1929.

Jüdische
D. Tätigkeit d. Berl. Arbeitsgem. d. Jüd. 

Arbeitsnachweise im Jahre 1928, Gertrud 
Prochownik, Jüd. Arheits- und Wanderfürs., 
11. 1929.

Judcnsiedlung in Palästina, Heinr. Loewe, 
Gcmeindebl. d. Jüd. Gern, zu Bin., 8. 
1929.

Beruf u. Ehrenamt in d. Rotkreuzarbeit, 
Frau Glaue, Nachrichtenbl. d. Dt. Roten 
Kreuzes, 16. 1929.

Interkonfessionell
Rabbiner und Soz. Arbeit, Jüd. Arbeits- und 

Wanderfürs., 1/2. 1929.

Methoden der Wohlfahrtspflege
Berl. Richtlinien f. d. Familienfürs. v. 

29. Mai 1929; Zeitschr. f. d. Heimatwesen, 
22. 1929.

Methoden d. Fürs., S. Wronsky, Bin., Dt. 
Zeitschr. f. Wohlfahrtspflg., 5. 1929.

Ffirsorgestatistik
D. nordwestdt. Wohlfahrtsstatistik für Juni 

1929, Wohlfahrts-Woche, Hannover, 30. 
1929.

Methoden d. Erfolgs-Statistik, Dr. Coerper, 
Köln, Soziale Medizin, 8. 1929.

Reichsfürsorgestatistik, Dr. Schott, Reichs- 
arhcitsbl., 24. 1929.

Vorläufige Ergehn, d. Reichsfürsorgestat. f. 
d. Rechnungsjahr 1927/28, Soz. Praxis, 32. 
1929.

Vorl. Ergehn, d. Reichsfürsorgestatistik f. d. 
Rechnungsjahr 1927/28, Zeitschr. f. d. 
Heimatwesen, 25. 1929.

Bevßlkerungspolitik
Bäumcr — Burgdörfer — Engelsmann, Bun- 

deshl. f. d. Reichsbund d. Kinderreichen 
Deutschi., 9. 1929.

D. Ausfall d. Kriegsgehurten und seine Be­
deutung für d. Essener Wirtschaftsleben, 
Jos. Hone, Ruhr und Rhein, 4. 1929.

D. Einwirkungen d. Strukturfragen d. dt. 
Volkes und d. sozialvers. Bevölkerung auf 
Krankenstand, Invaliditätsziffer und Sterb­
lichkeit, Dr. W. Dohbcrnack, D. Reichs* 
vers., 7. 1929.

D. Mutter und d. Volk d. Zukunft, Bundcsbl. 
d. Kinderreichen. 8. 1929.

Grundlagen d. Sexualethik, Prof. Müller, 
ßuinherg, D. christl. Frau, 8. 1929.

Kriegsschäden d. Frauen — ein Rasscpro- 
hlcm, Dr. Blume, Bl. f. Volksgesund- 
heitspfl., 8. 1929.

Zur Problematik d. jüd. Mindersterhlichkeit, 
I. Koralnik, Archiv f. soz. Hygiene und 
Demographie, 3. 1929.



Eheberatung, Geburtenregelung
Eheberatung als Eugenische Fürs., Dr. 

Scheumann, Archiv für soz. Hygiene und 
Demographie, 3. 1929.

D. Technik d. Schwangerschaftsunterbrechung 
(auf Grund einer Sachverständigen- 
Enqucte) u. ihre geseßl. Behandlg., Geh. 
Reg.-Kat Prof. Dr. Wolf, Bin., D. neue 
Generation, 6/7. 1929.

D. Sterilisierung Minderwertiger u. Ver- 
brechcr, Dr. Schütt, Zeitschr. f. Mcdizinal- 
bcamte, 16. 1929.

Scxualberatung, Eheberatung, Geburten* 
regelung. Sollen die Krankenkassen sich 
daran tätig beteiligen? Soziale Medizin, 8. 
1929.

Weg mit d. Abtreibungsparagraphen, D. 
Kassenarzt, 34. 1929.

Hebammen
Neuerung d. Hebammenwesens, Prof. Dr. 

Rott, Bl. d. Dt. Roten Kreuzes, 7. 1929.

Kinderreiche
Ausgleich d. Familienlasten, Hans Konrad, 

Bundes!)!, f. d. Reichsbund d. Kinderr. 
Deutschi., 9. 1929.

D. dt. Geseßgehung und d. Förderung d. 
kinderr. Familien, Hel. Wessel, Mitt. d. 
Reichsfrauenbeirats d. Dt. Zentrumspartei, 
5/6. 1929.

D. Wohnverhältnisse d. kinderr. Familien in 
d. deutschen Großstädten, Fortschr. d. Ge- 
sundheitsfürs., 8. 1929.

Hilfsmaßnahmen f. kinderr. Familien, Hop­
mann, D. Wohlfahrtspfl. i. d. Rheinprov., 
13. 1929.

Mittel f. Berufsausbildung u. Müttererho­
lungszeiten an Kinderreiche, Nachrichten­
dienst d. Dt. Vereins f. üffentl. u. priv. 
Fürs., 7. 1929.

Wie kann man in einer mittelgroßen Ge­
meinde f. d. Kinderr. wirken? Temme, 
ßundeshl. f. d. Reichsbund d. Kinderr. 
Deutschi., 9 . 1929.

Wohlfahrtspfl. u. Maßnahmen zugunsten 
Kinderreicher, Nachrichtendienst d. Dt. 
Vereins f. öffent!. u. priv. Fürs., 7. 1929.

Ausland
Ein Volksschicksal in Zahlen, Dr. Prager, 

Wien, D. neue Generation, 6/7. 1929.
Zur Korrelation zwischen d. Heiratseltern d. 

Ehegatten in d. Schweiz. Dr. Schenker, 
Ztsdir, f. schweizer. Statistik und Volk­
wirtschaft, 2. 1929.

Frauenfragen
Allgemeines
D. Frau i. Europa, Mayrcdcr, D. neue 

Generation, 6/7. 1929.
D. internet. Frauenkongreß u. d. werktätige 

Frau, Internat. Bund, 9. 1929.

D. ökonomischen Bedingungen zum Ziele d. 
modernen Frauenbewegung, Gewerkschaft, 
35. 1929.

Frauenschicksal in Zahlen, Allgem. Deutsche 
Beamtenztg., 97. 1929.

Grundsäßl. zur Gestaltung d. Vereinslehens 
in d. Frauenbewegung, Mathilde Drechsler- 
Hohlt, D. Frau, 11. 1929.

Soziale Rückwirkung, internationaler Frauen­
arbeit, Dr. Weiland, Bl. d. Dt. Roten 
Kreuzes, 8. 1929.

Sozialpolitik auf dem internat. Frauen­
kongreß in Berlin, Soz. Praxis, 27. 1929.

Wir Frauen i. d. Kommunalpolitik, Busse, 
Kommunalpol. Blätter, 15. 1929.

Frauenarbeit
Margarete Behm, Frauen - Korrespondenz. 

22/23. 1929.
Margarete Behm f, Frauen-Korrespondenz. 

christl. Gewerkschaften Deutschi., 16. 1929.
D. Hausgchilfengeseß, Dt. Krankenkasse, 34. 

1929.
D. Lohnprohlem d. Arbeiterin, Judith Grün, 

feld, D. Arbeit, 7. 1929.
D. Hausgehilfe im „Zweiten Entwurf“, Dr. 

Jaeger, Wirtschaft!. Selhstverw., 8. 1929.
D. landwirtschaftl. Haushaltungsschule in 

Audorf, Ernst, Schlesw.-Holst. Wohl- 
fahrtsbl., 8/9. 1929.

Eine sozialpolitische Arbeit über d. Berufs- 
Schicksal weibl. Äugest, in Warenhäusern. 
D- Handels- u. Büroangest., 8. 1929.

Einfluß der Tcxtilarheit auf Schwangerschaft 
u. Gehurt, Prof. Dr. Holßinanu, Karlsruhe. 
Reichsarhcitshlatt, 23. 1929.

Erwerhsarheit d. verheirateten Frauen, Ge­
werkschafts-Archiv, 4. 1929.

Frauenarbeit in einem großstädtischen Post­
scheckamt, Loewe, Frankf. a. M., Jugend 
u. Beruf, 8. 1929.

Frauenwürde und Berufswahl, Frau Sonny 
Brußer, Frauenhilfe, Aug. 1929.

Körperliche Eignungsfeststellung und ge- 
sundheitl. Förderung junger Berufsanwär­
terinnen, Emma Loewe, Monatsschrift Dt. 
Ärztinnen, 8. 1929.

Schwarzarbeit u. Kontrolle d. H. inarbeit. 
D. Arbeitslosenvers., 10. 1929.

Sozialpol. Streitfragen auf intern. Frauen- 
tagungen, Else Lüdcrs, Reichsurhcitshl.. 21- 
1929.

Vom Hausgehilfinnenheruf, Hcrmiiie Bäcker. 
Evang. Jugendhilfe, 7/8. 1929.

Warum brauchen wir einen besonderen 
Schuß f. d. Frauenerwcrhsarh.? Gewerk­
schaft, 35. 1929.

Weibliche Jugend u. Beruf, Jugend u. Be­
ruf, 7. 1929.

Ausland
Ein neues Ileimarheitges. in d. Union d- 

sozialist. Sowjet-Repuhl., ReichsarbeitsM -
24. 1929.
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Jugendwohlfahrt
Allgemeines
D. Pflegekindschaftsvertrag im Entwurf ein. 

Ges. üb. d. unehel. Kinder, Nachrichten­
dienst d. Dt. Vereins f. öffcntl. und priv. 
Fürs., 7. 1929.

D. Entscheidung d. Reichsgerichts zu § 55 u. 
§ 63 RJWG., Nachrichtendienst d. Dt. 
Vereins f. öffentl. u. priv. Fürs., 7. 1929.

D. Entwicklung d. Vormundschaftswesens im 
Bereich d. Landesjugendamtes Berlin seit 
1. 4. 1924, Nachrichtendienst d. Dt. Vereins 
f. öffentl. u. priv. Fürs., 7. 1929.

Fürsorge für geistig abnorme (intelligenz­
gestörte) Kinder, Dr. Balluf, Archiv für 
soz. Hygiene und Demographie, 3. 1929.

Grundsätjl. zum künftigen Recht d. Pflege­
kindschaft, Dr. Hundinger, Fr. Wohl- 
fahrtspfl., 4. 1929.

Intelligenz • Untersuchung an Insbrucker 
Schülern, Tb. Erismann, Arbeit u. Beruf,
16. 1929.

Schule und Alltag, Prof. Dr. Herrn. Nohl, 
D. Erziehung, 10/11. 1929.

Vorbereitungen z. Durchführ. d. Pflegekinder­
aufsicht i. d. Anstalten d. halboffenen 
Kinderfürs. d. Reg.-Bez. Wiesbaden, Nach­
richtendienst d. Dt. Vereins f. öffentl. u. 
priv. Fürs., 7. 1929.

Zur alkoholfreien Erziehung d. Pflegekindes, 
Waisenhilfe, 8. 1929.

Erziehungsfragen
Anpassung d. Kindergartens und Hortes uu 

d. Bedürfnisse d. Klein- und Schulkindes 
in erzieherischer und soz. Beziehung, Luise 
Besser, Bl. d. Dt. Roten Kreuzes, 7. 1929.

Arbeit u. Freizeit für schulpflichtige Kinder, 
Pastor Badenhop, Großburgwedel, Ev. 
Jugendhilfe, 7. 1929.

Das Ethos d. Erziehung, Dr. Willi. Reyer, 
D. Erziehung, 10/11. 1929.

I). gefährliche Alter d. Jugend, Dr. Schweis- 
heitner, Waisenhilfe, 8. 1929.

D. 9. Pflichtvolksschuljahr, Helene Grünen- 
berg, Schlcsw.-Holst. Wohlfahrtsbl., 8/9. 
1929.

D. Problem, d. Pestalozzi-Berufsschule, A. 
N'iemuth, Waisenhilfe, 8. 1929.

D. evang. Kindergarten, Pustor Nell, Evang. 
Jugendhilfe, 7/8. 1929.

D. Kindergarten auf d. Lande, Käte 
Heinde, Bl. d. Dt. Roten Kreuzes, 7. 
1929.

D. Bedeutung des Kleinen Lutherischen 
Katechismus f. d. Anstaltserziehung, Prof. 
Cordier, Gießen, Ev. Jugendhilfe, 7. 1929.

D. körperliche und geistige Erziehung d. 
proletarischen Kindes, Dr. Rud. Kochmunu, 
D. Arhcitcrsamariter, 8/9. 1929.

D. Krisis d. geschlossenen Jugendfürs. in 
Jahresbericht 1927/28 des kirchl. Er- 
zichungsverhandes d. Prov. Brandenburg 
®. V., Mitteilungen d. Brandenburg.

kirchl. Erziehungs-Verb. E. V., 16/17.
1928/29.

D. pädagogische Bewegung, Dr. Hanns 
Eyferth, D. Erziehung, 10/11. 1929.

100 Jahre Stuttgarter Kleinkinderschule, Bl. 
d. Zentralltg. f. Wohltätigk. i. Wttbg., 7. 
1929.

Individualpsychologie u. evang. Jugend­
führungsarbeit, Dr. Voß, Evang. Jugend­
hilfe, 7/8. 1929.

Kindheit im Heim, Waisenhilfe, 9. 1929.
Lebensgemeinschaft als Grundlage d. An­

staltserziehung, Wolff, Evangel. Jugend­
hilfe, 8. 1929.

Psychoanalyse und Jugendkunde, Dr. Heinr. 
Meng, D. Hilfsschule, 7. 1929.

Psycholog. Probleme d. jugendl. Alters, 
4. Fortsetjung, H. P. Höring, Waisenhilfe, 
8/9. 1929.

Theorie und Praxis in d. Erziehung, Prof. 
Dr. Er. Weniger, D. Erziehung, 10/11. 1929.

Zur geschlechtl. Aufklärung d. Kinder, D. 
Hausarzt, Aug. 1929.

Zur Psychologie d. Kleinkindes, Experimen­
tell-psychologische Arbeiten, Bühler, Spiel­
mann, Hetjcr, Mahcl, Wolf, Guernsey, 
Wislitjky, Beyrl, Lazcrsfeld, Zeitschr. f. 
Psychologie, 107 Bd. 1. 1928.

Jugendpflege
D. städt. Jugendheime, Dr. Bernh. Mewcs, 

Stat. Vierteljahrsberichte d. Dt. Städte­
tages, 3. 1929.

D. Wirtschaft und d. Jugendherbergen, Otto 
Wagner, Badische Wohlfahrtsbl., 4. 1929.

Vom Jugcndherhergswerk, Wohlfahrtsbl. f. d. 
Prov. Hannover, 8. 1929.

Fürsorgeerziehung und Jugendgericht
Arbeit u. Freizeit f. schulentlassene wcihl. 

Zöglinge, Pastor Fritj, Teltow, Ev. Jugend­
hilfe, 7. 1929.

D. Erfolg d. Fürsorgeerziehung, D. Helfer, 1. 
1929.

D. Abgrenzung d. Fürsorgeerziehung gegen 
verwandte Rechtsbegriffe, Dr. Kuprian, 
Gummersbach, Zeitschr. f. d. Heimutwcsen, 
21. 1929.

D. Ausführung d. Fürsorgeerziehung in 
Hessen, Alfr. Riede, Arbeiterwohlfahrt, 15. 
1929.

D. Beendigung d. Fürsorgeerziehung, Amts­
gerichtsrat Dr. Blumenthal, Zentralbl. für 
Jugendrecht und Jugcndwohlfahrt, 4. 1929.

D. Durchführung d. Fürsorgeerz. in d. sächs. 
Anstalten, Waisenhilfe, 9. 1929.

D. Fürsorgeerziehungshehörde und ihr Ver­
hältnis zum ges. Vertreter d. Jugendlichen, 
Aintsger.-Dir. Dr. Ncumann, Bl. für Wolil- 
fahrtspfl., 7/8. 1929.

D. Lehr- und Arheitsverhältnis v. Fürsorge- 
zögl., Dr. Hertj, Zentralbl. f. Jugendrecht 
u. Jugcndwohlf., 5. 1929.

D. neue Rechtsentwicklung b. Fürsorgeerz. u. 
anderweitiger Überweisung in öffentl. Er- 
satjerzielmng, Dr. Greiner, Wohlfahrtsbl. 
d. Stadt Nürnberg, 3. 1929.
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D. österr. Bundesgeseg vom 18. Juli 1928 
über d. Behandlung junger Rechtsbrecher 
(Jugendgerichtsgeseg), Rupprecht, Bayer. 
Fürsorgebl., 8. 1929.

D. Voraussetjungen f. d. Anordnung d. Für­
sorgeerz., Dr. Kuprian, Zeitschr. f. d. 
Heimatwesen, 25. 1929. 

Fürsorgeerziehungs-Theater. Landesrat Dr.
Vossen, Badische Wohlfahrtsbl., 4. 1929.

Heilfürs. oder Fürsorgeerziehung? Wilh. 
Reinhard, Nachrichtenbl. d. städt. Wohl- 
falirts- und Jugendamtes Barmen, 7. 1929. 

Ist eine Weiterentwicklung d. Jugend­
gerichtshilfe u. überhaupt d. Jugendfürs. 
unter den gegebenen Verhältnissen bei 
uns möglich? Gräfin Bose, Zentralbl. f. 
Jugendrecht u. Jugendwohlf., 5. 1929.

Jugendstrafvollzug von morgen, J. Lüditke, 
Freie Wohlfahrtspfl., 5. 1929. 

Lehrlingsheime für Fürsorgezöglingc, Stadt­
schulrat Höslc, Bl. für öffentl. Fürs., 15. 
1929.

Noch einmal: D. Revolte im Erziehungshaus, 
D. Anstaltspädagoge, 1. 1929.

Sind Staat oder Weltanschauungsgruppe zu 
„vollkommener“ Fürsorgeerziehung be­
fähigt? Dr. Schräder, Freie Wohlfahrtspfl., 
5. 1929.

Über d. Fürsorgeerziehung u. ihre Durch­
führung in Preußen, D. Anstaltspädagoge,

Über Entstehung u. Rcchtsnatur d. „sogen, 
freiwillig. Fürs.-Erziehung“, Dr. Blumen­
thal, Zentralbl. f. Jugendrecht u. Jugend­
wohlf., 5. 1929.

Zur Abgrenzung von Fürsorgeerziehung und 
Fürsorgepflicht, Landesrat Dr. Vossen, 
Zentralbl. für Jugendrecht und Jugend­
wohlfahrt, 4. 1929.

Zur Abgrenzung von Fürsorgeerziehung und 
Fürsorgepflicht, Landesrat Dr. Vossen, 
D. Wohlfahrtspfl. in d. Rheinprov., 15. 
1929.

Zur Krise der Fürsorgeerziehung, Dr. 
Magnus, Soziale Praxis, 33/34. 1929.

Uneheliche
D. außereheliche Kind u. sein Unterhalts­

anspruch, Schumann, Leipzig, Blätter f. 
öffentl. Fürs., 14/15. 1929.

D. Unehelichcurecht u. d. schwedische evang. 
Kirche, Dr. Bäumer, D. Innere Mission, 8. 
1929.

D. Fahndung nudi Unterhaltspflichtigen und 
deren Heranziehung in d. Ausübung d. 
Vormundschaft, Kühner, D. Nadibarschaft,
4. 1929.

Um d. Reform d. Müudelsidicrheit, Dr.
Katona, Bin., Dt. Krankenkasse, 33. 1929. 

Unterhaltsklagcn und Justizreform, Land- 
geriditsrut Dr. Sprotte, Zentralbl. für 
Jugendrecht und Jugendwohlfahrt, 4. 
1929.

Zum Gesetzentwurf über d. unehelichen 
Kinder, Dr. Oppenheimer, Bin., Ethische 
Kultur, 7. 1929.

Gefährdetenfiirsorge
Aussdiuß .„weibl. Polizei“, Arbeitsbericht, 

Mitteilungen d. ADF., 20. 1929.
„Bewahrungsbedürftige“ Personen in den 

Anstalten d. freien Wohlfahrtspfl., Freie 
Wohlfahrtspfl., 5. 1929.

D. gefährliche Alter d. Jugend, Dr. Schweis- 
heimer, Waisenhilfe, 8. 1929.

Der weibl. Kriminalbeamte, Arbeit u. Be­
ruf, 16. 1929.

D. Haltung unserer Jugend in d. Ge­
schlechterfrage, Hans Ruhl, Christi. Volks- 
wadit, 8/9. 1929.

D. Vernehmung v. Kindern u. Jugendl. als 
Zeugen, Nachrichtendienst d. Dt. Vereins 
f. öffentl. u. priv. Fürsorge, 7. 1929.

Fürsorgerisdie Bewahrung eine Ergänzung 
d. Fürsorgeerziehung, Dr. Hilde Eiser- 
hardt, Zentralbl. f. Jugendrecht und 
Jugendwohlfahrt, 4. 1929.

Gcschlechtsk., psychische Veranlagung und 
Verwahrlosung weibl. Fürsorgezögl., Dr. 
Stelzner, Fr. Wohlfahrtspfl., 4. 1929.

Kulturell-sittl. Zustände d. legten zehn 
Jahre u. ihre Wandlung, Christi. Volks­
wacht, 8/9. 1929.

Prostitution, Schugmittel-Automat, Jugend, 
Dr. Tiling, Zeitschr. f. Medizinalbeamte,
17. 1929.

Von den Abwegigen, Christi. Volkswacht, 
8/9. 1929.

Weibl. Kriminalpolizei in Hamburg, Revue 
internationale de l’enfant, 43. 1929.

Weibl. Polizei, Wiehert, Freie Wohl­
fahrtspfl., 5. 1929.

Wirkungskreis und fürsorgerische Tätigkeit 
d. Abt. zur Bck. d. Mädchenhandels und 
d. Geschlechtsk., Rosa Sperl, Soziale 
Hilfe, 4/6. 1929.

Zur Psychologie d. verwahrlosten männl. 
Jugend, Dr. Klcßmnnn, Eckardtsheim, 
Ev. Jugendhilfe, 8. 1929.

Kriegsbeschädigten- und Kriegs- 
hinterbiiebenenfUrso-^

Aus der Reichsversorgung, Arbeiterwohl­
fahrt, 16. 1929.

Die Nachuntersuchungen segen wieder ein!
D. Reithsverband, 8. 1929.

D. Rechtslage d. Kriegsteilnehmer i. d. 
Invalidenversicherung, Obcrrcg.-Rat Dr. 
Bültmann, Bin., D. Reithsverband, 8. 
1929.

D. Rechtsverliältn. d. ehemaligen deutschen 
Kriegsgefangenen, D. Wohlfahrtspfl. in d. 
Rheinprov., 13. 1929.

D. Zahl d. versorgungsber. Kb. u. Kl». 
Deutschi, im Mai 1929, Foerster, Reichs- 
arbeitsbl., 24. 1929.

Übertragung d. Aufgaben d. Arbeitsverinittl. 
Schwerbeschädigter auf d. Arbeitsämter.
D. Reithsverband, 9. 1929.

414



Versorgungsansprüche d. Kriegsbesch. u. 
Kriegerhinterbl-, Emil Schöwiß, D. Be- 
hörden-Angest., 8. 1929.

Zum Kapitel Erziehungsbeihilfen. D. Reichs­
verband, 9. 1929.

..Zustellung“ nach § 13 d. Schwerbeschädig­
tenges., Referendar a. D. Quester, D. 
Wohifahrtspß. i. d. Rheinprov., 16. 1929.

Wohnungswesen
Ausfall von Hauszinssteuerhypotheken i. d. 

Zwangsversteigerung, Oberbürgermstr. Dr. 
Dclius, Wesermünde, Zeitschr. f. Woh­
nungswesen, 16. 1929.

Eine neue Art von Wohnungswucher, Ober- 
Bürgermcistr. a. D. Herzog, Kommunale 
Umschau, 14. 1929.

Mietzinsbiidung und Mietzinsanalyse, Dr.
Ferd. Falk, Wohnungswirtschaft, 14. 1929. 

Reichsrichtlinien f. d. Wohnungswesen, 
Nachrichtendienst d. Dt. Vereins f. öffentl. 
u. priv. Fürs., 7. 1929.

Wege u. Ziele d. Wohnungswirtschaft, Dr.
Müller, Dt. Wirtschafts-Ztg., 34. 1929. 

Wohnung und Werkraum, Stadtbaurat Bock, 
Freital i. Sa., Zeitschr. f. Wohnung6wes.,
16. 1929.

Wohnungselend u. Wohnungsbau i. Ober­
schlesien, Oberschlesien, 28/29. 1929.

D. Bausparverfahren d. öffentl. Sparkassen, 
Dr. Allmers, Rhein. Bl. f. Wohnungs­
wesen und Bauberatung, 7. 1929.

D. Kleinwohnungsbau 1928, Stadtrat Dr. 
Lehmann, Archiv für soz. Hygiene und 
Demographie, 3. 1929.

D. gcmeinnüßige Wohnungsbau, Int, Rund- 
schau d. Arbeit, 8. 1929.

D. Finanzierung d. Wohnungsbaus, Dr. 
Wcllenkamp-Lusensky, Soz. Praxis, 35. 
1929.

D. ländl. Siedlung in d. deutschen Agrar­
politik, Dr. Maaßen, Soz. Praxis, 27. 
1929.

D. Steuer- u. Gebührenfreiheit b. Woh­
nungsbauten i. Sachsen, Oberreg.-Sekr. 
Fröba, Dresden, Mein-Eigen-Heim, 8. 
1929.

D. Wohnbautätigkeit in d. Groß- und 
Mittelstädten im 3. Vierteljahr 1928, 
Prof. Dr. Auer, Stat. Vierteljahrsberichte 
d. Dt. Städtetages, 3. 1929.

Hygiene neuzeitlicher Bauweisen, Obermed.- 
Rat Dr. Kliewe, Ztschr. f. Wohnungs­
wesen, 14. 1929.

Kritische Betrachtungen z. kommenden Bau- 
spargeseß, Dr. Lauphcimcr, Soz. Praxis, 
32. 1929.

Siedlungsaufbau und Planwirtschaft, Dr. 
Richter, Rhein. Bl. für Wohnungswesen 
und Bauberatung, 8. 1929.

'orentwurf z. einer Reichsbauordnung, 
G. A. Plaß, Zentralhl. d. Bauverwaltung, 
35. 1929.

Wohnungsbau-Finanzierung 1928/1929, Stadt­
rat Dr. Lehmann, D. Reichsstädtebund, 16.
1929.

Wohnungsverhältnisse u. Bautätigkeit i. d. 
Nachkriegszeit, Zeitschr. f. Wohnungs­
wesen, 16. 1929.

Württemberg. Wohnungskreditanstalt 1928v 
Allgemeines, Bl. d. Zentralltg. f. Wohl­
tätigkeit i. Wttbg., 7. 1929.

Zum pr. Städtebaugeseßcntwurf, Oberreg.- 
Rat Otto Albrecht, Wohnungswirtschaft, 
14. 1929.

Wohnungslfürsorge
Das Wohnheimstättengeseß, Otto, Grünau, 

Soz. Praxis, 34. 1929.
D. Gartengestaltung i. Dienste d. Volks­

gesundheit, Gerlach, Rössen-Merseburg, 
Zeitschr. f. Wohnungswes., 15. 1929.

Großstädtische Kleinwohnungen, Hilbers- 
heimer. Bin., Zentralbl. d. Bauverwaltg., 
32. 1929.

Soz. Wohnrecht, Heinr. Steiniß, Ztschr. f. 
soz. Recht, 4. 1929.

Stadt- und Landesplanung und d. Wohnungs- 
fürs.-Ges., Dr. Düttmann, Ztschr. f. 
Wohnungswesen, 14. 1929.

Um eine gerechtere Gestaltung der An­
liegerbeiträge b. Reichsheimstätten, Dr. 
jur. Graebert, Anklam, Zeitschr. f. Woh­
nungswes., 15. 1929.

Wohnungsfürs. für kinderr. Familien, Joh. 
Schröder, Archiv für soz. Hygiene und 
Demographie, 3. 1929.

Zum Entwurf eines Wohnheimstättenges., 
Otto Albrecht, D. Gemeinde, 15. 1929.

Ausland
D. Mietengeseß u. d. Gemeinde, österr.

Gemeinde-Ztg., 14. 1929.
Das Wohnbauförderungsgeseß d. Bundes, 

österr. Gemeinde-Ztg., 14. 1929.
Die Bautätigkeit i. d. Tschechoslowakei, 

Zeitschr. f. Wohnungswesen, 16. 1929.
D. Zinsgroschensteuer, österr. Gemeinde-

Ztg., 14. 1929.
Ein Entcignungsgeseß d. Bundes, österr.

Gemeinde-Ztg., 14. 1929.
Landwirtschaft!. Siedlung i. Spanien, Int.

Rundschau d. Arbeit, 8. 1929.
Wohnbauförderungsverordnung, D. Begriff 

d. Wohnungsnot — Welche Bauten können 
begünstigt werden? — Wann darf m. d. 
Ballführung begonnen werden? — Wie 
müssen d. Gesuche um Bundeszuschüsse 
abgefaßt sein? — Der Vorbescheid — Die 
Geschäftsstelle, österr. Gemeinde-Ztg., 14. 
1929.

Darlehnswesen
Rechtsbeistand für Unbemittelte und Win- 

kelschrciberei, Herrn. Heindl, Ztschr. f. 
soz. Recht, 4. 1929.

Wie soll sich die Hausfrau zu den Ab­
zahlungsgeschäften stellen? Russell, 
Frauenland, 7. 1929.
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Betriebswohlfahrtspflege
Aus d. Arbeit einer Werkbücherei, Fri$ 

Müder, Heft f. Büchcreiwesen, 8/9. 1929.
D. Arbeitsetbos d. Arbeitgebers, Georg 

Müller, D. Arbeitgeber, 16. 1929.
Das „Bedaux-Prinzip“, Dr.-Ing. Bramesfeld, 

Darmstadt, Reichsarbeitsbl., 23. 1929.
D. menschl. Arbeitskraft als Gegenstand d. 

Forschung, F. K. Meyer, D. Arbeit, 8. 
1929.

D. sanitären Anlagen d. Berndorfer Metall­
werke Arthur Krupp A.-G., Perlhefter, 
Zeitschr. f. Gewerbehygiene u. Unfallver­
hütung, 8. 1929.

Mensch und Maschine, Christian Schmitj, Ge­
werkschafts-Archiv, 4. 1929.

Methodische Fragen d. Eignungspsychologie, 
Dr. Schulz, Düsseldorf, Jugend u. Beruf, 
8. 1929.

Unfallverhütung beim Lauchhammerwerk 
Riesa d. Mitteldeutschen Stahlwerke A.-G.,
C. Haide, Stahl u. Eisen, 9. 1929.

Wandererfürsorge
Aus d. Praxis d. Fürs. f. jugcndl. Wanderer, 

Dr. Bopp, Evang. Jugendhilfe, 7/8. 1929. 
Auswanderung sächsischer Facharbeiter, D.

Arbeitsmarkt in Sachsen, 34. 1929.
Beitrag z. Frage d. Freihaltung der Her­

bergen, Obdachlosenheime u. ühnl. Be­
triebe v. Ungeziefer u. anderen Schädlin­
gen, Dipl.-Ing. Stoppel. D. Wanderer, 7. 
1929.

D. Wanderschein d. Jugendlichen, Dr. 
Birkenholz, Nürnberg, Jugend u. Beruf, 7. 
1929.

D. Bedeutung d. Herbergen z. Heimat f. d.
Prov. Westfalen, D. Wanderer, 7. 1929.

D. Regelung d. Wandererfürsorge, Dir. Dr. 
Brachmann, Dresden, Zeitschr. f. d. 
Heimatwesen, 23. 1929.

Maler-Vagabund, Hans Tombrock, D. Kunde, 
9/10. 1929.

Über die Landstreicher, D. Kunde, 9/10. 
1929.

Unsere Wanderfürsorge im Spiegel d. Presse,
D. Landesarbeitsamt Niedersachsen über 
wandernde Arbeitslose, D. Wanderer, 7. 
1929.

Strafgefangenen- und Entlassenen- 
fürsorge

D. Konkurrenz d. Gefangenenarbeit, Dr.
Peyer, D. Blindenfreund, 7. 1929.

D. Obsorge f. entlassene Strafgef., Richard 
Degen, Bayr. Fürsorgebl., 8. 1929.

D. Soz. Gerichtshilfe als Aufgabe d. fr. 
Wohlfahrtspfl. II., Dr. Wüllner, Fr. Wolil- 
fahrtspfl., 4. 1929.

Gerichtshilfe, Wohlfahrtsbl. f. d. Prov. 
Hannover, 8. 1929.

Leibesübungen im Strafvollzug, ' Maria 
Mettbeus, BL. f. Volksgesundh. u. Volks­
kraft, 34. 1929.

Lebenshaltung
D. Deutschland, d. angebl. zu üppig lebt, D.

Reichsverband, 9. 1929.
Der Haushalt f. Volkswohlfahrt i. Preuli.

Landtag, D. Kassenarzt, 10. 1929.
D. Entwicklung d. Stunden- u. Wochenlöhne 

in d. Verein. Staaten v. Nordamerika von 
1913—1928, Pressemitteil. d. Internat. 
Arbeitsamts, Genf, 16. 1929.

D. Ernährungslage d. Arbeitnehmerschaft.
Gewerkschaftsarchiv, 11. 1929.

D. Größenordnung d. deutschen Arbeitsein­
kommens, Dr. Lemmer, Der Arbeitgeber. 
16. 1929.

D. Hauptergebnisse d. amtl. Lohnerhebunc 
in d. metallarbeitenden Industrie, Soz. 
Praxis, 32. 1929.

Einige Erwägungen über Massenernährung.
Dr. Balzki, Neue Hauswirtschaft, 6. 1929. 

Ernährung u. Volksgesundh., Henriette 
Fürth, Gewerkschafts-Ztg., 35. 1929.

Kaufkraft u. Kapitalbildung, Teßmar, D. 
Arbeitgeber, 9. 1929.

Tariflöhne u. Tarifgehälter im Juni 1929. 
Reichsarbeitsbl., 21. 1929.

Arbeitsfürsorge
Allgemeines
Arbeitslosigkeit u. Wohlfahrtspfl., Dr. Ilse 

Goldschmidt, Jüd. Arbeits- u. Wandcrfür»..
11. 1929.

Arbeitsmarktpolitik und Wohlfahrtspfl., Dr. 
Bruno Broecker, Arbeiterwohlfahrt, 15. 
1929.

D. Aufgaben d. intern. Arbeitsorganisation. 
Oudegecst, Int. Rundschau d. Arbeit, 8. 
1929.

D. Ergebnis d. letjten gewerbl. Betriebs­
zählung, Reg.-Rat Hesse, D. Wirtschaft.
15. 1929.

D. internat. Arbeitsorganisation u. «1-
12. Internat. Arbeitskonferenz, Hermann 
Müller, D. Arbeit, 8. 1929.

D. internat. Sozialpol. im Jahre 1928, Dr.
Dr. Berger, Soziale Praxis, 30/31. 1929.

D. Sozialpol. am Scheidewege, Bruno 
Broecker, D. Arbeit, 8. 1929.

Irrwege d. Sozialpolitik, Hofer, D. Dt. Land- 
krankenkasse, 16. Aug. 1929.

Berufsausbildung, Berufsberatung, Lehr­
stellen Vermittlung

Anregungen aus d. Intern. Frauenkongreß f- 
d. Berufsberatung, Jugend u. Beruf, 8. 
1929.

Beihilfen z. Förderung d. Berufsausbildung 
Keßler, Frankf. a. M., Zeitschr. f. d- 
Heimatwesen, 23. 1929.

Berufliche od. alphabetische Gliederung 
d. Berufsberatungsstellen? Jugend u. Be- 
ruf, 8. 1929.

Berufsberatung u. Lehrlingsfürs. in Ge­
birgsgegenden, Dr. Hüsser, Berufsberatung 
u. Berufsbildung, 8. 1929.
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D. kommende Berufsausbildungsges. und 
seine Entstehung, Gewerkschaft, 30. 1929.

Der Entwurf eines Berufsausbildungsgeseftes 
im vorläufigen Rcidiswirtsdiaftsrat und 
im Reichsrat, Jugend u. Beruf, 8. 1929.

D. Entwurf ein. Bcrufsaushildungsges, im 
vorläufigen Reichswirtschaftsrat u. im 
Reichsrat, Dr. Ehmke, Reichsarhcitsbl., 22. 
1929.

Fachliche Gliederung d. Berufsberatung u. 
Lehrstellenvermittlung? Dr. Dieterich, 
Magdeburg, Jugend u. Beruf, 7. 1929.

Fachliche od .allgemeine Gliederung? Sprock- 
lioff, Leipzig, Jugend u. Beruf, 7. 1929.

Fachliche od. alphabetische Gliederung als 
Organisationsform d. Berufsberatung? 
Zcitlmann, München, Jugend u. Beruf, 7. 
1929.

Neue Wege d. Lehrlingsausbildung? Alfons 
Marschalek, Lehrlingssdiuft, 7/8. 1929.

Von der Bewertung d. Berufsberatung, 
Jugend u. Beruf, 7. 1929.

Von d. Notwendigkeit einer ärztl. Unter­
suchung älterer Ratsuchenden, Emma 
Locwe, Arbeit u. Beruf, 16. 1929.

Zum Entwurf d. Berufsausbildungsges., Jüd. 
Arbeits- und Wanderfürs., 11. 1929.

Zur Frage: Berufsberatung u. nachgehende 
Fürsorge, Jugend u. Beruf, 8. 1929.

Z. Frage d. pädagogischen u. wirtschaftl. Ein­
stellung d. Berufsberatung, Berufsberatung 
u. Berufsbildung, 7. 1929.

Arbeitsvermittlung
Arbeiterkolonien u. Arbeitsvermittlung, 

Lemmermann, Jüd. Arb. u. Wanderfürs., 
3. 1929.

Arbeitsmarkt und Konjunktur, Paul Ufer­
mann, Dt. Krankenkasse, 31. 1929.

D. Ausbau d. Arbeitsämter, Marg. Thomae, 
D. Frau, 11. 1929.

D- jüd. Arbeitsnachweis in d. Provinz, 
Samson, Jüd. Arb. u. Wanderfürs., 3. 1929. 

Arbeitsschutz
Akkordarbeit an Büromaschinen, Dt. Han­

delswacht, 16. 1929.
Arbeitsrationalisierung und Arbeitsschutz 

Otto Strcinc, Gewerkschaftsztg., 31. 1929.
Aus d. Berichten d. Gewerbeaufsiditsbeamten 

f- d. Jahr 1928, Dr. Wunderlich, Bin., 
Soz. Praxis, 34/35. 1929.

Der Gedanke d. Arbeitsschutzes a. d. Staatl. 
Baugcwcrkschule, Dipl.-Ing. Plcßncr, Er­
furt, ReichsarbeitsbL, 23. 1929.

Kinderschuft *m Arbcitsschuftgcseft. Dr. 
Mendc, Zentralbl. f. Jugendrecht u. 
Jugendwohlfahrt, 5. 1929.

Überblick über d. Arbeitsschutzes., Lorenz 
Fopp, Gewerkschafts-Archiv, 4. 1929.

Zahlen u. Sonstiges zum Arhcitssdiuft, Töns- 
inann, Essen. Rcidisarbeitsblatt, 23. 1929.

Besondere Gruppen
Arbeit u. Freizeit unserer schulentlassenen 

Jungen, Dr. Klcllmann, Eckurdtsheim, Ev. 
Jugendhilfe, 7. 1929.

D. Arbeitsmarktlage d. älteren Angest., Dr. 
Gräbner, Magazin f. Arbeitsrecht, Sozial- 
pol. u. verwandte Gebiete, 16. 1929. 

Freizeiten f. d. erwerbstät. Jugend u. Vcr- 
suche zu ihrer Durdiführung in Magde­
burg, Hoffmeister, Magdeb. Amtsbl., 35. 
1929.

Notstandsmaßnahmen f. ältere Angestellte 
in Hamburg, Dr. Bießfeld, Soz. Praxis,
33. 1929.

Selbsthilfe
Chronik d. dcutsdicn Gewerksdiaftsbewegung 

1924/1927, Dr. Bohnstedt, Soziale Praxis, 
30. 1929.

D. Bildungsarbeit d. Afa-Bundes, Bernh. 
Göring, Vierteljahrshefte d. Bin. Gewerk- 
sdiaftssdiule, 2. 1929.

Sozialpolitik und Gewerksdiaften, Ernst 
Müller, Gewerksdiafts-Ardiiv, 4. 1929.

Ausland
Berufsberatung in Spanien, Jugend u. Beruf, 

7. 1929.
D. Problem d. Siebenstundentages in d. 

Sowjetunion II, Salomon Schwarz, Ge- 
wcrksdiaftsztg, 34. 1929.

D. Arbeit im tsdiechoslow. Strafgescftent- 
wurfe, Dr. Meister, Arbeit u. Beruf, 16. 
1929.

D. industrielle Umstellung u. ihre wirt- 
schaftl. Auswirkung im Kanton St. Gallen, 
Kuhn, Schweiz. Zcitschr. f. Gemeinnüftig- 
keit, 7. 1929.

D. wirtschaftl. Lage d. Arbeitnehmer in d. 
Sdiweiz u. d. sozialpol. Entwickl. im Jahre
1928, Soz. Praxis, 32. 1929.

Tarifredit u. Schlichtungswesen in England,
Amerika und Frankreich, Dr. Herb. Sachse, 
Magazin für Arbeitsrecht, Sozialpolitik 
und verwandte Gebiete, 14. 1929.

Arbeitslosenversicherung
Arbeitslosigkeit u. Volkswirtschaft, D. freie 

Angestellte, 5. 1929.
Arbeitslosmeldung und Unterstüftungantrag, 

Dr. Zehrfeld, D. Arbcitslosenvers., 9/10.
1929.

Arbcitslosenvers. u. kommunale Wohl- 
fahrtspfl., Dr. Bronisch, D. Arbeitslosen- 
vers., 10. 1929.

D. Risiko d. weihl. Versicherten f. d. 
Arbcitslosenvers., Dr. Rawicz, Reichs- 
arheitshl., 21. 1929.

D. Aktenführung in d. A1V., Dr. Anken- 
brank, D. Arbcitslosenvers., 8. 1929.

D. Arbeitslosigk., ihre Schäden u. ihre Be­
kämpfung, Dr. Crcischcr, Vinzenzbl., 9. 
1929.

D. Durdiführung d. AIV. auf d. Lande, J.
Kurth, D. Arbcitslosenvers., 8. 1929.

D. Statistik in d. AIV., Dr. Wolf, D.
Arbcitslosenvers., 8. 1929.

D. Verbindung zwisdien Arbcitsvcrmittlungs- 
u. Untcrstüftungsaht., Obcrrcg.-Rut Oster, 
D. Arbcitslosenvers., 8. 1929.
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Eintreten d. öffentl. Fürs. b. Aufenthalts­
wechsel ein. Arbeitslosen, Nachrichten­
dienst d. Dt. Vereins f. öffentl. u. priv. 
Fürs., 7. 1929.

Ist d. hohe Arbeitslosigk. unabänderlich?
Allgem. Deutsche Beamtenztg., 95. 1929.

Karte statt Akte, Dr. Kurt Kunze, D.
Arbeitslosenvers., 8. 1929.

Organisation und Technik d. Arbeitslosen­
vers., D. Arbeitslosenvers., 9. 1929.

Reparationen u. Arbeitslosigkeit, Dr.
Rauecker, Arbeit u.^Beruf, 15. 1929.

Sonnabendarbeit u. Arbeitslosenvers., Dr. 
Kreuzberger, Jüd. Arb. u. Wanderfürs.,
з. 1929.

Über d. Versicherungspflicht von Kranken­
besuchern nach d. AVG., Senatspräsident 
Bühler, Dt. Krankenkasse, 30. 1929.

Unständige Beschäftigung, vorübergebende
и. geringfügige Arbeit u. Gelegenheits­
arbeit in d. A1V., D. Arbeitslosenvers.,
10. 1929.

Reformvorschläge
Arbeitslosenvers. nach dem Berufsbedürfnis,

F. Behringer, Arbeit u. Beruf, 15. 1929.
Aus d. Reichsanst. f. Arbeitsverm. u. Arbeits­

losenvers., Clara Mleineck, Soz. Praxis, 27. D. 
1929.

Bedenken gegen d. Regierungsentw. z. 
Reform d. Arbeitslosenvers., Allgem. 
Deutsche Beamtenztg., 96. 1929.

D. Werk d. Sachverständigenausschusses. 
Direktor Adam, D. Arbeitslosenvers., 10.
1929.

D. Kampf um d. Arbeitslosenversicherung II, 
Gewerkschaftsztg., 33/34. 1929.

D. Kampf um d. Arbeitslosenvers., Dr. 
Mendelsohn, Jüd. Arbeits- und Wander­
fürs., 1/2. 1929.

D. Kampf um d. Arbeitslosenversicherung,
Soz. Praxis, 34/35, 1929.

P. Stand d. Reform d. Arbeitslosenvers. und 
d. neuesten Anträge dazu. Reg.-Rat a. D. 
Schlccierer, Arbeit und Beruf, 14. 1929.

D. Beschlüsse d. Sachverständigenkommission 
f. Arbeitslosenversicherung, Soziale Praxis,
32. 1929.

D. Nachteile eines Ausschlusses d. Saison­
arbeiter aus d. Arbeitslosenvers., Dr. 
Henschel, Soz. Praxis, 27. 1929.

D. Regierungskoalition u. d. Arbeitslosen­
vers., Gcwcrkschafts-Ztg., 35. 1929.

D. Vorschläge d. politischen Parteien u. d. 
wirtschaftl. Bereinigung z. Reform d. 
Arbeitslosenvers., Max Schlederer, Arbeit 
u. Beruf, 16. 1929.

Planvoller Ausbau d. Arbeits vcrmittlucg i. 
d. Reichsanstalt, R. Oechsle, D. Beb'rdcn- 
Angest., 8. 1929.

Reform d. Arbeitslosenvers. u. Fürsorge­
verbände, Oberbürgermeister a. D. Cuno, 
Hagen i. W., Dt. Zeitschr. f. Wohl- 
fahrtspfl., 5. 1929.

Reform d. Arbeitslosenvers. auf Kosten d. 
Krankenversicherung, D. Krankenversiche­
rung, 16. 1929.

Reform d. Arbeitslosenvers., Dr. Fischer.
D. Arbeitslosenvers., 10. 1929.

Zum Kampf um d. Arbeitslosenvers., Walter 
Wegner, Gewerkschaftsarchiv, 11. 1929.

Zur Reform d. Arbeitslosenvers., Dr. Fri$ 
Elsas, Amtsbl. d. Stadt Augsburg, 29. 
1929.

Zur Reform d. Arbeitslosenvers., Dr. Fritj 
Elsas, Breslauer Gemeindebl., 30. 1929.

Krisenfürsorge, Sonderfürsorge, Notstands­
arbeiten

Bemerkungen über Ergebnisse einer Er­
hebung über die laufend unterstützen 
Arbeitsfähigen in Berlin, Obermagistrats­
rat Dr. Kohrak, Bin., Berl. Wohlfahrts­
blatt, 15. 1929.

D. Problem d. Notstandsarbeiten und eine 
grundsägl. Kritik hierzu, Dr. Wimer, D. 
Arbeitslosenvers., 9. 1929.

D. ersten Ergebnisse d. Erhebung i. d. 
Arbeitslosenvers. u. in d. Sonderfürs. 1). 
berufsübl. Arbeitslosigkeit vom 15. März 
1929, Reichsarbeitsbl., 21. 1929.

laufend unterst, arbeitsfähigen Wohl­
fahrtserwerbslosen in d. Städten mit über 
50 000 Einwohnern n. d. Stande vom 
15. Febr. 1929, Soz. Praxis, 35. 1929.

D. Neuregelung d. Krisenfürsorge, Dort­
munder Wohlfahrtsbl., 8. 1929.

D. Wohlfahrtserwerbsl. in Köln, Dr. Mewc>. 
Monatsher. d. Stat. u. Wahlamtes d. Stadt 
Köln, Juni 1929.

Einschränkung d. Vorschriften üb. Krisen- 
Unterstützung, Nachrichtendienst d. Dt 
Vereins f. öffentl. u. priv. Fürs., 7. 1929.

Erlaß über Personenkreis u. Dauer d. 
Krisenunterstüt;ung v. 29. Juni 1929. 
Arbeiterwohlfahrt, 16. 1929.

Erwerbslose u. Wohlfahrtsamt, Dortmunder 
Wohlfahrtsbl., 8. 1929.

Weitere Ergehn, d. Erhebung in d. Arbeit-- 
loseuvers. u. in d. Sonderfürs. bei he- 
rufsühl. Arbeitslosigk. vom 15. März 1929. 
Reichsarbeitsbl., 24. 1929.

Wand erschein
D. Ergebnisse der Statistik d. Wanderscheine 

f. Arbeitslose im Winterhalbjahr 1928/29. 
Nachrichtendienst d. Dt. Vereins f. öffentl. 
u. priv. Fürs., 7. 1929.

Wanderscheine und ihr Mißbrauch, Karl 
Röttgers, D. Arbeitslosenvers., 9. 1929.

Ausland
D. Arbeitslosenfrage in der Union d. Soziali­

stischen Sowjet-Republ., Richard Joachim. 
Reichsarbeitsblatt, 22. 1929.

D. Arbeitslosenvers. i. Ausland, Dr. Martelt. 
Bin.-Johannisthal, Ethische Kultur, "• 
1929.



Gesundheitsfürsorge
Allgemeines
Aberglaube und Vorurteile über Krankheits- 

entstehuug u. Krankheitsheilung, Primar­
arzt Dr. Paul Gerber, Arbeitersdiutj, 14. 
1929.

Arbeitsgem. für Gesundheitsfürs., Beige­
ordneter Dr. Memelsdorff, D. Städtetag, 7. 
1929.

D. Gesundheitszustand in Preußen im 
Jahre 1927, Dr. König, Schles. Wohlfahrt, 
16. 1929.

D. Bedeutung d. hygienischen Volks­
belehrung für d. L. V. A., Landesrat Dr. 
Kraß, Dt. Invaliden-Vers., 8. 1929.

D. Bedeutung u. d. Not d. Bäder u. Kurorte, 
Bürgerm. Bode, Zeitschr. f. Kommunal- 
wirtsch., 16. 1929.

D. gesundheitl. Lage d. dt. Volkes, Prof. Dr. 
Möllers, Archiv für soz. Hygiene und 
Demographie, 3. 1929.

D. Jagd nach d. Sekunde, Fritj Strube, Bl. 
f. Volksgesundheitspfl., 8. 1929.

D. kleine Verwaltungsreform d. öffentl. 
Gesundheitswesens, Dr. Koniger, Magde­
burg, Blätter f. Wohlfahrtspfl. u. Gesund­
heitswesen, 1. 1929.

D. öffentl. Badeanstalten u. Badegelegen­
heiten in Berlin 1929, Berl. Wirtschafts- 
ber, 18. 1929.

D. Wirtschafts- u.’ Finanzlage im allge­
meinen, d. Reiches u. d. Gemeinden u. 
rationelle Krankenhauswirtschaft, Dir. 
Plaetke, Magdeburg, Zeitschr. f. Woh- 
nungsw., 15. 1929.

Einführung in d. Aufgaben d. Krankenhaus- 
fürs., Nachrichtenbl. d. Dt. Roten Kreuzes, 
16. 1929.

Gesundheitsfürs. i. Nürnberg i. alter und 
neuer Zeit, Simon, Nürnberg, Dt. Kran­
kenkasse, 33. 1929.

Gründe u. Grenzen, Bewährung u. Ent­
artung d. Staatsfürs. am kranken Men« 

__ sehen, Zahnärztl. Mitteilungen, 35. 1929.
Kommunale Gesundheitspfl., Dr. Bader, 

Bresl. Gemeindebl., 35. 1929.
Leibesübungen als Therapie i. d. Kranken- 

hausbehandlg., Dr. Hering, Fortschritte d. 
Gesundheitsfürs., 8. 1929.

Maßnahmen z. Verhütung u. Bekämpfung d. 
akuten übertragbaren Krankheiten in 
Wien, Dr. Gegenbauer, Blätter f. d. Wohl­
fahrtswesen Wien, 274. 1929.

Seuchenbekämpfung u. Arbeitsämter, Nach­
richtendienst d. Dt. Vereins f. öffentl. u. 
priv. Fürs., 7. 1929.

Volksgesundheit u. Eigenheim, Prof. Dr. 
Gastpar, Stuttgart, Mein-Eigen-Heim, 8. 
1929.

Volk u. öffentl. Gesundheitspfl., Unterm 
Lazaruskreuz, 8. 1929.

Zur Reichsregelung d. öffentl. Gesundheits­
wesens, Dr. Konitjer, Magdeburger 
Amtsbl., 34. 1929.

Ausland
Gesundheitsunterr. u. gesundheitl. Er­

ziehung in außerdeutschen Ländern, Ose- 
Rundschau, 7/8. 1929.

Mutter- und Säuglingsfürsorge
Anstalts- oder Haus-Entbindung? Dt. Kran­

kenkasse, 30. 1929.
D. Hebamme u. d. Säuglingsfürs. u. -pflege, 

Prof. Martin, Zeitschr. f. Medizinalbeamte, 
16. 1929.

D. Mutter und d. Volk d. Zukunft, Bundesbl. 
d. Kinderreichen, 8. 1929.

Die Mütterschulung u. d. Mütterfürsorge ein 
entscheidender Weg zur planmäßigen 
Durchführung d. volkshygienischen Be­
lehrung u. volksgesundheitlichen Für­
sorge, Schloßmann-Lönnies, D. dt. Land­
krankenkasse, 14. 1929.

D. schwangere Frau i. d. Haft, Plättner, 
D. neue Generation, 6/7. 1929.

D. Schwangerenfürs., ihre Aufgaben u. Ein­
richtungen, Fortschr. d. Gesundheitsfürs.,
8. 1929.

Säuglingssterblichkeit in Stadt u. Land, Dr. 
Schweisheimer, Waisenhilfe, 9. 1929.

Ignat; Philipp Semmelweis, Dr. Stachow, 
Charlottenhg., Fortschr. d. Gesund­
heitsfürs., 6. 1929.

Wochenhilfe u. Wochenfürs., Münster, Bl. 
f. öffentl. Fürs. u. soziale Vers., 16/17. 
1929.

Zur Änderung d. Wochenhilfe, Wittkämper, 
Dt. Krankenkasse, 34. 1929.

Jugendgesundheit9fürsorge
D. gesundheitl. und körpcrl. Entwicklung d. 

Erfurter Schulkinder seit 1923, Stadtarzt 
Dr. Wilh. Reich, Archiv für soz. Hygiene 
und Demographie, 3. 1929.

Einige Beobachtungen über d. Umschulung 
von Schülern höherer Lchranst. in ge- 
wcrbl. Berufsschulen, Dr. Fürst, Zeitschr. 
f. Sthulgesundheitspfl. u. soz. Hygiene, 17. 
1929.

Gründlichere Schuluntersuchungen, Kom­
munalpol. Blätter, 15. 1929.

Organisation u. Umfang d. sdiulärztl. Tätig­
keit in Deutschi., Dr. Hcyman, Öse-Rund­
schau, 7/8. 1929.

Probleme d. sdiulärztl. Versorgung d. Bc- 
rufssdiulen, Dr. Theobald Fürst, Monats­
schrift Dt. Ärztinnen, 8. 1929.

Zur Frage d. Schulferien, Dr. Junge, 
Zeitschr. f. Sdiulgcsundheitspfl. u. soz. 
Hygiene, 17. 1929.

Versuch einer funktionellen sdiulärztl. 
Statistik, Dr. Bregmann, Zeitschr. f. 
Sdiulgcsundheitspfl. u. soz. Hygiene, 17. 
1929.

419



Erholungsfürsorge
Aufenthaltsräume f. geistige Erholung min­

derbemittelter Bevölkerungskreise in Köln, 
Löns, Kommunalpol. Blätter, 14. 1929.

D. Säuglings- u. Kleinkinderschwester i. d. 
Erholungsfürs., v. Staden, Fortschritte d. 
Gesundheitsfürs., 6. 1929. 

Entsendungsstelle u. Heimarzt, Dr. Ley, 
Zeitschr. f. Schulgesundheitspfl. u soz. 
Hygiene, 16. 1929.

Ergebnisse systematischer Untersuchungen 
auf d. Gebiete d. Erholungspfl. und Er­
holungsfürs. für Schulkinder, Stadtarzt 
Dr. Büsing, Ztschr. f. Schulgesundheitspfl.,
15. 1929.

Erholungsfürs. f. Mütter, Nachrichtenbl. d.
Dt. Roten Kreuzes, 17. 1929.

Gesundheitliche Fragen bei d. Erholung d. 
Kinder a. d. See od. im Gebirge, Dr. Moll, 
Wien, D. Kassenarzt, 28/29. 1929.

örtl. Erholungsfürs. I. Kleinkinder, H. 
Krause, Schle6w.-Holst. Wohlfahrtsbl., 8/9. 
1929.

Richtlinien üb. Erholungsfürs. f. erwachsene 
Hilfcbed., Berl. Wohlfahrtsbl., 16. 1929.

Geistes- und Gemütskranke
Amerikanische Psychiatrie, Dr. Schilder, 

Wien, D. Nervenarzt, 8. 1929.
Aus einem Irrenhause, D. Kassenarzt, 34. 

1929.
Bericht üb. d. Besprechung d. Vertreter d. 

Hilfsvereine u. d. offenen Fürsorge f. 
Geisteskranke i. Danzig am 22. Mai 1929, 
Zeitschr. f. psych. Hygiene, 4. 1929.

D. Begriff d. „Anstaltspflegebedürftigkeit“ 
bei jugendl. Schwachsinnigen, Rektor 
Kretschmer, D. Anstaltspädagoge, 1. 1929. 

D. Aufnahme und Beobachtungsstation d. 
Staatl. Landeserziehungsanst., Chemnitj- 
Altendorf, von Trümper-Bödemann, D. 
Anstaltspädagoge, 1. 1929.

D. Bedeutung d. offenen Geisteskrankenfürs. 
f. d. psychiatrische Aufklärung, Dr. 
Wiehl, Zeitschr. f. p6ych. Hygiene, 4. 1929. 

D. Unterbringung von Geisteskranken in 
Provinzialanstalten, Rieh. Treitel, D. Ge­
meinde, 15. 1929.

Fürs. f. Geisteskranke u. psychisch Abnorme, 
Schlesw.-Holst. Wohlfahrtsbl., 8/9. 1929.

Fürs. f. Geistesschwache, Dr. Speich, 
Caritas, 4. 1929.

Psychische Hygiene i. Österreich, Kogener, 
Zeitschr. f. psych. Hygiene, 4. 1929.

Psychosomatische Therapie, San.-Rat Dr. 
Juliusburger, Bin., Soziale Medizin, 8. 
1929.

Schicksale cheihaliger Hilfsschüler, A. Hoff- 
mann, Fortschritte d. Gesundheitsfürs., 8. 
1929.

Wettbewerb d. Hilfsvereins f. Geisteskranke 
i. d. Rheinprov. f. Flugblätter zu Auf­
klärungszwecken, Zeitschr. f. psych. 
Hygiene, 4. 1929.

Z. amtsärztl. Begutachtung d. Gemein­
gefährlichkeit, Dr. Sighart, Zeitschr. f. 
Medizinalbeamtc, 17. 1929.

Tbc.-Fürsorge
Aufgaben und Ziele d. Tbc.-Fürsorgestelle, 

D. Prov. Oberschlesien, 30. 1929.
Aus dem Bericht d. Herrn Regierungspräsid. 

in Schlesw. über die Tuberkulose­
bekämpfung i. J. 1928, Dr. Möbius, 
Schlesw.-Holst. Wohlfahrtsbl., 8/9. 1929.

D. Haus in der Sonne in Davos-Plag, Dr. 
Hofer-Hoch, Schweizer. Zeitschr. f. Ge- 
meinnütjigkeit, 7. 1929.

D. Zusammenarb. d. Kinderschutjvereine mit 
d. Jugendämtern, Dr. Abel, Waisenhilfe, 
9. 1929.

D. soziale Bedeutung der skrofulösen u. 
tuberkulösen Augenerkrankungen, Dr. 
Fabian, Kolberg, Fortschritte d. Gesund­
heitsfürs., 6. 1929.

Entlassung Lungen- u. Tuberkulose-Erkrank- 
ter aus d. Heilstätten, Erwacht, 8. 1929.

Gegenwärtige u. zukünftige Aufgaben d. 
Lupusfürs., Dr. Gumpert, Fortschritte d. 
Gesundheitsfürs., 8. 1929.

Richtlinien für d. Unterbringung tuber­
kuloseinfizierter u. tuberkulosekranker 
Kinder in Bayern: Erholungsheime, Ge­
nesungsheime, Heilanst. Dr. Baer u. Dr. 
Tillmeg, Bayer. Fürsorgebl., 8. 1929. 

Tuberkulose u. Volksvermögen, Diph- 
Volksw. Petersen, Davos-Dorf, Erwacht, 8. 
1929.

Tuberkulose-Heilung durch Diät, Dr. Kick­
mann, Oberschlesien, 35. 1929.

Tuberkulosehilfe durch industrielle Arbeit, 
D. Kassenarzt, 33. 1929. 

Tuberkulosetagung 1929 in Bad Pyrmont, 
Oberschlesien, 34. 1929.

Uber Erfolge d. Verschickung tuberkulose­
gefährdeter Kinder, D. Kassenarzt, 10.
1929.

Über Fürsorge bei Lupuskranken, Dr. 
Bommer, Bl. d. Dt. Roten Kreuzes, 8. 
1929.

Umstellung d. Anstaltsfürs. Tuberkulöser 
durch Angliederung von Werkstätten­
siedlungen, Wohlfahrtsbl. d. Stadt Breslau.
309/310. 1929.

Geschlechtskr&nkenfürsorge
Arbeitsgem. z. Bek. d. Geschl.-Krankh. in d. 

Prov. Hannover, Wohlfahrtsbl. f. d. Prov. 
Hannover, 8. 1929.

Arbeitsgemeinschaften a. d. Gebiete d- 
Gesundheitsfürs. f. Geschlechtskranke. 
Dipl. rer. pol. Berendes, Dortm. Wohl­
fahrtsbl., 8- 1929.

Arbeitsunfähigkeit bei venerischen Krank­
heiten, Dr. Levy-Lenz, Bin., Soziale 
Medizin, 8. 1929.
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D. Auswirkungen d. Ges. z. Bekämpf, d. 
Geschl.-Krankh., Mitt. d. Dt. Ges. z. 
Bekämpf, d. Geschl.-Krankh., 8. 1929.

D. Bekämpfung d. venerischen Krankh. 
unter d. städtischen Bevölkerung d. 
Ukraine, A. N. Fedorowsky, Mitt. d. Dt. 
Ges. z. Bekämpf, d. Geschl.-Krankh., 8. 
1929.

D. wirtschaftl. Bedeutung d. Geschlechtsk., 
Stadtarzt Dr. Georg Loewenstein, Fort­
schritte d. Gesundhcitsfiirs., 7. 1929.

Gesdilechtskrankh. u. Rechtschutj, Dr. 
Flesch, Mitt. d. Dt. Ges. z. Bekämpf, d. 
Geschl.-Krankh., 8. 1929.

Nachtrag zum Ergebnis d. Reichszählung d. 
Geschlechtskranken 1927, Dr. Dornedden, 
Reidisgesundheitsbl., 31. 1929.

Sind Behandlungsstellen notwendig? Mitt. 
d. Dt. Ges. z. Bekämpf, d. Gesdil.-Krankh., 
8. 1929.

Wirtschaftl. Behandlungsweise d. Ge- 
schleditskrankheiten, Geh. Med.-Rat Prof. 
Dr. Jadassohn, Breslau, Soziale Medizin, 
8. 1929.

Ausland
Üb. d. Organisation d. Bekämpfung vene­

rischer Krankh. i. d. RSFSR., Mitt. d. Dt. 
Ges. z. Bekämpf, d. Geschl.-Krankh., 8. 
1929.

Alkoholkrankenfürsorge
Alkohol u. Hilfsschule, Gustav Lesemann, 

D. Hilfsschule, 8. 1929. 
Alkoholkrankenfürs. auf d. Lande unter 

Mitberücksichtigung d. kleinen und mittle­
ren Städte, Dr. Mulert, Blätter für Wohl- 
fahrtspfl., 7/8. -1929.

Amerika u. d. Prohibition, D. Christi. Ab­
stinent, 5. 1929.

D. österr. Volksbegehren geg. d. Alkohol- 
mißhrauch, Richard Loyka, Internat. 
Zeitschr. geg. d. Alkoholism., 3. 1929.

D. grüne Halbmond im Dienste d. türk. 
Volkes, Dr. Muley, Internat. Zeitschr. geg. 
d. Alkoholism., 3. 1929.

D. Branntweinbesteuerung, A. Don, Internat.
Zeitschr. geg. d. Alkoholism., 3. 1929.

Die schweizerische Volksabstimmung über 
das Gemeinde-Bestimmungsrecht, Dr. 
Hercod, Internat. Zeitschr. geg. d. Alko­
holism., 3. 1929.

Ein Beitrag zur Trinkerfürs., Gerken-Leit- 
gebe!. Bin., D. Wohlfahrt, 4. 1929.

J"in Gesetj z. Bek. d. Alkoholismus? Dr. 
'.ucker, Fortschr. d. Gesundheitsfürs., 8. 

1929.
Fiirsorgewesen u. Alkoholismus, Mag.-Sekr. 

Dr. Paradeiser, Blätter f. d. Wohlfahrts­
wes., Wien, 274. 1929.

Uber d. Auffassung zu d. Frage d. Heil- 
>tättenhehandlung Alkoholkranker, E. 
Hartung. Schlesw.-Holst. Wohlfahrtshl., 
S/9. 1929.

Wie können schwer trunksüchtige Personen 
geheilt werden? Dir. Joh. Thiken, Dt. 
Krankenkasse, 30. 1929.

Wie können trunksücht. Personen geheilt 
werden? Neuland, 35. 1929.

Z. alkoholfreien Erziehung d. Pflegekindes, 
Waisenhilfe, 8. 1929.

Krebskrankenfürsorge
Sozialhygiene und Krebsbekämpfung, Dr. 

Werner, Bl. d. Dt. Roten Kreuzes, 8. 
1929.

Erwerbsbeschränktenfürsorge
Allgemeines
D. Gebrechlichen in Hamburg, Aus Ham­

burgs Verwalt, u. Wirtsch., 6. 1929.
D. Zählung d. Gebrechlichen in Baden, Dr.

Baum, Soz. Praxis, 35. 1929.
SpraJiheilschulen, Dr. Corte, Revue inter­

nationale de I’enfant, 43. 1929.

Blindenfürsorge
Blindenbeschäftigung in d. Nürnberger In­

dustrie, Dr. Löhr, Wohlfahrtshl. d. Stadt 
Nürnberg, 3. 1929.

Blindendarstellungen in d. Literatur u. 
öffentl. Aufklärung über d. Blindenwesen, 
Werner Schmidt, D. Blindenfreund, 7. 
1929.

Blindenehe u. Blindenrente, B. Blinden­
welt, 7/8. 1929.

D. Werden u. Wesen d. Blindenfürs., Dr.
Cohn, Freie Wohlfahrtspfl., 5. 1929.

D. Blindenrente im kommunistischen Ge­
wand, Dr. Kraemer, D. Blindenwelt, 7/8.
1929.

D. Nürnberger Blindenfürs., Wohlfahrtshl. d.
Stadt Nürnberg, 3. 1929.

Sehschwache Kinder u. ihre Beschulung, Dr. 
Caesar, Zeitschr. f. Schulgesundheitspfl. u. 
soz. Hygiene, 16. 1929.

Taubstummenfürsorge
D. Schulzwang f. Taubstumme, D. Antworten 

d. Schweiz. Erziehungsdirektionen i. bezug 
auf d. Pflicht d. Taubstummenunterrichts 
u. Schlußfolgerungen, Süddeutsche Ge- 
hörlosen-Ztg., 24. 1929.

D. Anfänge d. Ausbildung Taubstummer, 
insbesondere im Breisgau, Reg.-Rat Dr. 
Geyer, Badische Wohlfahrtshl., 4. 1929. 

Fünfzig Jahre Fortbildungsschuluntcrricht f. 
Taubstumme in Berlin, Ernst Schorsch, 
Bl. f. d. Wohlfahrt d. Gehörlosen, 3. 
1929.

Schwerhörigen-Fürs., Dr. Wüest, Caritas, 4. 
1929.

Über Taubstumme u. ihre Fürs., Stud.-Rat 
Pongrat, München, Süddt. Gehörlosen- 
Ztg., 21. 1929.
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Krüppelfürsorge
D. berufstätige Krüppel als Wertbildner, 

Dir. Wür$, Bln.-Dalilem, Jugend u. Beruf, 
8. 1929.

D. Erverbsbefähigung jugendlicher Krüppel, 
F. Marquardt, Nachrichtendienst d. Selbst­
hilfebundes d. Körperbehinderten, 8. 
1929.

D. heilpädagogische Frühbehandlung d. 
Krüppelkindes, Erziehungsdir. Herold, 
Blätter für Wohlfahrtspfl., 7/8. 1929.

Ist es ratsam, Krüppelkinder zur Ab­
kürzung der Behaudlungszeit aus der 
Klinik zu beurlauben? Dr. Schräder, 
Zeitschr. f. Krüppelfürs., 7/8. 1929.

Krüppelfürs. für d. Jugend, Dt. Hans 
Paradeiser, D. Krüppel, 7/8. 1929.

Sachliche oder subjektive Erziehung im 
Krüppelheim? Arbeiterwohlfahrt, 15. 1929.

Ausland
D. Beschulung, Fürs. u. Versorgung d. 

Blinden i. Großbritannien, Dr. Strehl, 
Reichsarhcitsbl., 21. 1929.

Ein Beispiel guter Siechenfürs. i. England, 
Demuth, Bin., Dt. Zeitschr. f. Wohl­
fahrtspfl., 5. 1929.

Gchrechlichenfürs. in Amerika, Dr. Eckhardt, 
Bin.-Dahlem, Zeitschr. f. Krüppelfürs., 7/8. 
1929.

Sondererziehung u. Krüppelkinder in Ohio, 
U. S. A., nach dem Bericht von Hazel 
C. Hadley, Hans Würtj, Zeitschr. f. 
Krüppelfürs., 7/8. 1929.

Taubstummenfürs. i. d. Schweiz, Dir. Bösch, 
Caritas, 4. 1929.

Sozialversicherung
Arheitsgem. in d. Sozial vers., Rob. Fette, 

Gewerkschafts-Archiv, 4. 1929.
D. Ergebnisse d. Wahlen in d. Sozialvers. im 

Jahre 1927/28, Gewerkschafts-Ztg., 33. 
1929.

D. Gesamtbelastung d. Wirtschaft durch d.
Sozialvers., Arbeiterschu^, 5. 1929.

Die Kurorte gegen d. Sozialversicherungs- 
institute, Grünwald, Arbeiterschutj, 5. 
1929.

D. Richtlinien über Gesundheitsfürs. in d. 
versicherten Bevölkerung, Landesrat Dr. 
Huch, Amtl. Nachrichten d. Vorstandes d. 
LVA. Schlesien, 4. 1929.

D. Stellung d. Anstaltsfürsorgezögl. in d. 
Sozialvers., Dr. Mayer, Zeitschr. f. d. 
Heimatwesen, 25. 1929.

D. Stellung d. Lehrlings i. d. Soz.-Vers., 
Bispunk, Münster i. W., D. dt. Innungs­
krankenkasse, 107/108. 1929.

D. Überlastung d. Reichsversicherungsamts, 
Litke, Dt. Krankenkasse, 33. 1929. 

Internationale Angleichung d. Sozialversiche­
rung, Fehlinger, Genf, Arbeiterschufc, 16. 
1929.

Nochmals Sozialversicherung oder Spar­
zwang, Der Deutsche Metallarbeiter, 34. 
1929.

Sozialversicher, u. priv. Krankenversicher., 
Bohlmann, Dt. Krankenkasse, 33. 1929.

Sparen u. Versichern, Dr. Landauer, Soziale 
Praxis, 33. 1929.

Ausland
Die französische Versicherungsordnung, Dr. 

Herrmann, Straßburg, Dt. Zeitschr. f. 
Wohlfahrtspfl., 5. 1929.

Die neue tschechoslowakische Pensionsver­
sicherung d. Privatangestellten in höheren 
Diensten, Havlik, Prag, Int. Zeitschr. f. 
Soz.-Vers., 6. 1929.

D. Reform d. Sozialversicherung i. Öster­
reich, Int. Rundschau d. Arbeit, 7. 1929.

Krankenversicherung
„Den kranken Gesellen betreffend“, Arb.- 

Sekr. Schneider, Nürnberg, Dt. Kranken­
kasse, 33. 1929.

D. Arbeiten zur Einführung einer allge­
meinen obligatorischen Krankenversiche­
rung i. Italien, Int. Zeitschr. f. Soz.- 
Vers., 6. 1929.

D. Kontrolle d. Arbeitsunfähigkeit durdi 
vertrauensärztliche Untersuchung, Dr. 
Wolff, D. Ersatjkasse, 8. 1929..

Die reichsgcsetjl. Krankenkassen im Jahre 
1927, D. Krankenversicherung, 16. 1929.

Doppelleistungen in d. Krankenvers., Rieh. 
Korbmacher, D. Krankenvers., 14. 1929.

Komödie d. Irrungen, Lehmann, Dt. Kran­
kenkasse, 33. 1929.

Neuzeitliches soziales Herostratentum, Geng­
ier, Stuttgart, D. Krankenversicherung.
16. 1929.

Obligatorische Urlaubsversicherung, Dr. Neu­
bauer, Dt. Krankenkasse, 35. 1929.

Schonungskranke i. d. Krankenversicherung? 
Oberstabsarzt a. D. Berger, Fürstenberg i- 
Meckl., Soziale Medizin, 8. 1929.

Statistik über d. Verhältnisse b. d. Orts­
krankenkasse im Jahre 1928, Dr. Henri- 
ques. Bin., Di. Krankenkasse, 33. 1929.

Statistik über Krankheitskosten je Patient u. 
Arzt u. im Durchschn., Rofler, Dt. Kran­
kenkasse, 35. 1929.

Über d. Zunahme d. Krankheitsfälle cl 
Männer i: d. Nürnberger Ortskranken­
kasse u. i. d. deutschen Krankenkassen 
überhaupt, Dr. Bändel, Nürnberg, Dt. 
Krankenkasse, 33. 1929.

Z. bevorstehenden Neuordnung d. Kranken­
vers., Dr. Lohmann, Dt. Wirtschafts-Ztg- 
35. 1929.

Zur Krankenvers. d. Hausgewerbetreiben­
den, W. Hergei, Dt. Krankenkasse, 31- 
1929.

Z. Soziologie d. Versicherungswesens, insbes. 
d. dt. Ortskrankenkassen, Reinhard1 Weber. 
Ärztl. Mitteil., 2. 1929.



Ausland
D. englische obligatorische Krankenvers., 

Dr. Moser, Ztschr. f. Schweiz. Statistik und 
Volkswirtschaft, 2. 1929.

Eine Krankenkasse d. registrierten Kauf­
leute Wiens, Dr. Kompert, Soziale Praxis, 
33. 1929.

Plan einer Krankenvers. in Italien, H. 
Fehlinger, Volkstiiml. Ztschr. f. d. ges. 
Sozialvers., 15. 1929.

Invalidenversicherung
Erhöhte Leistungen d. Inv.-Vers., Arbeiter­

wohlfahrt, 16. 1929.
Gesundheitsfürs. i. d. deutschen Inv.-Vers., 

Int. Zeitschr. f. Soz.-Vers., 6. 1929. 
Neueste Zahlenergehn, aus d. Invalidenvers., 

Reichsarbeitsbl., 24. 1929.
Rentenerhöhung in d. Invalidenvers., Lan­

desrat Görling, Dt. Invaliden-Vers., 8. 
1929.

Wiedererlangung von Invalidenrentenan- 
sprüchea durch freiwillige Versicherung, H. 
Kempe, Volkstiiml. Ztschr. f. d. ges. 
Sozialvers., 15. 1929.

Angestelltenversicherung
Abänderungsentw. z. Angestelltenvers.-Ges., 

Gertrud Israel, Soz. Berufsarb., 7/8. 1929. 
Elternrente in der Angestelltenversicherung, 

Mleinek, Soz. Praxis, 33. 1929.
Entwurf einer Novelle z. Angestelltenvcr- 

sicherungsgesetj. Soziale Praxis, 33. 1929.
Unfallversicherung
Ausdehnung d. Unfallversicherung auf ge- 

werhl. Berufskrankheiten, Dr. Max Grüne­
wald, D. Arbeitersamariter, 8. 1929.

D. Berufsgenossenschaft für Gesundheits­
dienst u. Wohlfahrtspflege, Dr. Behrend, 
Soziale Praxis, 33. 1929.

Die Gemcindeunfallversicherungsverbände, 
Landesrat Steinhach, D. Landgemeinde,
15. 1929.

Unfallneurose, Riese, Frankf. a. M., Int.
Zeitschr. f. Soz.-Vers., 6. 1929.

Unfallvers. d. Feuerwehrleute i. Thüringen, 
Dr. Dömel, Weimar, Thür. Kommunale 
Rundschau, 5. 1929.

Unfallversicherung im Krankenpflege- u. 
Wohlfahrtsdienst, Landesrat Bessel, 
Königsberg, D. Wohlfahrt, 4. 1929.

Zur Frage der „Rentenneurose“, Prof. 
Wetjel, Stuttgart, D. Nervenarzt, 8. 1929.

Unfallverhütung
Berufscignung u. Unfallgefährdung, Dr.-Ing. 

Bramesfeld, Darmstadt, Jugend u. Beruf, 
7. 1929.

D. Unfallverhütung auf d. 12. Internat. 
Arbeitskonf. in Genf, Stiller, Reichs­
arbeitsblatt, 22. 1929.

Unfälle u. Unfallverhütung, Soziale Praxis, 
30. 1929.

Unfallgefahren i. Haushalt, Dr. Thomalla, 
D. Hörrohr, 2. 1929.

Unfallverhütung auf internationaler Grund­
lage Gewerkschaftsztg., 30. 1929.

Ausbildungs- und Berufsfragen
Ausbildungsfragen
D. Ausbildung d. Eheberaterin, Dr. Hel. 

Luedtke, Blätter für Wohlfahrtspfl., 7/8. 
1929.

V. Reichskonferenz d. Arbeiterwohlfahrt, 
27. u. 28. März 1929 in Frankf. a. M.: 
„Wie stehts um die Ausbildung d. Wohl­
fahrtspfleger?“ Fortschritte d. Gesund- 
heitsfürs., 6. 1929.

Lebendige Fortbildung im Wohlfahrtsamt, 
Direktor Giese, Görlitj, Dt. Zeitschr. f. 
Wohlfahrtspfl., 5. 1929.

Berufsfragen
Bericht üb. unsere Arbeitswoche i. Friedrich­

roda, Rundbrief d. Gilde „Soziale Arbeit“,
15. 1929.

Männl. Berufskräfte o. Außendienst d. 
Wohlfahrtsamtes, Nachrichtenbl. d. Wohlf.- 
u. Jugendamtes Barmen, 8. 1929.

Richtlinien üb. d. Gesunderhaltung i. 
Schwesternberuf, Dr. Riderer-Kleemann, 
Charlottenbg., Blätter a. d. Ev. Diakonie­
verein, 8. 1929.

Sozialschwestern, Stadtrat i. R. Frankenberg, 
Braunschweig, D. Krankenversicherung,
16. 1929.

Studienfahrt durch d. gesundheitsfürsorge­
rischen Einrichtungen in London u. Um­
gebung, Schulze, Bunzlau, Fortschritte d. 
Gesundheitsf., 6. 1929.

Wie kann die innere Schwungkraft d. 
sozialen Arbeiters, die mit der Wandlung 
d. soz. Arbeit zu einem bezahlten Beruf 
abzunehmen pflegt, erhalten bleiben, 
Porter Lee, New York, Zeitschr. f. d. 
Heimatwesen, 23. 1929.

Bücherbespreclrongeii
»Vom Wesen der Sozialen Fürsorge“, von 

Dr. Else Wex, Carl Heymanns Verlag, 
Berlin 1929. 48. S. Preis 2 M.
Die allgemeine Literatur über Wesen und 

Inhalt jenes komplizierten Gebildes, das wir 
mit Wohlfahrtspflege oder mit sozialer Für­
sorge zu bezeichnen gewohnt sind, ist nicht 
allzu groß. Zwar sind die Vorwürfe, die 
man vielfach hört: daß man an der Unklar­

heit der grundlegenden Begriffe die Unklar­
heit des ganzen Gebildes erkennen könne — 
unbegründet, denn die Vielfältigkeit und 
Kompliziertheit der sozialen Fürsorge wird 
eben an der Problematik der Begriffsbildung 
besonders deutlich. Aber jeder Versuch, 
durch begriffliche Auseinandersetzungen zu 
größerer Klarheit zu kommen, muß be­
grüßt werden, wenn er bisherige Ergebnisse
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sinnvoll verwertet und neue Gedanken dazu 
trägt. In diesem Sinne kann die Arbeit von 
El6e Wex positiv gewertet werden. In der 
Dreiteilung: „Die Elemente der sozialen 
Fürsorge, die organisatorischen Formen, die 
soziologische Bedingtheit der sozialen Für­
sorge durch andere Kulturinhalte und Ge­
sellschaftsgebilde“ zeigt sich ein Maß von 
gedanklicher Klarheit, das allein schon 
einen Vorteil bedeutet. Die Verwertung der 
Literatur ist recht glücklich. Bei weiteren 
theoretischen Auseinandersetzungen über das 
Wesen der sozialen Füssorge wird die 
Schrift nicht übergangen werden können.

0. Muthesius.

„Die Entwicklung der Sozialen Fürsorge in 
Deutschland“, von Dr. Else Wex, Carl 
Heymanns Verlag, Berlin 1929. 84 Seiten. 
Preis 3 M.
Eine Darstellung der Entwicklung der 

sozialen Fürsorge vom Stande der Vor­
kriegszeit bis in die jüngste Zeit fehlte bis­
her in der Literatur. Es war eine sehr 
dankenswerte Aufgabe, die die Verfasserin 
übernommen und die sie auch vorzüglich ge­
löst hat. Die Schrift geht von Not und 
Hilfe in der Vorkriegszeit aus, zeigt den 
Einfluß von Krieg und Inflation und kenn­
zeichnet deutlich die Krise der öffentlichen 
Wohlfahrtspflege nach Beendigung von 
Krieg und Inflation. Die neue Fürsorge­
gesinnung und die organisatorische Neu­
ordnung der Fürsorge werden unter weit­
gehender Verwendung der einschlägigen 
Literatur knapp und übersichtlich darge­
stellt. Die Arbeit eignet sich insbesondere 
auch für den Unterricht in Wohlfahrts­
schulen, Verwaltungsseminaren und Ver­
waltungsakademien. O. Muthesius.

Die Wohlfahrtseinrichtungen Bremens, her­
ausgegeben von der Zentrale für 
private Fürsorge. Dritte Auflage. 
Verlag M. Hauschild, Bremen 1929. 
379 Seiten.

Die Wohlfahrtseinrichtungen in der Stadt 
Karlsruhe. Ein Auskunftsbuch, zusam­
mengestellt von der Zentralstelle 
des Städtischen Fürsorgeamts 
Karlsruhe. Sonderdruck aus dem Karls­
ruher Adreßbuch 1929. Verlag G. Braun, 
Karlsruhe 1929. 46 Seiten.

Führer durch die Münchener Wohlfahrts­
pflege und durch die sozialpolitischen 
Einrichtungen Münchens, herausgegeben 
vom Verein für Fraueninter­
essen und Frauenarbeit. Ver­
lag Ernst Reinhardt, München 1929. 
88 Seiten.

Mit der neuen Entwicklung der Wohl­
fahrtspflege hat auch die Organisation seit 
1924 sich stark verändert. Die Führer 
durch die Wohlfahrtseinrichtungen der 
großen deutschen Städte bieten eine gute

Grundlage für die Beobachtung dieser Ent­
wicklung und für die Gewinnung eines 
klaren Bildes über den Stand der Wohl­
fahrtspflege. Die vorliegenden Führer aus 
den Hauptstädten der Freistaaten Bayern, 
Baden und Bremen geben in dieser Richtung 
ein besonders interessantes Bild, in dem so­
wohl die neue gesetzliche Regelung, wie auch 
die Änderung der soziologischen und poli­
tischen Verhältnisse zum Ausdrück kommt. 
Im Mittelpunkt der Arbeit steht jetzt überall 
das Wohlfahrts- und Jugendamt, 
um das sich die anderen städtischen und 
freien Stellen herumgruppieren. In be­
sonderem Maße sind die Einrichtungen auf 
dem Gebiete der Gesundheitsfür­
sorge vermehrt und ausgebaut worden, 
die Aufgaben der Jugendwohlfahrt 
sind auf vielen Gebieten von der freien 
Wohlfahrtspflege in die öffentliche über­
gegangen. Das Kapitel der selbständigen 
Stiftungen, das früher einen wesentlichen 
Umfang in den Wohlfahrtseinrichtungen der 
Städte einnahm, ist fast ganz verschwun­
den, wenn es sich nicht um Anstaltstiftun­
gen handelt (das Bremer Auskunftsbuch 
gibt auch die entwerteten ruhenden Stif­
tungen in einem Anhang an). Die Führer 
sind systematisch nach den einzelnen Ge­
bieten der Wohlfahrtspflege geordnet. Dem 
Bremer Auskunftsbuch ist, ähnlich wie dem 
Hamburger Führer, eine gute graphische 
Darstellung über die Organisation der Wohl­
fahrtspflege beigegeben. Das Münchener 
und das Bremer Buch haben ein sorgfältig 
durchgearbeitetes Sach- und Schlagwort­
register, sowie ein Ortsregister, die die Be­
nutzung wesentlich erleichtern. Wr.

Verzeichnis staatlicher und privater Ein­
richtungen für Gerichtshilfe, Gefangenen- 
und Entlassenenfürsorge in Deutschland, 
Österreich und Freistaat Danzig. Her­
ausgegeben von dem Deutschen 
Reichs verband für Gerichts­
hilfe, Gefangenen- und Ent­
lassenenfürsorge in Celle-Ham­
burg, der Schlesischen Gefäng­
nisgesellschaft in Breslau und der 
Schriftleitung des „L e u c li 11 u r m“ in 
Wohlau. 146 Seiten, Preis 2 RM.

Der Deutsche Reichsverband hat sich mit 
diesem Verzeichnis ein Verdienst für die 
praktische Durchführung der Fürsorge für 
die Soziale Gerichtshilfe, Gefangene und Ent­
lassene erworben. Das Verzeichnis enthält 
sowohl die Anschriften der Fürsorgeorgane 
der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege, 
die auf diesem Gebiete wichtig sind, wie ein 
Verzeichnis der Unterkunftsstätten, die für 
entlassene Strafgefangene in Frage kommen 
und in einem Anhang ein Verzeichnis der 
Landes- und Bezirks-Arbeitsämter in Deutsch­
land. Die Schrift zeichnet sich durch über­
sichtliche Anordnung und genaue Angaben 
aus. Wr.

Verantwortlich: Förden redaktionellen Teil: Frau S. Wronaky, Berlin W 35, Flottwellstraße 4 - Für den Anzeigenteil: 
Paul Wölfl, Berlin W 8, Mauerstraße 44 - Gedruckt bei Julius Sittenfeld. Berlin W 8
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Vo 11 s t ä n d i g 1 i ejjt vor:

Handwörterbuch
der Wohlfahrtspflege

In Verbindung mit
Dr. Dr. M. Bauer Dr. F. Elsas Dr. M. Geiger

Ministerialrat Vizepräsident, geschäftsführendes Ministerialrat im
im Reichsarbeitsministerium Vorstandsmitglied des Deutschen Bayer. Staatsministerium des Innern

Städtetages
Dr. A. Schott Dr. G. Vöhringer

Regierungsrat im Reichsarbeitsministerium Generalsekretär
der Deutschen Liga der freien Wohlfahrtspflege

Herausgegeben von

Dr. Julia Dünner
Ministerialrat im Reichsarbeitsministerium

Zweite, völlig neubearbeitete Auflage
Preis gebunden 43 RM. .

„Die erste, jetzt lange vergriffene Auflage des Handwörterbuchs der Wohlfahrtspflege schuf ein dem 
Fachmann unentbehrliches Nachschlagewerk. Die neue Auflage, die die Stichworte-von 170 
auf 900 vermehrt, bringt neben grundlegenden und zusammenfassenden wissenschaftlichen Abhandlungen zahl« 
reiche kurz gefaßte Aufsätze, die dem Praktiker rasche Auskunft" geben und durch sorgfältige Angaben über 
das Schrifttum die Möglichkeit tieferen Eindringens in den Gegenstand bietet. Insbesondere werden unter.gut 
gewählten Stichworten die Bestimmungen der Reichsfürsorgepnichtverordnung und der Reichsgrundsätze be» 
handelt. Die Einbeziehung der Grenzgebiete der Wohlfahrtspflege (Sozialversicherung, Arbeitsrecht, Axbcits« 
schütz, Wohnungs» und Siedlungswesen) gibt dem Handbuch die nötige Abrundung. Das Handbuch sollte 
in keiner Bücherei eines Wohlfahrts«, Jugend» oder Gesundheitsamtes fehlen, ebensowenig in den Geschäfts» 
räumen der großen Verbände der freien Wohlfahrtspflege. Es ist für jeden, der ln umfangreicherem Maße 
auf dem weiten Felde der Wohlfahrtspflege arbeitet, ein fast unentbehrliches Rüstzeug.“

Schleswig»Holsteinische Wohlfahrtsblätter 1929 Nr. 5.

Soeben ist erschienen:

Die Mainzer Armenreform
vom Jahre 1786

Von Dr. rer. pol. Friedrich Rösch
- Preis 10 RM.

Die Arbeit behandelt die Reform des Armenwesens in der Stadt Mainz Ende 
des 18. Jahrhunderts, jene Zeit, in welcher die Ideen der Aufklärung den Grunds 
stein zur modernen Armenpflege legten. Die Untersuchung erstreckt sich auf den 
wichtigsten Teil der Armenreform, die Versorgung der arbeitsfähigen 
Armen mit Arbeit durch die Armenfabrik, und auf die Hausarmenpflege, die 
beide eng verbunden sind. Die Schrift enthält sehr reiches Material und gibt 
ein klares. Bild von dem Umfang und der Bedeutung der Reform. Das Ergebnis 
derselben und das Funktionieren des Reformwerkes ist bis zu einer neuen Periode 
der Mainzer Armenpflege, die mit der endgültigen Änderung der politischen 
Verhältnisse durch die zweite französische Okkupation 1797 eingeleitet wurde, 
verfolgt worden.

Diese Spezialuntersuchung wird von besonderem Wert sein, da, abgesehen 
von der- Hamburger Reform von 1788, die damaligen Verbesserungen auf dem 
Gebiete der Armenpflege in anderen Städten bisher in der Literatur kaum 
Beachtung gefunden haben.
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Reidisstatistik der ölfentlidien Fürsorge 
Vordrucke / Karteikarten / Karteikasten

Nr. T 525 Neu. Kontrolliste zur Führung der Reichsstatistik der öffentlichen Füiw 
sorge. Gemäß Erlaß des Reichsarbeitsministers vom 24. April 1929 — IIb 2896/29-^ 
Din A 2 Titels und Einlagebogen. Preis für 10 Bogen RM. 2„ für 25 Bogen! 
RM. 4, für 100 Bogen RM. 15 . , r,

Nr. T 527» Liste über die Erstattung der Führung der Reichsstatistik der öffentis, 
liehen Fürsorge. Din A 5 Titel; und Einlagebogen. Preis für 10 Bogen RM.vlJi 
für 25 Bogen RM. 1.80, für 100 Bogen RM. 6 ;

Z 187 M. Mündelkarte für Knaben. Kartothekkarte Din A 5 auf hellgelbem Karton-^ 
gedruckt. Preis für 10 Stück 60 Pf., für 25 Stück RM. 1.25, für 100 Stück RM. 4.50,3 
für 500 Stück RM. 18, für 1000 Stück RM. 35 

Z 187 W. Mündelkarte für Mädchen. Kartothekkarte Din A5 auf hellgrünem Karton* 
gedruckt. Preise wie bei Nr. Z 187 M.

Z 199 M. Pflegekinderkarte für Knaben. Kartothekkarte Din A 5 auf blauerii%_, 
Karton. Preise wie bei Nr. Z 187 M. . '«pg

Z 199 W. Pflegekinderkarte für Mädchen. Kartothekkarte Din A 5 auf orange-?”
farbenem Karton. Preise wie bei Nr. Z 187 M. . • ’

Z 60 M. Karteikarte für die unter Aufsicht stehenden unehelichen Kinder (nicht'! 
eigentliche Pflegekinder) für Knaben. Kartothekkarte Din A 5 auf chamois**! 
farbenem Karton. Preise wie bei Nr. Z 187 M.

Z 60 W. Karteikarte für die unter Aufsicht stehenden unehelichen Kinder (nlchtr|| 
eigentliche Pflegekinder) für Mädchen. Kartothekkarte Din A 5 auf stein*^| 
grauem Karton gedruckt, Preise wie bei Nr. Z 187. M.

Z 61 M. Karteikarte für Schutzaufsicht für Knaben. Kartothekkarte Din A5 auf;^ 
lachsfarbenem Karton gedruckt. Preise wie bei Nr. Z 187 M.

Z 61 W. Karteikarte für Schutzaufsicht für Mädchen. Kartothekkarte Din A | 
auf elfenbeinfarbenem Karton gedruckt. Preise wie bei Nr. Z 187 M. .

Z 62 M. Karteikarte für Fürsorgeerziehung für Knaben. Kartothekkarte Din Ä 51, 
auf hellrotem Karton gedruckt. Preise wie bei Nr. Z 187 M.

Z62 W. Karteikarte für Fürsorgeerziehung für Mädchen. Kartothekkarte DinA&j 
auf hellgrauem Karton gedruckt. Preise wie bei Nr. Z 187 M.

Z 63 M. Karteikarte für Jugendgerichtshilfe für Knaben. Kartothekkarte Din A5i 
auf weißem Karton gedruckt. Preise wie bei Nr. Z 187 M. - ~

Z 63 W. Karteikarte für Jugendgerichtshilfe für Mädchen. Kartothekkarte Din A5' 
auf grünem Karton gedruckt. Preise wie bei Nr. Z 187 M.

Z 64. Liste über die Tätigkeit des Jugendamtes als Qemeindewaisenrat. Din A3^_ 
Titeh und Einlagebogen. Preis für 10 Bogen RM. 1, für 25 Bogen RM. 1.80, fürill 
100 Bogen RM. 6 .

Z 65. Mitteilung an das Jugendamt und Vormundschaftsgericht über die Er-f 
teilung eines Zeugnisses zur Erlangung des Armenrechts für die Erhebung^ 
einer Klage auf Scheidung usw. Din A4. Preis für 10 Stück 40 Pf.,. füri§
25 Stück 90 Pf., für 100 Stück RM. 3, für 500 Stück RM. 12.50 ..

Nr. T 526. Familienkarte. Für Kriegsbeschädigte, für Kriegshinterbliebene, für-$ 
Kleinrentner, für Sozialrentner, für sonstige Hilfsbedürftige. Preis für 25 Stück^ji 
RM. 5, für 100 Stück RM. 15, für 500 Stück RM. 50, für 1000 Stück RM. 90 •. 

Einbanddecke zur Familienkarte T 526. Modell Primus. Ausführung in ganz Moleskin/^?
mit dauerhaftem und handlichem Mechanismus und Rückenschild. Preis RM._8_>g 

Karteikasten für Din A 5 Karten, ausreichend für 800 Karten. Preis RM. 24,50Ag 
Karteikasten mit Schloß für Din A 5 Karten. Preis RM. 29 
Karteikasten mit Doppelabteil für Din A 5 Karten. Preis RM. 35.50 
Karteikasten mit Doppelabteil und Schloß für Din A5 Karten. Preis RM. 43^ 
Karteikasten für Din A 5 Karten, ausreichend für etwa' 700 Karten, aus Holz Snjs 

einfacher Ausführung. Preis RM. 18.50
Karteikaaten mit Schloß für Din A 5 Karten aus Holz in einfacher Ausführung:: 

Preis RM. 22.50


